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			Corona-Aufbauplan: Bewährungsprobe für den Zusammenhalt in der EU?

			Die EU hat das größte Hilfsprogramm ihrer Geschichte aufgelegt – finanziert durch gemeinsame Schulden. Mit dem »Next-Generation-EU«-Paket (NGEU) – einem Fonds in Höhe von 750 Mrd. Euro, will die Kommission die ökonomischen Folgen der Coronakrise abfedern und die wirtschaftliche Erholung unterstützen. Das Europa nach Corona soll umweltfreundlicher, digitaler und krisenfester sein sowie aktuellen und künftigen Herausforderungen besser standhalten.

			Unsere Autoren analysieren im aktuellen Schnelldienst die direkten Wirkungen des NGEU-Programms. Sie zeigen, welche Länder besonders von dem Hilfsfonds profitieren werden. Kritisch beleuchten sie die Wirkung gemeinsamer Schulden: Sind sie ein Anreiz, dass einige Länder auf Kosten anderer dauerhaft über ihre Verhältnisse leben? Oder führen gemeinsame Schulden zu einer schrittweisen, grundlegenden Reform der EU-Einnahmen, die den sozialen Zusammenhalt innerhalb der EU sogar stärken könnten?

			Zudem untersucht der Schnelldienst die Einigung mit Polen und Ungarn im Streit über den neuen Rechtsstaatsmechanismus. Der Kompromiss bleibt in manchen Punkten hinter den öffentlichen Erwartungen zurück. Markiert er dennoch einen Fortschritt bei der Durchsetzung rechtsstaatlicher Institutionen in den EU-Mitgliedstaaten?

			Auf unserer Website finden Sie weitere Berichte und Analysen zur Zukunft Europas: 

			https://www.ifo.de/themen/eu-reformen
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			Corona-Aufbauplan: Bewährungsprobe für den Zusammenhalt in der EU?

			Die Corona-Pandemie hinterlässt tiefe Spuren in Wirtschaft und Gesellschaft. Angesichts der wirtschaftlichen Rezession hat die EU das größte Hilfsprogramm ihrer Geschichte aufgelegt. Mit dem »Next-Generation-EU«-Paket – einen Fonds in Höhe von 750 Mrd. Euro – sollen die ökonomischen Folgen der Coronakrise abgefedert und die wirtschaftliche Erholung unterstützt werden. Die Initiative beinhaltet Zuschüsse und Kreditfazilitäten für die Mitgliedsländer, die durch EU-Anleihen finanziert werden. Kann das Programm die Wirtschaft der EU-Länder stabilisieren und den sozialen Zusammenhalt innerhalb der EU stärken? Oder untergräbt es die finanzielle Disziplin der EU-Länder und schafft die Voraussetzungen für eine Transferunion? Welche Chancen und Risiken liegen im Europäischen Aufbauplan für die Zukunft Europas?
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			Die Corona-Pandemie stürzte die Europäische Union in die größte Rezession seit ihrem Bestehen. Als Reaktion auf den wirtschaftlichen Einbruch beschlossen die Mitgliedstaaten der EU, einen Fonds mit der Bezeichnung »Next Generation EU« (NGEU) mit einem Volumen von 750 Mrd. Euro einzurichten. Während sich die durchschnittlichen Ausgaben im allgemeinen EU-Haushalt jährlich auf etwa 1% des BIP der EU belaufen, kommen durch NGEU etwa weitere 0,7% des BIP hinzu. Es handelt sich also um eine beträchtliche Erweiterung des EU-Budgets über den Zeitraum 2021–2027. Der durch Schulden finanzierte Fonds wird von der EU aufgenommen, aber durch Garantien der Mitgliedstaaten abgesichert. Ziel des Fonds ist es, sich gegenseitig in der Krise zu unterstützen und die wirtschaftliche Erholung nach der Coronakrise zu beschleunigen. 


			Es ist offensichtlich, dass die Einführung des NGEU-Fonds in erster Linie ein politischer Schritt ist. Die einen sehen darin ein Signal für die Solidarität unter den EU-Ländern in Zeiten einer schweren Krise, eine Investition in den Zusammenhalt der EU und das gegenseitige Vertrauen. Andere sehen den Fonds kritischer und sehen ihn als Ergebnis des Drucks, den eine Mehrheit der EU-Mitgliedstaaten auf den Rest des Clubs ausübt. Vermutlich wäre dieser Druck letztlich wirkungslos geblieben, hätte sich Deutschland nicht entschlossen, die Initiative aktiv zu unterstützen und einem gemeinsamen deutsch-französischen Vorschlag für den Fonds zuzustimmen.

			Unabhängig von den politischen Motiven stellt sich die Frage, ob es eine ökonomische Begründung für das NGEU-Programm gibt? Um dies zu erörtern, ist es hilfreich, einerseits die Ausgabenstruktur zu betrachten und andererseits den NGEU-Fonds im Lichte der Musgraveschen Funktionen des öffentlichen Sektors der Stabilisierung, Allokation und Verteilung zu diskutieren (Musgrave 1973). 

			Für welche Programme wird das Geld ausgegeben?

			Um die ökonomischen Folgen des aufgelegten Programms zu verstehen, wird zunächst die geplante Ausgabenstruktur betrachtet. Abbildung 1 veranschaulicht die verschiedenen Ausgabenprogramme, die NGEU ausmachen. NGEU konzentriert sich in erster Linie auf die Unterstützung der Kohäsion in Europa, also der wirtschaftlichen Konvergenz, sowie der »Resilienz«. Mit knapp 90% für Zuschüsse und Darlehen ist die »Aufbau- und Resilienzfazilität« das Herzstück von NGEU. Das Ziel dieses Programms besteht darin, die Auswirkungen der Corona-Pandemie auf Wirtschaft und Gesellschaft abzufedern und die europäische Wirtschaft und Gesellschaft nachhaltiger und krisenfester zu machen. 
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			Die EU-Kommission sieht das NGEU-Programm nicht nur als Mittel zur Erhöhung der Defizitausgaben in Europa und zur Umverteilung der Mittel zwischen den Ländern, sondern auch als Möglichkeit, die öffentlichen Ausgaben in Richtung politischer Prioritäten zu lenken. Das Geld wird wie folgt ausgegeben. Jeder Mitgliedstaat soll nationale Pläne vorlegen, in denen er beschreibt, wie er die Erholung seiner Wirtschaft unterstützen und sie widerstandsfähiger machen will. Besonderes Augenmerk wird bei der Genehmigung der Programme auf die Ziele des Green New Deal gelegt, insbesondere der grünen und digitalen Transformation der Wirtschaft. Es dürfte den Mitgliedstaaten allerdings nicht schwerfallen, ihre Ausgabenprogramme mit diesen Zielen zu verbinden. Zum einen gibt die EU-Kommission einen breiten Ermessensspielraum aus, der selbst Investitionen in Gesundheit und Soziales abdeckt. Zum anderen ist Geld fungibel; Mitgliedstaaten könnten NGEU-Mittel für öffentliche Investitionen einsetzen, die ohnehin geplant waren und nun eine nationale Finanzierung ersetzen (vgl. Dorn und Fuest 2021).

			NGEU beinhaltet weitere Bestandteile: REACT-EU steht für »Aufbauhilfe für den Zusammenhalt und die Gebiete Europas«. Aus diesem Programm werden Mittel in Höhe von 47,5 Mrd. Euro zur Krisenbewältigung und Linderung der Krisenfolgen zur Verfügung gestellt, um beispielsweise den Erhalt von Arbeitsplätzen und die Schaffung von neuen Arbeitsplätzen zu unterstützen, insbesondere Maßnahmen gegen die Jugendarbeitslosigkeit.1 Grundsätzlich sollen aber auch diese Mittel zur grünen und digitalen Erholung der europäischen Wirtschaft beitragen. Der Just Transition Mechanism (JTM) ist ein Instrument, das hauptsächlich aus dem allgemeinen EU-Haushalt finanziert, aber durch NGEU verstärkt wird. Er hat das Ziel, Verteilungsfragen anzugehen, die durch den Übergang zu einer klimaneutralen Wirtschaft aufgeworfen werden. 

			Stabilisierung der europäischen Wirtschaft

			Die Europäische Kommission verfolgt mit dem NGEU-Programm, den wirtschaftlichen Aufschwung zu unterstützen und die Wirtschaft der Europäischen Union grüner, digitaler und widerstandsfähiger zu machen (Europäische Kommission 2020a). Die direkte Wirkung des NGEU-Programms für die wirtschaftliche Stabilisierung in der aktuellen Krise ist jedoch eher begrenzt. Ein Großteil der Ausgaben wird wohl frühestens ab Mitte 2021 fließen und dient somit kaum mehr als konjunkturelle Stütze zur Abfederung des wirtschaftlichen Einbruchs in der Coronakrise. 

			Der schuldenfinanzierte Fonds scheint somit vielmehr dem Ziel zu dienen, die Mitgliedstaaten mit öffentlichen Ausgabenprogrammen in den kommenden Jahren strukturell zu stärken und für die nächste Krise widerstandsfähiger zu machen. Die EU als Ganzes hat ein starkes Interesse daran, dass die Mitgliedstaaten Anstrengungen unternehmen, um die Widerstandsfähigkeit ihrer Wirtschaft zu verbessern und ihre Abhängigkeit von externer Hilfe zu verringern. Es ist jedoch keinesfalls klar, ob eine Erhöhung von öffentlichen Ausgaben der beste Weg ist, um dieses Ziel zu erreichen. Zudem priorisiert die EU, dass mit den Mitteln des Aufbauprogramms die grüne und digitale Transformation des Green New Deal vorangetrieben wird. Diesen Prozess von außen zu steuern, dürfte in jedem Fall schwer sein.

			Eine gewisse Stabilisierungswirkung kann der Fonds dennoch schon während der Krise entfalten, da sich die geplanten zukünftigen Ausgaben auf die heutigen Erwartungen auswirken. Derzeit sind die Kapitalmarktbedingungen für die EU-Mitgliedstaaten sehr günstig, so dass sie mit niedrigen Zinsen auf Staatsanleihen ihre nationalen Konjunkturprogramme selbst finanzieren könnten. Die niedrigen Zinsen während der Krise sind sicherlich auch eine Folge der Existenz des Fonds. Insbesondere Mitgliedstaaten mit einer sonst hohen Staatsverschuldung wird so an internationalen Kapitalmärkten mehr Vertrauen geschenkt. Aber selbst wenn die Finanzierungsbedingungen für einige Länder weniger einfach wären, stünde der ESM zur Verfügung, um Länder mit Krediten zu versorgen, zumindest diejenigen, die Mitglieder der Eurozone sind. Für einige Länder scheinen ESM-Kredite jedoch politisch inakzeptabel bzw. unpopulär zu sein, weil der ESM als eine Institution gesehen wird, die für die Durchsetzung fiskalischer Sparmaßnahmen zuständig ist. Die finanzielle Unterstützung der Mitgliedstaaten durch den ESM würde in der Tat mit Konditionalität einhergehen, aber die Bedingungen zur Hilfe in der Coronakrise unterscheiden sich von dem, was sie vor einem Jahrzehnt in der Folge der Finanz- und Staatsschuldenkrise waren (vgl. Bénassy-Quéré et al. 2020). Schließlich sollte in dieser Diskussion aber erinnert werden, dass auch die vom NGEU verteilten Mittel an Bedingungen geknüpft sind.

			Allokation der Mittel

			Das Ziel, eine »grünere, digitalere und widerstandsfähigere EU« zu erreichen, legt nahe, dass der NGEU-Fonds eine allokative Funktion hat. Bei Umweltschutz und Digitalisierung geht es vor allem um die Internalisierung von Externalitäten und die Bereitstellung öffentlicher Infrastruktur. Aus ökonomischer Sicht lässt sich grundsätzlich für eine stärkere Bereitstellung öffentlicher Güter auf EU-Ebene plädieren. Dies gilt nicht nur in der Umweltpolitik und der Digitalisierung, sondern auch in Bereichen wie Außenpolitik und Verteidigung, Forschung und Entwicklung oder der Entwicklungshilfe (Fuest und Pisani-Ferry 2019). Diese Politikbereiche stehen jedoch nicht im Fokus von NGEU. 

			Im Hinblick auf ihren Beitrag zur Allokationseffizienz wäre es wünschenswert, dass die NGEU eine klarere Grenze zwischen Bereichen zieht, in denen öffentliche Ausgaben gerechtfertigt oder notwendig sein können, und Bereichen, in denen private Investoren tätig werden sollten. Wenn z.B. das 47,5 Mrd. Euro schwere NGEU-Programm REACT EU auf den Erhalt und die Schaffung von Arbeitsplätzen in von der Krise betroffenen Sektoren wie Tourismus oder Reiseverkehr abzielt, stellt sich die Frage, was genau durch öffentliche Maßnahmen erreicht werden kann. Ob Hotels oder Reisebüros Arbeitsplätze schaffen, ist in erster Linie eine unternehmerische Entscheidung. Wie staatliche Eingriffe diese Entscheidungen verbessern können, ist hingegen weniger klar. So ist beispielsweise die Ansicht weit verbreitet, dass es auch nach der Coronakrise dauerhaft weniger Geschäftsreisen geben wird, weil mehr Meetings online stattfinden. Angesichts dessen könnte es sogar besser sein, die Schaffung neuer Arbeitsplätze in anderen Sektoren zu unterstützen. Der effiziente Einsatz öffentlicher Gelder setzt voraus, dass diese in Bereichen eingesetzt werden, in denen der private Markt nicht richtig funktioniert. Es ist fraglich, ob dies beim NGEU-Programm immer gegeben ist.

			Umverteilung: Versicherungsfunktion oder Instrument zur Kohäsionspolitik?

			Die geplante Ausgabenstruktur von NGEU beinhaltet eine starke Umverteilungskomponente. Auf der Finanzierungsseite werden alle Mitgliedstaaten zum Schuldendienst beitragen, und zwar bis zu ihrem Anteil am EU-Haushalt. Derzeit ist geplant, mit der Rückzahlung der neu entstandenen Schulden im Jahr 2028 zu beginnen und die Rückzahlung spätestens im Jahr 2058 abzuschließen. Wie genau die Last der Schuldentilgung auf die Mitgliedstaaten verteilt wird, ist offen. Die EU beabsichtigt jedoch, die NGEU-Schulden über neue Eigenmittel zu bedienen. Im Gespräch sind eine EU-eigene Plastiksteuer, eine Digitalsteuer, eine CO2-Grenzsteuer sowie die Finanztransaktionssteuer (vgl. Fuest und Pisani-Ferry 2020). Aber bisher sind noch keine endgültigen Entscheidungen hinsichtlich der Lastenverteilung getroffen worden. Wenn die Eigenmittel, die auf dem Bruttonationaleinkommen (BNE) der Mitgliedstaaten basieren, als die marginale Finanzierungsquelle betrachtet werden, wird die Last der Finanzierung sehr wahrscheinlich entsprechend dem BNE verteilt werden. 

			Wie Abbildung 2 zeigt, werden die 390 Mrd. Euro, die im Rahmen des NGEU als Zuschüsse in den nächsten Jahren für die nationalen Aufbauprogramme ausgegeben werden, recht ungleichmäßig auf die Mitgliedstaaten verteilt. Während die NGEU-Zuschüsse für Luxemburg, Dänemark, Irland, Deutschland, den Niederlanden, Österreich und Schweden weniger als 1% des BIP betragen, erreichen sie in Ländern wie Bulgarien, Griechenland und Kroatien knapp 10 bis 12% des nationalen BIP. In Italien, Spanien, Polen und Ungarn sind es zwischen 4 und 6% des BIP und in Frankreich fast 2% des BIP. 
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			Was ist die (wirtschaftliche) Logik hinter der Umverteilung? Wenn die EU von einem wirtschaftlichen Schock getroffen wird und verschiedene Länder unterschiedlich betroffen sind, kann ein gemeinsamer Fonds wie eine Versicherung wirken. Ein offensichtlicher Einwand ist, dass eine Versicherung normalerweise einen Versicherungsvertrag voraussetzt, der unterzeichnet wird, bevor der Schaden eintritt. Ein solcher Vertrag lag nicht vor. Die Einführung des Fonds kann daher als eine Form der Solidarität oder Hilfe auf der Grundlage eines impliziten Versicherungsvertrags betrachtet werden. Ein weiteres Problem ist, dass eine Versicherung auf der Basis des Schadens, der einem Land (unverschuldet) zugefügt wurde, umverteilt werden sollte. Als Kriterium könnten z. B. Krisenfolgen wie der wirtschaftliche Einbruch oder die gesundheitliche Belastung in der Pandemie herangezogen werden, die unverschuldet durch die Krise verursacht wurde.

			Eine Umverteilung basierend auf den relativen Krisenfolgen könnte jedoch zu einer Situation führen, in der Mitgliedstaaten mit einem niedrigeren Pro-Kopf-Einkommen Zahlungen an reichere Länder leisten müssen, wenn deren Schäden durch die Corona-­Pandemie größer sind. Man kann davon ausgehen, dass hier einer der Gründe liegt, warum bei der Verteilung der NGEU-Mittel nur sehr begrenztes Gewicht auf das Versicherungsprinzip gelegt wird. Bei der Verteilung der Ausgaben an die Länder wurde die politische Entscheidung getroffen, dass nur 30% der Mittel nach dem für 2020 erwarteten Rückgang des BIP verteilt werden, während 70% der Mittel anderen Kriterien folgen, insbesondere der Höhe des Pro-Kopf-Einkommens. Eine tiefere ökonomische Begründung für diese Aufteilung und die getroffenen Schwellenwerte gibt es nicht, außer der Tatsache, dass eine wesentlich stärkere Gewichtung der Krisenfolgen zu Umverteilungseffekten zugunsten reicherer Länder hätte führen können. 

			Umverteilung von wohlhabenden zu ärmeren Staaten

			Letztlich lassen sich die Umverteilungseffekte am besten an den Nettosalden der einzelnen Länder in Bezug auf die Zuschusskomponente des auferlegten Fonds messen. Unter der oben skizzierten Annahme, dass der Schuldendienst proportional zum BNE erfolgt, ergeben sich die Nettosalden wie in Abbildung3 dargestellt. Die Umrechnung dieser Nettosalden in Euro pro Kopf führt zu dem Ergebnis, dass der größte Pro-Kopf-Transfer durch NGEU an Kroatien mit knapp 1300 Euro pro Kopf geht, gefolgt von Griechenland mit etwa 1250 Euro und Portugal mit 920 Euro. Die größten Nettozahler pro Kopf sind Luxemburg (1290 Euro) und Irland (1090 Euro). Die Niederlande (850 Euro pro Kopf), Deutschland (790 Euro), Österreich (780 Euro) sowie Frankreich (370 Euro) sind ebenfalls bedeutende Nettozahler des Programms, während Italien (480 Euro) und Spanien (810 Euro) Transfers erhalten. Auch Polen und Ungarn, die ihre Zustimmung zum Rettungsfonds an eine Aufweichung des geplanten Rechtsstaatsmechanismus geknüpft haben und mit einer Blockade des EU-Haushalts drohten, erhalten pro Kopf 390 bzw. 430 Euro. 
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			Abbildung 4 veranschaulicht die starke negative Beziehung zwischen dem Pro-Kopf-Einkommen und dem Nettosaldo aus dem NGEU-Programm. Es gibt eine starke Umverteilungskomponente von reicheren zu ärmeren Mitgliedstaaten. Alle Länder, deren Pro-Kopf-Einkommen oberhalb des EU-Durchschnitts liegen, sind Nettozahler beim NGEU-Fonds. Umgekehrt verhält es sich bei den Staaten unterhalb des EU-Durchschnitts vom Pro-Kopf-Einkommen, die durchweg als Nettoempfänger vom neuen NGEU-Fonds profitieren.



   			 Abb. 4
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			Umverteilung und Krisenfolgen: Gibt es einen Zusammenhang?

			Aber wie hängen diese Nettosalden mit dem Verlust des BIP in der Krise, dem Anstieg der Staatschulden, oder den gesundheitlichen Lasten zusammen? In der politischen Kommunikation wurde die bisher einmalige schuldenfinanzierte Ausweitung des EU-Haushalts durch das NGEU-Programm damit begründet, dass sich die Mitgliedstaaten in einer unverschuldeten Jahrhundertkrise beistehen wollen. Profitieren von diesem Aufbauprogramm die von der Coronakrise stärker betroffenen Länder? 

			Abbildung 5a veranschaulicht die Beziehung der Nettosalden mit dem BIP-Verlust, gemessen an der Differenz zwischen dem von der Europäischen Kommission im November 2019 prognostizierten Wachstum des BIP im Jahr 2020 und der gleichen Prognose im November 2020. Im Durchschnitt gibt es eine negative Korrelation zwischen dem BIP-Verlust und den Nettosalden. Länder mit relativ höheren wirtschaftlichen Einbußen im Jahr 2020 erhalten im Durchschnitt etwas mehr Netto aus dem Fonds.2 Aber die Korrelation ist eher schwach, da einige Nettozahler ähnlich hohe Wirtschaftseinbußen wie die Nettoempfänger erleiden. Für Belgien und Frankreich werden beispielsweise überdurchschnittliche BIP-Verluste für 2020 erwartet, aber dennoch zählen die beiden Länder zu den Nettozahlern des Transfersystems. Polen und die baltischen Staaten erwarten hingegen im EU-Vergleich unterdurchschnittliche Wachstums­einbußen, zählen aber dennoch zu den Nettogewinnern des Aufbaufonds. 

			Abbildung 5b zeigt den Zusammenhang zwischen Nettosalden und dem erwarteten Anstieg der Staatsschuldenquote aus der Herbstprognose der EU-Kommission für das Jahr 2020 gegenüber dem Vorjahr. Im Durchschnitt ergibt sich eine positive Korrelation zwischen Anstieg der Staatsschuldenquote und den Nettosalden. Aber wie schon zuvor bei den BIP-Verlusten ist der Zusammenhang sehr schwach. Die drei Länder Italien, Spanien und Griechenland mit dem höchsten erwarteten Anstieg der Staatsverschuldungsquote von etwa 25% des BIP, gehören jedoch zu den Nettotransferempfängern. Während BIP-Verlust und Staatsschulden ökonomische Folgen der Coronakrise betrachten, zeigt Abbildung 5c den Zusammenhang der Nettosalden mit den pandemischen Gesundheitslasten der Länder. Als Indikator für die Schwere der Gesundheitskrise wird die Inzidenz der gemeldeten Covid-19-Toten pro 100000 Einwohner seit Beginn der Pandemie verwendet. Es existiert kaum ein Zusammenhang zwischen finanziellen Nettosalden aus dem Krisenprogramm und den relativen Opferzahlen. Der Fonds scheint folglich wenig dazu zu dienen, die von der Pandemie besonders betroffenen Staaten finanziell zu unterstützen. Einfache multivariate Regressionen zeigen, dass das Pro-Kopf-Einkommen schließlich der einzige signifikante Faktor ist, der die Umverteilung erklärt.3 Da zwischen dem Einbruch der Wirtschaftsleistung im Jahr 2020 und dem Pro-Kopf-Einkommen ein negativer Zusammenhang besteht, profitieren dennoch viele Mitgliedstaaten, die überproportionale Verluste in der Krise erleiden mussten.
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			Fazit

			Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das NGEU drei wichtige wirtschaftliche Auswirkungen zu haben scheint. Erstens zielt der Fonds zwar auf eine expansive Fiskalpolitik ab, die die Wirtschaft angesichts des durch die Coronakrise verursachten Schocks stabilisieren soll. Das Geld wird aber voraussichtlich erst ausgegeben, wenn die Krise größtenteils überwunden ist. Die Aussicht für die wirtschaftlich schwächeren Mitgliedstaaten, diese Gelder zu erhalten, beeinflusst jedoch die aktuellen Erwartungen und erweitert ihren Spielraum für eine staatsschuldenfinanzierte nationale Stabilisierungspolitik. 

			Zweitens zielen die öffentlichen Ausgaben von Next Generation EU darauf ab, politische Priorisierungen der EU-Kommission mit dem Schwerpunkt des Green New Deals und seiner grünen und digitalen Transformation der Wirtschaft zu unterstützen. Geld ist jedoch fungibel, man wird kaum verhindern können, dass europäische Mittel nationale ersetzen, wenn die Mitgliedstaaten das wollen. Es ist insgesamt fraglich, ob sich mit diesem Programm die Widerstandsfähigkeit der Wirtschaft von außen steigern lässt. In jedem Fall bleibt festzuhalten, dass grenzüberschreitenden Spillover-Effekten in den nationalen NGEU-­Plänen zu wenig Beachtung geschenkt werden. In den Verhandlungen über die Mittelverwendung sollten sichtbare Projekte mit europäischer Relevanz wie grenzüberschreitende Infrastrukturprojekte deutlich stärker gefördert werden. 

			Drittens ist der Schlüsselfaktor, der die Umverteilung zwischen den Mitgliedstaaten bestimmt, das allgemeine Wohlstandsniveau. Die Mittel werden von Ländern mit höherem Pro-Kopf-Einkommen zu den ärmeren Mitgliedstaaten umverteilt. 

			Zwar profitieren auch besonders betroffene Länder wie Spanien oder Italien von der Umverteilung im NGEU-Programm. Dennoch ist der Krisenfonds nicht in erster Linie auf eine Umverteilung zugunsten der Länder ausgerichtet, die die schwersten Krisenfolgen tragen müssen. Dies impliziert, dass NGEU, was die Umverteilungseffekte betrifft, nicht wirklich eine Versicherung gegen die Coronakrise ist, sondern eher eine Ausweitung der EU-Kohäsionspolitik. 

			Schließlich bleibt festzuhalten, dass die Kriterien für die Umverteilung der NGEU-Mittel weniger mit den wirtschaftlichen Krisenfolgen als vielmehr mit politischen Motiven begründbar sind. Kritiker befürchten, dass durch NGEU ein Regime in Gang getreten wird, in dem durch die Aufnahme gemeinsamer Schulden einige Länder auf Kosten anderer dauerhaft über ihre Verhältnisse leben. Sicher wird es bei der nächsten schweren Krise nicht weniger wahrscheinlich, dass die Forderung nach einer gemeinsamen Schuldenfinanzierung aufkommen wird. Ob das auf den notwendigen Konsens stößt, wird davon abhängen, wie erfolgreich die NGEU-Mittel eingesetzt werden. Außerdem könnte es erforderlich sein, den Versicherungsaspekt stärker zu betonen, d.h., dass der Krisenfonds die überproportionalen Verluste abfedert, die den Ländern durch die Krise tatsächlich entstan­den sind.
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					*	Der Artikel greift Teile des englischsprachigen Artikels von Fuest (2020) auf.

		

			
				
					1	Die Mittel werden bereitgestellt über den Europäischen Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), den Europäischen Sozialfonds (ESF) und den Europäischen Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten Personen (FEAD). 

				

				
					2	Siehe auch EEAG (2020) und Fuest (2020). Wir haben zudem die Differenz in der Wachstumsprognose der Herbstprognosen 2019 und 2020 für die Jahre 2020 und 2021 zusammen betrachtet. Der Zusammenhang zwischen BIP-Verlust über zwei Jahre und Nettosaldo ändert die Schlussfolgerungen nicht.

				

				
					3	Multivariate Regressionen mit dem BIP-Verlust, der Arbeitslosenquote, der Höhe der Staatsverschuldung und dem Pro-Kopf-BIP bestätigen das Ergebnis, dass letzteres der einzige signifikante Faktor ist, der die Verteilungseffekte erklärt.
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			Anders als zuletzt in der Flüchtlingskrise hat sich die EU in der Coronakrise als handlungsfähig erwiesen. In der akuten Zwangslage der Covid-19-Pandemie ist es mit der Verständigung auf umfassende Fiskalpakete zu einer makroökonomisch bedeutsamen Mobilisierung europäischer Ressourcen gekommen. Im Mittelpunkt der fiskalischen Antwort der EU auf die schwere Rezession in Folge der Pandemie steht dabei der Corona-Wiederaufbauplan »Next Generation EU«. Der Plan mobilisiert in den kommenden Jahren 750 Mrd. Euro zu Preisen von 2018. Das endgültige Volumen wird aufgrund des unabhängig von der tatsächlichen Inflationsrate zur Anwendung kommenden Zwei-Prozent-Deflators sogar bei gut 800 Mrd. Euro liegen. Der EU-Corona-Plan ist nicht nur quantitativ bedeutsam. Er beinhaltet auch qualitativ weitreichende Innovationen. Bislang war dem EU-Haushalt eine Schuldenfinanzierung für reguläre Ausgaben untersagt. Die Mittel von Next Generation EU werden nun in voller Höhe über EU-Anleihen mit Absicherung durch den EU-Haushalt schuldenfinanziert. Zudem ist vorgesehen, zur Tilgung dieser Schulden in den kommenden Jahren neue Eigenmittelquellen zu erschließen. Kandidaten sind die Einnahmen aus dem europäischen Emissionshandel über eine CO2-Grenzausgleichs- und Digitalsteuer bis hin zu einer Finanztransaktions- und europäischen Körperschaftsteuer. 

			Man kann allein schon die Tatsache einer solchen Einigung als Erfolg bewerten. Dass 27 Mitgliedstaaten mit ihrer heterogenen Interessenlage und sehr unterschiedlichen Pandemie-Betroffenheit zu dieser einstimmigen Entscheidung fähig waren, ist ein starkes Zeichen für die Fortdauer eines integrationspolitischen Grundkonsenses. Gleichwohl darf die Bewertung des Corona-Wiederaufbauplans nicht an dieser Stelle enden. Es stellt sich die Frage, welchen Zweck Next Generation EU eigentlich genau erfüllen soll. Die Frage nach dem Sinn und Zweck des 750-Milliarden-Pakets ist keineswegs leicht zu beantworten, weil sich die politische Rhetorik zu den offiziellen Zielen des Plans nicht zwingend in den tatsächlichen institutionellen Entscheidungen niederschlägt.

			Eine oder mehrere der folgenden Funktionen kommen bei der Sinnsuche für Next Generation EU in Betracht: Der Wiederaufbauplan könnte dienen als (a) konjunkturpolitisches Instrument zur zielgenauen Bewältigung des durch die Pandemie ausgelösten (asymmetrischen) Schocks, (b) als Finanzierungsinstrument für die Bereitstellung bislang unterfinanzierter europäischer öffentlicher Güter mit besonderer Beachtung der Pandemie-Erfahrungen, (c) oder als ein Incentivierungsinstrument für dringende Strukturreformen zur Verbesserung der Krisenresilienz der Mitgliedstaaten. 

			Next Generation EU fehlen die drei »t« einer zielgenauen Konjunkturpolitik

			Die konjunkturpolitische Funktion steht im Mittelpunkt der offiziellen Begründungen. Der EU-Corona-Plan soll der Erholung (»Recovery«) der EU-Volkswirtschaften von dem im Frühjahr 2020 erfolgten schweren Konjunktureinbruch dienen. Bereits seit langem wurde diskutiert, ob zumindest die Länder der Eurozone, die nicht über einen anpassungsfähigen Wechselkurs verfügen, fiskalische Instrumente zur Schockabsorption benötigen (European Commission 2017). Solche Instrumente sollen Volkswirtschaften gegen asymmetrische Schocks und die Eurozone als Ganze gegen symmetrische Schocks absichern. Diskutiert werden neue Institutionen wie ein Eurozonen-Budget oder eine Europäische Arbeitslosenversicherung (Dolls et al. 2018). Diese Instrumente sind dabei so zu konstruieren, dass sie in einem Abschwung makroökonomisch sehr schnell Zahlungen mobilisieren und damit rasch und gezielt auf konjunkturelle Schwankungen reagieren können. Explizit im Vordergrund dieser Reformdiskussion steht der Versicherungsgedanke. Das bedeutet, dass neue Stabilisierungsmechanismen nicht systematisch und dauerhaft zu Transfers zwischen den EU-Staaten führen sollen. Zusammengefasst sollten zielgenaue fiskalische Schock-Absorber durch drei »t« gekennzeichnet sein (Taylor und O‘Sullivan, 2017): Sie sollen »timely, targeted, and temporary« sein. »Timely« erfordert eine rasche Mobilisierung von Zahlungen; »targeted« beinhaltet eine Verteilung der Mittel über Länder und Regionen gemäß der relativen Rezessionsbetroffenheit; »temporary« verweist auf den vorübergehenden Charakter von Konjunkturhilfen, so dass nicht in einer kurzfristigen Krise langfristige Weichenstellungen in Richtung eines anhaltenden Anstiegs der Verschuldung oder dauerhafter Transfers entstehen.

			Betrachtet man Next Generation EU aus der Perspektive dieser drei Kriterien, dann ergibt sich ein eindeutig negativer Befund. Der EU-Corona-Plan ist weitgehend im Widerspruch zu den Empfehlungen für einen zielgenauen konjunkturellen Schock-Absorber konstruiert. Im eigentlichen Rezessionsjahr 2020 stand das Instrument noch überhaupt nicht zur Verfügung, und die volle Auszahlung aller Mittel wird sich bis zum Jahr 2026 hinziehen. Auch in den Jahren 2021 und 2022 wird noch nicht einmal ein Viertel der Mittel zahlungswirksam. Das Gros von über 50% der Corona-Mittel wird erst in den Jahren 2024 bis 2026 zur Auszahlung kommen (Darvas 2020). Damit wirkt Next Generation eindeutig prozyklisch: Die Stabilisierungswirkung erfolgt erst, wenn die Pandemie und die dadurch ausgelöste Rezession Geschichte ist. Ebenso deutlich wie das »timely«-Kriterium wird das »targeted«­-Kriterium klar verfehlt. Die wichtigsten Maßstäbe für die Verteilung der Mittel über die EU-Staaten sind nicht Indikatoren zur Schwere der 2020er Rezession, sondern Strukturindikatoren (Arbeitslosigkeit, Pro-Kopf-Einkommen), die sich auf das Referenzjahr 2019 und damit die Zeit vor der Krise beziehen. Lediglich für 30% der Mittel wird die Schwere der 2020er Rezession partiell berücksichtigt. Die Folge ist, dass osteuropäische EU-Staaten mit vergleichsweise milder Rezession netto deutlich begünstigt werden und stark von der Rezession betroffene Länder im Westen und Süden vergleichsweise wenig gestützt werden (Heinemann 2020a). Entgegen aller Empfehlungen für fiskalische Versicherungsinstrumente laufen die Kriterien somit auf Transfer an Länder mit geringem Wohlstand und hoher struktureller Arbeitslosigkeit hinaus und eben nicht auf den Ausgleich eines Konjunkturschocks. Das »temporary«-Kriterium ist zwar formal erfüllt, weil Next Generation EU nach allen Rechtstexten als einmaliges Konstrukt geschaffen worden ist. Allerdings ist für die Tilgung der Corona-­Schulden ein Zeitraum von fast vier Jahrzehnten bis 2058 vorgesehen. Zudem gibt es schon jetzt prominent erhobene Forderungen, dieses neue Instrument und seine Schuldenfinanzierung zu verstetigen und zu einem dauerhaften europäischen Fiskalinstrument zu machen.1 Zusammenfassend ist zu konstatieren, dass Slogans vom »Größten Konjunkturpaket aller Zeiten« (Europäische Kommission 2021) stark irreführend sind, weil Next Generation EU kaum ein Merkmal eines konjunkturellen Schockabsorbers aufweist.

			Europäische öffentliche Güter stark vernachlässigt

			Auch wenn NGEU somit in seiner Eignung als makroökonomischer Schock-Absorber schlecht abschneidet, könnte das Paket dennoch einen Beitrag für ein rationaleres EU-Budgetsystem leisten, wenn es stärker als der bisherige EU-Haushalt auf die Finanzierung europäischer Güter ausgerichtet wäre. Hier ist die Betrachtung aufschlussreich, wie der Europäische Rat im Juli 2020 den Vorschlag der Europäischen Kommission vom Mai verändert hat (Heinemann 2020a). So hatte die Kommission vorgeschlagen, aus dem Corona-Wiederaufbauplan europäische Programme zu verstärken oder neu aufzubauen, die mit guten Argumenten als Bereitstellung europäischer öffentlicher Güter betrachtet werden könnten. Die Kommission wollte mit Mitteln des Corona-Plans ein EU-Gesundheitsprogramm (EU4Health) zur Pandemieprävention und -bekämpfung etablieren, die Corona-Forschung durch einen Ausbau des EU-Forschungsprogramms Horizon stärker fördern und auch in der Entwicklungszusammenarbeit und den humanitären Hilfen die europäische Handlungsfähigkeit in der Pandemie stärken. All diese Vorstellungen wurden von den nationalen Regierungen ganz weitgehend kassiert. Die betreffenden Budgets wurden stattdessen den nicht-rückzahlbaren Überweisungen an die Mitgliedstaaten zugeschlagen. Hier hat sich für Next Generation EU das wiederholt, was seit Jahrzehnten das zentrale Manko aller EU-Budgetverhandlungen ist: Aus Sicht der nationalen Regierung ist der EU-Haushalt vor allem ein Instrument zur indirekten Verstärkung nationaler Haushaltsmittel zugunsten politisch hilfreicher Ausgabeprogramme von Landwirtschaft bis Kohäsion. Demgegenüber fehlt es den echten europäischen öffentlichen Gütern stets an politischem Rückhalt in den Finanzverhandlungen. 

			Auch wenn die Unterfinanzierung europäischer öffentlicher Güter im EU-Haushalt somit ein altbekanntes Phänomen ist, ist dieses Phänomen wohl selten zuvor so markant geworden wie jetzt im EU-­Corona-Paket. Dass ausgerechnet die Gesundheits- und Seuchenpolitik in einem Finanzpaket keine Mittel erhält, das doch ausdrücklich mit Blick auf die Bewältigung der Covid-19-Pandemie ins Leben gerufen worden ist, ist eine große Paradoxie der europäischen Integrationspolitik. Es ist schon heute erkennbar, dass diese Fehlallokation sehr hohe Kosten verursacht, weil sie mitverantwortlich für die viel zu zögerliche Impfstoffbestellung im Rahmen der EU-Impfstrategie gewesen sein dürfte. Aus dem europäischen Budget standen zur Vorfinanzierung der Impfstoffanbieter mit gerade einmal 2,7 Mrd. Euro aus dem Soforthilfeinstrument ein lächerlich kleiner Betrag zur Verfügung – und das zu einer Zeit, in der sich die EU auf 750 Mrd. Euro an Zusatzausgaben zur Bekämpfung der Pandemie geeinigt hat. Das fehlende Geld an einer entscheidenden Stelle hat nun immense volkswirtschaftliche Kosten. Offenbar haben die höheren Preise für die innovativen mRNA-Impfstoffe bei einigen osteuropäischen Staaten zum Widerstand gegen noch höhere Orders von diesen Firmen geführt. Wohl nie wäre EU-Geld eindeutiger ein Beitrag für ein europäisches öffentliches Gut gewesen als dabei, zögerlichen Mitgliedstaaten bei der Impfstoffbeschaffung finanziell unter die Arme zu greifen und dadurch frühzeitig sehr hohe Bestellungen auszulösen. Statt also einen wirklich nennenswerten Teil des Corona-Pakets durch europäische Instrumente zielgenau für die Überwindung der Pandemie einzusetzen, haben die Mitgliedstaaten diese Gelder lieber in die nationalen Kassen umgeleitet.

			Allerdings lässt sich immerhin argumentieren, dass die Schwerpunktsetzung des Corona-Plans zur Stärkung nationaler Bemühungen in der Klimapolitik und der Digitalisierung ein Potenzial für europäische öffentliche Güter aufweist, insofern ein höheres Engagement der Mitgliedstaaten auf diesen Feldern eine europäische (und globale) Rendite aufweisen könnte. Zusätzliche nationale klimapolitische Anstrengungen haben offenkundig positive europa- und weltweite Externalitäten zur Folge. Hier bleibt allerdings abzuwarten, wie wirksam die inhaltliche Steuerung der nationalen Aufbau- und Resilienzpläne durch die EU-Vorgaben sein wird und ob es nicht lediglich zu einer Umfinanzierung ohnehin vorgesehener nationaler Programme kommt. Derzeit ist auch noch in keiner Weise absehbar, wie stringent die implizite CO2-Bepreisung im Rahmen der nationalen Resilienz- und Wiederaufbaupläne sein wird und ob es hier wirklich zu einer effizienten Bereitstellung europäischer (und globaler) Umweltgüter kommen wird. Aber immerhin könnte hier eine Chance liegen. 

			Moral-Hazard-Risiko auch bei den Corona-Hilfen relevant

			Die mit Abstand wichtigste Komponente des EU-­Corona-Plans ist die mit gut 670 Mrd. Euro dotierte »Aufbau- und Resilienzfazilität« (ARF). Nach den wenig überzeugenden konjunkturpolitischen und allokativen Sinngebungen könnte vielleicht die Stärkung der »Resilienz« eine bessere Begründung liefern. Die Fähigkeit der EU-Mitgliedstaaten zur Absorption von Krisen und zur Anpassung an krisenbedingt veränderte Umfeldbedingungen ist stark unterschiedlich ausgeprägt. Wenn Next Generation EU dabei hilft, umfassende Strukturreformen in Gang zu setzen, die das Wachstumspotenzial und die Krisenresilienz von Mitgliedstaaten mit einer besonders schlechten Krisen-Performance verbessern würden, wäre dies ein durchaus wertvoller Beitrag des EU-CoronaPlans.

			Allerdings darf auch hier nicht aus einer bloßen politischen Rhetorik auf Substanz geschlossen werden. Es ist überhaupt nicht sicher, dass die Mittel der ARF nationale Strukturreformen wirklich beflügeln werden. So können Transfers von außen in einer Krisensituation auch umgekehrt dazu führen, dass die Reformbereitschaft sinkt. Die europäischen Gelder könnten den Handlungsdruck abmildern und die Politik ermuntern, politisch konfliktreiche Reformen gerade nicht anzupacken. Damit könnte der ARF das Reform-Momentum, das normalerweise durch tiefgreifende Krisen ausgelöst wird (Pitlik und Wirth 2003), sogar schwächen.

			In der Bewertung von Moral-Hazard-Gefahren in der Coronakrise existiert in diesem Zusammenhang bis weit in die wirtschaftswissenschaftliche Literatur hinein ein großes Missverständnis. Es wird vielfach argumentiert, dass die Pandemie gänzlich »exogen« sei und daher europäische Hilfen anders als in der Euro-Schuldenkrise keine Fehlanreize auslösen könnten. Diese Position übersieht die Eigenverantwortung der nationalen Politik für Krisenprävention und Resilienz. Nationale Politik ist sehr wohl verantwortlich für die Fähigkeit der nationalen Verwaltung für schnelle Krisenreaktionen, für den fiskalischen Spielraum am Vorabend einer Krise, für den Zustand des nationalen Gesundheitssytems, für die Qualität der digitalen Infrastruktur etc. Die Aussage von der angeblichen Exogenität der Corona-Schäden ist genauso falsch wie etwa die These, dass eine Stadt am Fluss keine Verantwortung für Überschwemmungsschäden trage, wenn sie sich vor dem Hochwasser das Geld für die Hochwasserdämme gespart hat. Moral-Hazard-Gefahren sind aktuell nicht nur aufgrund der EU-Fiskalpakete, sondern auch aufgrund der massiven EZB-Interventionen an den Märkten für Euro-Staatsanleihen ohnehin hochgradig akut. Im Rahmen des Pandemic Emergency Purchase Programme (PEPP) betreibt das Eurosystem die systematische Einebnung von Risiko-Spreads weit über ein fundamental gerechtfertigtes Maß hinaus. Anders als bei früheren Programmen hat der EZB-Rat dazu die Orientierung der Anleihekäufe am EZB-Kapitalschlüssel und alle bislang existierenden Obergrenzen außer Kraft gesetzt (Heinemann 2020c) und gewichtet derzeit die hoch verschuldeten Länder stark über (Havlik und Heinemann 2020). Dies hat zur Folge, dass sich alle Eurostaaten derzeit zu historisch niedrigen Zinsen finanzieren können, egal wie gut oder schlecht die nationale Politik agiert. Auch bei der EZB hat das »Moral-Hazard-existiert-nicht«-Argument erkennbar Hochkonjunktur. Anders als beim Outright Monetary Transaction (OMT)-Programm in der Eurokrise stützen die Ankaufsprogramme alle Eurostaaten ohne jegliche Vorbedingung.

			Die erste anekdotische Evidenz etwa im Hinblick auf die in Italien beobachtbaren politischen Debatten und die dortige aktuelle Regierungskrise bieten wenig Anlass zu großem Reformoptimismus infolge der europäischen Hilfen. Der Eindruck ist vielmehr, dass die umfassenden fiskalischen und monetären europäischen Hilfen zwar zu intensivem RentSeeking der Interessengruppen führen, aber insgesamt die Fortdauer des Reformstaus erleichtern. Für die zukünftigen Reformimpulse kommt es nun darauf an, wie die ARF implementiert wird, wie stark die Kommission in Richtung konkret nachweisbarer Strukturreformen drängen wird und wie konsequent die Überwachung und gegebenenfalls auch Sanktionierung der nationalen Aufbau- und Resilienzpläne erfolgt. Sicher ist jedenfalls, dass allein der Nachweis einer Mittelverwendung für Digitalisierung oder Klimaschutz viel zu wenig wäre. Ein EU-finanziertes Solardach auf einer Schule im Südeuropa mag der CO2-Reduzierung dienen und damit die europäischen Auflagen erfüllen. Eine solche Investition allein verbessert aber in keiner Weise die Qualität der Schulausbildung unter diesem Dach, die Leistungsfähigkeit der Schulverwaltung oder die Innovationskraft der lokalen Energieunternehmen. 

			Alternative Erklärung: Instrumente zur Bewältigung nationaler Überschuldung

			Insgesamt zeigt sich: Es ist nicht einfach, dem neuen Instrument Next Generation EU eine stichhaltige Begründung im Rahmen einer rationalen EU-Finanzverfassung zu unterlegen. Das Geld könnte allenfalls in den kommenden Jahren einige Impulse für die Finanzierung von grüner und digitaler Infrastruktur geben, aber kaum eine Wende in Richtung einer höheren Krisenresilienz der Mitgliedstaaten oder einer verbesserten Bewältigung von Konjunkturschocks bringen. Vielleicht liegt der eigentliche Sinn unausgesprochen daher auf einem ganz anderen Gebiet: der Solvenzsicherung hoch verschuldeter oder nach der Corona-Pandemie vielleicht schon überschuldeter Staaten. Wenn die politischen, sozialen und ökonomischen Folgen einer staatlichen Insolvenz in der EU als inakzeptabel gelten, dürfte die EU in den kommenden Jahren Transfersysteme benötigen, die eine Insolvenz bewältigen können. Aktuell ist es noch die EZB, die mit ihren Anleihekäufen die Liquidität aller Eurostaaten ohne Berücksichtigung deren Schuldentragfähigkeit garantiert. Die Lösung einer Überschuldung durch dauerhafte monetäre Unterstützung hätte aber im Hinblick auf das Verbot monetärer Staatsfinanzierung durch Art. 123 AEUV beträchtliche europarechtliche Risiken und würde die EZB letztlich in ein Regime der fiskalischen Dominanz bringen. In einem solchen Regime wäre das Eurosystem faktisch zur dauerhaften Monetisierung von Haushaltsdefiziten gezwungen und könnte seinen Auftrag der Preisniveaustabilität nicht mehr mit Priorität verfolgen.

			Mit dieser Perspektive könnte Next Generation EU die eigentliche Funktion haben, die Transferlösung für Fälle insolventer EU-Staaten institutionell vorzubereiten. Die Volumina des aktuellen Pakets sind letztlich noch zu gering, um hoch verschuldeten Staaten wirklich bereits nennenswert bei der Bewältigung ihrer Verbindlichkeiten zu helfen. Der Präzedenfall für die nächsten Krisen ist damit aber gegeben. Mitgliedstaaten erhalten erstmals Zuweisungen, die über EU-Schulden finanziert werden, die bis zu ihrer vollständigen Tilgung nach fast vier Jahrzehnten durch den EU-Haushalt abgesichert sind. Neue EU-Eigenmittel werden in den kommenden Jahren die Verschuldungsfähigkeit des EU-Haushalts über den bereits existierenden beträchtlichen Umfang (Heinemann 2020b) hinaus noch weiter dauerhaft erhöhen. Damit schafft der EU-Corona-Plan ein Arsenal an Instrumenten, das in Zukunft die Überschuldung von Mitgliedstaaten durch kollektive europäische Verschuldung und damit verbundene implizite Transfers bewältigen könnte.

			Politökonomisch hat dieses vertikale, über den EU-Haushalt verlaufende Verschuldungs- und Transfersystem einen strategischen Vorteil gegenüber horizontalen Systemen: Es ist hochgradig intransparent, weil es nicht zu einer sichtbaren Belastung laufender nationaler Haushalte in den Geberstaaten kommt. Letztlich zeichnet sich damit eine Lösung für überschuldete Mitgliedstaaten ab, die für alle Vetospieler akzeptabel sein könnte (Heinemann 2021). Hoch verschuldete Mitgliedstaaten werden vor schwierigen Konsolidierungs- und Reformprozessen und den hohen Kosten einer offenen Schuldenrestrukturierung bewahrt. Die EZB wird vor der drohenden fiskalischen Dominanz geschützt. Und die solventen Staaten können die Transfers in einem vertikalen europäischen Umverteilungssystem so verbergen, dass sie nicht mit einer Bestrafung durch die heimischen Wähler rechnen müssen. Vielleicht liegt hier die Antwort auf die schwierige Frage nach dem eigentlichen Sinn von 750 Mrd. Euro.
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					1	Für eine Verstetigung von Next Generation EU und eine permanente EU-Verschuldungskompetenz haben sich beispielsweise die Präsidentin der Europäischen Zentralbank Christine Lagarde und der Präsident des Europäischen Parlaments David Sassoli ausgesprochen: www.reuters.com/article/us-ecb-policy-lagarde/europe-must-not-delay-cash-to-crisis-hit-economies-lagarde-tells-le-monde-­idUSKBN2740GT; www.welt.de/politik/ausland/article220417820/EU-Parlamentspraesident-Sassoli-Die-Regierungen-im-Norden-­werden-ihre-Meinung-aendern.html. 
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			Der Corona-Aufbauplan der EU umfasst den regulären Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) für die Periode 2021 bis 2027 (1074,3 Mrd. Euro) und das temporäre Aufbaupaket Next Generation EU (NGEU) (750 Mrd. Euro). NGEU besteht knapp zur Hälfte (360 Mrd. Euro) aus zinsgünstigen Krediten, die die Mitgliedsländer in Anspruch nehmen können und selbst zurückzahlen müssen, 390 Mrd. Euro werden als nicht-rückzahlbare Finanzzuschüsse gewährt. Das quantitativ bedeutendste Instrument von NGEU ist die Aufbau- und Resilienzfazilität (RRF) im Umfang von 672,5 Mrd. Euro; davon 360 Mrd. Kredite und 312,5 Mrd. Euro Finanzzuschüsse.

			Der europäische Aufbauplan kann als eindrucksvoller Beleg für die Handlungsfähigkeit der EU in der Krise gewertet werden. Zwar ist sein Volumen mit insgesamt 1824,3 Mrd. Euro im Vergleich zu den krisenbedingten fiskalpolitischen Maßnahmen auf Ebene der Mitgliedsländer naturgemäß begrenzt. Dennoch machen die gemeinsame Aufnahme von Schulden durch die EU-Mitgliedstaaten zur Finanzierung von NGEU, seine zukunftsorientierte Ausrichtung ebenso wie die geplante Rückzahlung der Schulden für die Finanzzuschüsse aus NGEU von 390Mrd. Euro durch innovative Eigenmittel das Aufbaupaket zu einem bemerkenswerten Kooperationsprojekt der EU. Insgesamt birgt NGEU großes Potenzial, den Zusammenhalt in der EU zu stärken und wichtige Ziele der EU zu unterstützen. Allerdings wird die Umsetzung auch eine Bewährungsprobe für den Zusammenhalt in der EU werden. Zwei Bereiche sind in diesem Zusammenhang von besonderer Bedeutung: erstens die mit den Mitteln aus NGEU getätigten Ausgaben; zweitens die Rückzahlung der gemeinsamen EU-Schulden durch innovative Eigenmittel.

			Verwendung der Ausgaben aus NGEU

			Eine Herausforderung für NGEU ist zunächst, dass Maßnahmen zur Unterstützung der wirtschaftlichen Erholung nach Überwindung der Pandemie mit der Förderung von Zukunftsinvestitionen zu verbinden sind. Das wichtigste Instrument ist dabei die RRF, die zu den Zielen der Annual Sustainable Growth Strategy der EU beitragen soll: Grüne Transformation, digitaler Wandel, Produktivität, Fairness sowie makroökonomische Stabilität sind dabei die zentralen Zielsetzungen (Begg 2021). Insgesamt sollen 30% der NGEU-Mittel bzw. 37% der RRF-Mittel in den Klimaschutz fließen, und 20% der RRF-Mittel sollen den digitalen Wandel unterstützen. 70% der RRF-Gelder sollen 2021 und 2022 zugesagt werden, die restlichen 30% bis Ende 2023. Angesichts der massiven zweiten Welle der Pandemie und der konjunkturellen Unsicherheiten, mit denen die EU derzeit konfrontiert ist, sollten die Gelder aus der RRF so rasch wie möglich investiert werden. Die Mitgliedsländer haben bis Ende April 2021 Zeit, ihre nationalen Aufbau- und Resilienzpläne, auf deren Grundlage die RRF-Mittel vergeben werden, bei der Europäischen Kommission zur Genehmigung einzureichen. Aus konjunkturpolitischen Gründen sollten sie die Einreichung forcieren, um die geplanten Projekte zügig umsetzen zu können. 

			Allerdings ist zu erwarten, dass der ökonomische Impuls aus NGEU das maximale Gesamtvolumen von 750 Mrd. Euro nicht erreichen wird. Cohen-Setton und Vallée (2021) prognostizieren eine nur geringe Inanspruchnahme der EU-Kredite: Aufgrund des aktuellen Niedrigzinsumfeldes sind die finanziellen Vorteile für die Mitgliedsländer begrenzt, zudem scheint der Inanspruchnahme von durch die EU zur Verfügung gestellten Krediten ein gewisses Stigma anzuhaften. Insgesamt wird daher wohl das potenzielle Gesamtvolumen an zinsgünstigen Krediten von 360 Mrd. Euro deutlich unterschritten und somit der ökonomische Impuls durch NGEU entsprechend geringer ausfallen.

			Dies impliziert, dass der Beitrag von NGEU und insbesondere der RRF zur Bewältigung längerfristiger Herausforderungen, insbesondere im Bereich von Klimaschutz und Digitalisierung, entsprechend begrenzt bleiben könnte. Aufgrund der Klimavorgabe von 30% stehen für den Klimaschutz aus NGEU insgesamt 225 Mrd. Euro zur Verfügung. Davon entfallen 117 Mrd. Euro auf Finanzzuschüsse und 108 Mrd. auf Kredite, für die das Ausmaß der Inanspruchnahme unsicher ist. Auch das potenzielle Gesamtvolumen von 135 Mrd. Euro zur Förderung der Digitalisierung, das sich aus der Vorgabe ergibt, 20% der RRF-Mittel für den digitalen Wandel zu verwenden, unterliegt dieser Unsicherheit: Aus dem Finanzzuschussanteil der RRF stehen aufgrund der Digitalisierungsvorgabe Mittel in Höhe von 63 Mrd. Euro zur Verfügung, mit deren Verwendung durch die Mitgliedsländer gerechnet werden kann. Dagegen ist die tatsächliche Inanspruchnahme der sich aus dem Kreditanteil von RRF für Projekte zur Förderung des digitalen Wandels ergebenden 72Mrd. Euro unsicher.

			Angesichts dessen sollte bei der Bewertung der nationalen Resilienz- und Aufbaupläne durch die Europäische Kommission darauf geachtet werden, dass die an die Mitgliedsländer geleisteten RRF-Mittel nicht bereits geplante Ausgaben in den geförderten Bereichen verdrängen, sondern additiv zu den bestehenden nationalen Ausgabenplänen sind, damit aus den RRF-Ausgaben nennenswerte kurzfristige konjunkturelle sowie längerfristige strukturelle Effekte resultieren. Dies ist umso bedeutsamer, als die RRF keine grenzüberschreitenden Projekte mit starken EU-Netzwerkeffekten und Spillovers fördert, also Projekte mit einem echten europäischen Mehrwert, die von nationalen Regierungen nicht durchgeführt worden wären (Andersen 2021). Pisani-Ferry (2020) warnt zudem davor, die Anforderungen an die nationalen Resilienz- und Aufbaupläne zu überfrachten, indem die Genehmigung der beantragten Investitionsvorhaben an die Berücksichtigung einer breiten nationalen Reformagenda gekoppelt wird. So sei es effektiver, Investitionsprojekte in spezifischen Bereichen, etwa in den Bereichen Klimaschutz und Digitalisierung, in komplementäre Reformen einzubetten, also eine eher enge Konditionalität zugrunde zu legen, anstatt diese spezifischen Investitionspläne an breit angelegte Reformen (etwa im Bereich der Pensionssysteme) zu knüpfen.

			Rückzahlung der gemeinsamen EU-Schulden durch innovative Eigenmittel

			Die Einigung von November/Dezember 2020 auf den europäischen Aufbauplan beinhaltet eine Roadmap für die schrittweise Einführung innovativer Eigenmittel während der neuen MFR-Periode 2021 bis 2027. Demnach wird als erster Schritt ein plastikbasiertes Eigenmittel, dessen Einnahmen durch die Anwendung eines Abrufsatzes von 0,80 Euro pro Kilogramm der nicht recycelten Verpackungsabfälle aus Kunststoff ermittelt werden, ab 2021 die bestehenden Eigenmittel zur Finanzierung des MFR ergänzen (vgl. Tab. 1). Die erwarteten Einnahmen sind allerdings mit jährlich 7Mrd. Euro im Vergleich zum Umfang der Ausgaben im MFR, die sich (in laufenden Preisen) auf jahresdurchschnittlich 173 Mrd. Euro belaufen, sehr gering. Für den MFR ist darüber hinaus keine weitere innovative Eigenmittelquelle mehr vorgesehen. Der Beschluss bleibt damit hinter den Vorschlägen der Europäischen Kommission vom Mai 2018 zurück, die neben einem plastikbasierten Eigenmittel auch 20% der Auktionserlöse aus dem EU-Emissionshandelssystem (EHS) sowie einen Anteil von 3% an einer harmonisierten gemeinsamen Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage (GKKB) beinhaltet hatten und insgesamt geschätzte Einnahmen von 22Mrd. Euro pro Jahr erbringen sollten. Zwar ist nachvollziehbar, dass mangels einer Einigung auf eine harmonisierte Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage sowie aufgrund des Widerstandes der Mitgliedsländer gegen die Umlenkung von 20% der Auktionserlöse aus den EHS-Zertifikaten, die derzeit in die nationalen Haushalte fließen, in den EU-Haushalt diese beiden potenziellen Eigenmittelquellen kurzfristig nicht für den MFR erschlossen werden können. Allerdings wäre ein mittelfristiger Fahrplan zur schrittweisen Implementierung weiterer innovativer Eigenmittelquellen als (teilweiser) Ersatz für die derzeitigen Eigenmittel wünschenswert gewesen, da letztere keinerlei Beitrag zu den wichtigen Zielen der EU (Klimaschutz, faire Besteuerung, Digitalisierung etc. leisten (vgl. dazu Schratzenstaller et al. 2016). Dass das aus einer Reihe von Gründen reformbedürftige Eigenmittelsystem der EU zur Finanzierung des MFR somit nur sehr geringfügig verändert wird (vgl. dazu z.B. High Level Group on Own Resources 2016), ist ein Wermutstropfen in der Einigung auf den europäischen Aufbauplan.

			Vier Optionen für innovative Eigenmittelquellen

			Im Zusammenhang mit NGEU spielen dagegen mögliche innovative Eigenmittelquellen eine größere Rolle. Zur Rückzahlung der zur Finanzierung von NGEU aufgenommenen gemeinsamen Schulden hat die Europäische Kommission im Mai 2020 vier Optionen vorgeschlagen (vgl. Tab. 1): ein EHS-basiertes Eigenmittel, ein Eigenmittel basierend auf der Operation von Unternehmen im Gemeinsamen Markt bzw. auf einem CO2-Grenzausgleichsmechanismus sowie eine Digitalsteuer für Unternehmen mit einem Umsatz über 750 Mio. Euro. Laut Schätzungen der Europäischen Kommission könnten diese neuen Eigenmittelquellen jährliche Einnahmen von insgesamt etwa 26 Mrd. Euro bis 35 Mrd. Euro bringen.
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			Der Kompromiss zwischen Europäischem Rat und Europäischem Parlament vom November 2020 beinhaltet einen Fahrplan zur Implementierung neuer Eigenmittel in der laufenden MFR-Periode, die zur Rückzahlung der für NGEU aufgenommenen Schulden beitragen sollen. Dieser Fahrplan ist Bestandteil der rechtlich bindenden interinstitutionellen Vereinbarung zum europäischen Aufbauplan zwischen Europäischem Rat, Europäischem Parlament und Europäischer Kommission. Danach soll die EU-Kommission bis Juni 2021 konkrete Vorschläge für Eigenmittel, die auf einem CO2-Grenzausgleich sowie einem überarbeiteten EU-Emissionshandelssystem, das möglicherweise auf Schiff- und Luftfahrt erweitert wird, beruhen, sowie für eine Digitalsteuer vorlegen. Über diese soll der Europäische Rat bis Mitte 2022 im Hinblick auf ihre Einführung ab 2023 beraten. Bis Juni 2024 soll die EU-Kommission einen Vorschlag für weitere neue Eigenmittel erarbeiten, die sich auf Finanztrans­aktionen, den Unternehmenssektor oder eine neue harmonisierte Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage beziehen könnten. Über ihre Implementierung soll bis Mitte 2025 beraten werden, ihre Einführung wird ab 2026 angestrebt. 

			Das Bekenntnis zur Einführung innovativer Eigenmittel, die auch zu wichtigen Zielen der EU beitragen können, ist grundsätzlich begrüßenswert. Es ist sinnvoll, zur Finanzierung von Ausgaben der EU solche Eigenmittelquellen zu erschließen, die auf nationaler Ebene nicht oder nicht effektiv implementiert werden können (Fuest und Pisani-Ferry 2020; Pisani-Ferry 2020; Krenek et al. 2020). Wie erwähnt, ist allerdings aus Sicht des MFR unbefriedigend, dass er durch die neuen Eigenmittel nur geringfügig betroffen ist, da diese primär für den Schuldendienst im Zusammenhang mit den für das Wiederaufbaupaket aufgenommenen EU-Kredite gedacht sind. Die Einigung enthält lediglich einen Hinweis darauf, dass Einnahmen aus den neuen Eigenmitteln, die über den Finanzbedarf zur Bedienung der gemeinsamen Schulden hinausgehen, für die Finanzierung des MFR verwendet werden können. Dabei stünden durchaus weitere »grüne« Eigenmitteloptionen, die insbesondere zu den verschärften Klimazielen der EU beitragen könnten, zur Verfügung – etwa Steuern auf den Flugverkehr oder ein Zuschlag auf nationale Treibstoffsteuern (Krenek und Schratzenstaller 2017; Schratzenstaller und Krenek 2019).

			In der interinstitutionellen Vereinbarung werden keine konkreten Einnahmenerwartungen angegeben. Geht man von den Größenordnungen aus, die die Europäische Kommission in ihrem Vorschlag vom Mai 2020 nennt, so dürften die auf dem EHS und dem CO2-Grenzausgleichssystem beruhenden Eigenmittel sowie die Digitalsteuer zwischen etwa 16 Mrd. Euro und 25 Mrd. Euro an Einnahmen erbringen. Unter der Annahme, dass die für die Finanzzuschüsse aus NGEU in Höhe von 390 Mrd. Euro aufgenommenen Schulden gleichmäßig verteilt auf den Zeitraum 2028 bis 2058 zurückgezahlt werden, ergibt sich ein jährlicher Finanzbedarf von durchschnittlich 13 Mrd. Euro plus Zinszahlungen (unter Annahme eines Zinssatzes von 0,5% wären dies anfangs etwa 2 Mrd. Euro jährlich). Die im Fahrplan enthaltenen Eigenmittelquellen würden somit jedenfalls zur Rückzahlung der gemeinsamen Schulden ausreichen.

			Die Umsetzung dieses Fahrplans ist mit einer Reihe von Herausforderungen verbunden. So liegen für die anvisierten Optionen bislang keine detaillierten Konzepte vor. Mit deren Ausarbeitung ist die Europäische Kommission betraut, der Zeitplan ist allerdings für jene Optionen, für die bis Mitte 2021 ein Konzept vorliegen soll, relativ ehrgeizig. Zudem ist zu erwarten, auch vor dem Hintergrund bisheriger Diskussionen unter den Mitgliedsländern, dass eine Einigung auf die konkrete Ausgestaltung und Umsetzung, insbesondere was die Besteuerung von Finanztransaktionen oder einer harmonisierten Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage sowie eine Digitalabgabe angeht, nicht einfach sein wird – auch angesichts dessen, dass sie nur auf Grundlage des Einstimmigkeitsprinzips eingeführt werden können. Sie könnte allerdings dadurch befördert werden, dass die Alternative eine entsprechende Erhöhung der nationalen Beiträge der Mitgliedsländer zur Bedienung der gemeinsamen EU-Schulden oder die Kürzung von Ausgaben im MFR ist.

			Schlussbemerkung

			Angesichts des tiefen wirtschaftlichen Einbruchs als Folge der Corona-Pandemie in der EU stellen das europäische Aufbaupaket NGEU und vor allem die Resilienz- und Aufbaufazilität RRF eine wichtige Initiative zur Stützung der wirtschaftlichen Erholung sowie zur Förderung wichtiger struktureller Anliegen dar. Zudem trägt das EU-Hilfspaket auch maßgeblich zur Vertrauensstabilisierung bei (Fuest 2021). Wenn es gelingt, die mit seiner Umsetzung verbundenen Herausforderungen zu bewältigen, kann NGEU einen bedeutenden Beitrag zur Stärkung des Zusammenhalts in der EU leisten. Dazu gehört auch, dass sämtliche Mitgliedsländer anerkennen, dass eine »Nettozahlerdebatte« im Rahmen von NGEU nicht zielführend ist. Zwar kommen die Mittel den »ärmeren« Mitgliedsländern insgesamt stärker zugute als den »reicheren« (Fuest 2021). Allerdings ist eine Fokussierung auf die (ohnehin aufgrund von einer Reihe von Unsicherheiten schwierig zu beantwortende) Frage, welche Mitgliedsländer einen positiven oder negativen Saldo aus künftigen Zahlungen aus NGEU sowie nationalen Beiträgen zu dessen Finanzierung aufweisen werden, verfehlt. Entscheidend sind vielmehr, wie Darvas (2021) zeigt, die ökonomischen Effekte von NGEU, die für alle Mitgliedsländer positiv sein dürften.
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			Der europäische Wiederaufbauplan für den Weg aus Corona heraus kommt – EU-typisch Akronym-kodiert – als Doppelpaket NGEU und RRF daher. Im Juli 2020 hat der Europäische Rat den Aufbauplan verabschiedet, das Europäische Parlament hat dem im Herbst mit leichten Anpassungen zugestimmt. Beschlossen wurde ein Instrument zur kollektiven Kreditaufnahme: Unter dem Titel Next Generation EU (NGEU) werden 750 Mrd. Euro aufgenommen. Im Mittelpunkt des Wiederaufbauinstruments steht die Aufbau- und Resilienzfazilität (Recovery and Resilience Facility, RRF); sie erhält knapp 90% der Mittel aus dem NGEU-Kredittopf. Dessen verbleibende Mittel dienen im Wesentlichen zur ergänzenden Krisenbekämpfung im Rahmen bestehender EU-Programme. NGEU und RRF sind also zwei Seiten derselben Medaille. Sie sind die Einnahmen- und die Ausgabenseite des temporären Nebenhaushalts, den die EU zur Bekämpfung der Krise geschaffen hat. 

			Einen Meilenstein in der Entwicklung der EU stellt der Aufbauplan allemal da. Manche schauen dabei mehr auf seinen Charakter als größtes Ausgabenprogramm der EU-Geschichte. Andere stellen die erstmalige – und darum automatisch größte – gemeinsame Schuldenaufnahme in den Mittelpunkt. Apropos Paket: Zusammen mit dem Wiederaufbauplan wurde auch der nächste Mehrjährige Finanzrahmen (MFR) für den EU-Haushalt der Jahre 2021 bis 2027 beschlossen. Was die Entwicklungsmöglichkeiten Europas in dieser mittleren Frist angeht, ist der MFR eine ebenso wichtige Bedingung – bzw. Restriktion – wie der Aufbauplan. 

			Sind gemeinsame Schulden ein Beitrag zu Europas Zusammenhalt?

			Wird der Aufbauplan die EU zusammenbringen? Einen besseren Zusammenhalt hat die Union gewiss nötig. Im Frühling 2020, am Anfang der Corona-Pandemie, reagierten die Mitgliedstaaten in der ersten Panik noch mit einem Rückfall in alte nationalistische Muster. Sie schlossen erst einmal die Grenzen – egal, ob das zweckmäßig oder auch rechtmäßig war. Und sie halfen einander nicht. Die vielen Toten von Bergamo – erstickt, während wenige hundert Kilometer entfernt viele europäische Beatmungsplätze verfügbar waren – sind eine Tragödie, die in dieser Dimension und Schärfe leider nicht unvermeidbar war. Der Corona-­Aufbauplan reagiert darauf. Ohnehin hat er eine Vorgeschichte. Der einmütige Beschluss vom Juli 2020 wäre ohne den Brexit nicht vorstellbar gewesen – und auch nicht ohne die wechselseitigen Verletzungen und kaum verheilten Wunden aus der europäischen Staatsschuldenkrise 2012. Aber, so traurig das ist, er wäre auch ohne den schmählichen Tiefpunkt europäischen Zusammenhalts, den Bergamo symbolisiert, in dieser Form nicht zustande gekommen. 

			Die Europäische Union, die Gemeinschaft ihrer 27 Mitglieder, hatte also etwas gutzumachen. Durch seinen Umfang und den schnellen Beschluss hat der Aufbauplan durchaus ein starkes Zeichen für den europäischen Zusammenhalt gesetzt. Hier sollte man die Signalwirkung gerade der kollektiven Verschuldung nicht unterschätzen. Wobei die integrative Botschaft nicht von den Schulden an sich ausgeht. Enorme Kredite nehmen in der Coronakrise auch alle staatlichen Ebenen in der EU 27 auf. 

			Sehr viel wirksamer dürfte hier die Botschaft sein, die 52% der NGEU-Mittel senden. Von den 750 Mrd. Euro gemeinsamen Schulden werden 360 Mrd. Euro als zinsgünstige Darlehen an solche Mitgliedstaaten weitergegeben, die wegen ihres Ratings allein deutlich schlechtere Konditionen in Kauf nehmen müssten. Aber der etwas größere Teil von 390 Mrd. Euro wird verwendet für nicht rückzahlbare Zuschüsse. 77,5 Mrd. Euro davon sollen EU-Programme stärken, die restlichen 312,5 Mrd. Euro gehen an die Mitgliedstaaten. Alle erhalten etwas; aber ganz überwiegend gehen diese Beträge für bestimmte Maßnahmen in die wirtschaftlich schwächeren Mitgliedstaaten. Die Mittel stehen für 2021 bis 2023 zur Verfügung. Die gemeinsame Tilgung, die voraussichtlich grob nach Leistungsfähigkeit erfolgt, ist für die Zeit von 2028 bis 2058 angesetzt. 

			Nach anfänglichen Debatten über die Nutzung des Europäischen Stabilitätsmechanismus oder die Ausgabe von sogenannten Corona-Bonds stellt der Beschluss vom Juli 2020 einen großen Sprung in neues und noch unerforschtes Terrain der weiteren Entwicklung Europas dar. Und das sogar in doppelter Hinsicht. Denn mit der gemeinsamen Verschuldung und dem abweichenden Mechanismus, die Kredite zu bedienen, ist ein Schritt zum europäischen Finanzausgleich getan. Auch wenn dieser Ausgleich gewiss nicht dem Anspruch eines »Jeder nach seinen Fähigkeiten, jedem nach seinen Bedürfnissen« entspricht (und das auch nicht soll), so ist es doch die spürbare Solidarität – im Unterschied zur Finanzkrise vor zehn Jahren –, die dem europäischen Zusammenhalt gut tut. 

			Aber ausgerechnet die Schuldenunion? Natürlich kann man den Sarkasmus derjenigen nachvollziehen, die gemeinsames Schuldenmachen nicht gerade als eine der edlen Berufungen sehen, denen sich die EU vordringlich widmen sollte. Das trifft in der Tat zu. Und durchaus berechtigt ist auch die Sorge, nicht nur in den Zahlerländern, dass solche Kasse manche Regierung zu sinnlich werden lassen könnte. Gleichwohl sind die europäischen Schulden nun einmal da. Sie sind – edel oder nicht – die wichtige neue Gemeinsamkeit. Den formal zutreffenden Einwand, es handele sich doch lediglich um eine vorübergehende Maßnahme, kann man getrost als ebenso vorübergehend quittieren. Der Präzedenzfall ist geschaffen. Die gemeinsamen Schulden sind gekommen, um zu bleiben. 

			Doch Pandoras Büchse ist damit nicht geöffnet. Kreditaufnahme ist kein Teufelszeug – auch nicht die europäische. Sie ist zunächst einmal ein ganz konventionelles haushaltspolitisches Instrument. Welches allerdings eine ebenso selbstverständliche Einbettung in eine fiskalische Governance braucht, die noch zu entwickeln sein wird. Denn das Besondere an öffentlichen Schulden folgt aus zwei Eigenschaften: Erstens: »Der Staat lebt ewig.« Zweitens: Der Staat finanziert sich hauptsächlich durch »Zwangsabgaben ohne Gegenleistung«, wie es die deutsche Abgabenordnung angenehm nüchtern formuliert. – Staat und Steuern. Das werden zwei wichtige Folgerungen für Europa sein, die mit den Beschlüssen zum Wiederaufbauplan angestoßen worden sind. Wir kommen unten darauf zurück. 

			Corona, Klima und »This Generation EU«

			Der Beschluss zum Aufbauplan hat viel für den gegenwärtigen Zusammenhalt der EU getan, so das Zwischenergebnis. Das ist sehr viel wichtiger, als wir das aus deutscher Perspektive zuweilen wahrnehmen (bzw. wahrhaben wollen). Dennoch kann das nicht alles sein. Niemand zahlt 312,5 Mrd. Euro allein für Harmonie. Die beiden Hauptziele des Aufbauinstruments auf der Ausgabenseite sind der Kampf gegen die Covid-Folgen und ein großes Gewicht auf klimapolitische Maßnahmen. Hier ergänzen sich die Namen von RRF und NGEU – Recovery und zudem Next Generation. Was ist in dieser Hinsicht von der Umsetzung des Aufbauplans für Europas künftige Entwicklung zu erwarten? 

			Relativ knapp kann man ausgerechnet Corona abhandeln, zumindest aus heutiger Sicht. Als fiskalpolitische Maßnahme gegen die Wirtschaftskrise kann der Aufbauplan von vornherein nicht gut wirken. Dazu kommt er zu spät. Zwar sollen 70% der Mittel schon bis 2022, alle weiteren dann bis Ende 2023 zum Einsatz gebracht werden. Das ist sehr ambitioniert. Wenn man die Erfahrungen mit dem Abruf sonstiger europäischer Fördermittel rekapituliert, ist es für das Gros der Mitgliedstaaten vermutlich sogar überoptimistisch. Doch selbst wenn es pünktlich umgesetzt werden sollte: Die makroökonomische Wirkung beginnt dann erst und rollt durch die fortschreitenden Zwanzigerjahre. Der Aufbauplan wird also eher prozyklisch wirken. 

			Das ist eher Feststellung als Kritik. Dass der Aufbauplan durch die Coronakrise motiviert ist, aber nicht als kurzfristige Konjunkturpolitik dagegen nutzen konnte, war von Anfang an klar. Die unmittelbare Krisenhilfe haben vor allem die Mitgliedstaaten und die EZB übernommen. Die Maßnahmen des Aufbauplans sind stärker investiv orientiert; sie sollen mittel- bis langfristig wirken. Das ist insofern gut und angemessen, als die EU genug Aktionsfelder hat, die in dieser Zeitperspektive mehr Zuwendung benötigen. 

			Konkret sollen die Mitgliedstaaten »Aufbau- und Resilienzpläne« vorlegen, mit denen die Mittelverwendung frühzeitig festgeschrieben wird. Hier muss erkennbar sein, dass mindestens 30% der Ausgaben für Umwelt/Klima und Digitales eingesetzt werden sollen. Diese Pläne sollen wiederum Komptabilität zu den Nationalen Reformplänen vorwiesen, die die Mitgliedstaaten im Rahmen des Europäischen Semesters vorzulegen haben. Im günstigen Fall werden also Zukunftsthemen vorangetrieben, der europäische »Green Deal« unterstützt und dann auch noch die strukturellen Reformen unterstützt, die den Mitgliedstaaten ohnehin auf die Agenda gesetzt sind. 

			Dennoch bleibt der Aufbauplan hinter dem zurück, was für eine »EU der nächsten Generation« sinnvoll und auch erforderlich wäre. Der Handlungsmodus ist, wenn man so will, eher »This Generation EU reloaded«. Denn der zentrale Impuls geht fast ausschließlich in typische Förderprogramme der Mitgliedstaaten. Dort müssen alle Maßnahmen frühestmöglich festgeschrieben werden. Hierzulande wusste die effiziente Ministerialbürokratie schon am Ende des Sommers 2020, wo genau die auf Deutschland entfallenden 22Mrd. Euro eingeplant werden. Solche Verlässlichkeit und Transparenz haben ihre unbestreitbaren Vorteile. Aber zugleich beschränkt sich viel von dem, was über die kommenden Jahre die Zukunftsorientierung Europas vorantreiben soll, auf Programme, die heute schon beschlossen sind und vor allem eine größere Finanzspritze brauchen. Die frühe Festschreibung fordert insofern einen vielleicht beträchtlichen Preis, als gute Ideen, die noch nicht beschlussfertig vorliegen, auch kaum zum Zuge kommen können. 

			Next Generation und die (föderale) Zukunft Europas

			Genuin europäische Initiativen – Gemeinschaftsgüter, mit denen die Union und ihr Zusammenhalt gestärkt werden – kommen im Aufbauplan allenfalls am Rande vor. Das ist dem Gipfel vom Juli 2020 nicht vorzuwerfen. Auch so schon mussten die Regierungen mancher Mitgliedstaaten über ihren Schatten springen, um den kurz zuvor noch undenkbaren Paradigmenwechsel hin zu einer gemeinsamen Finanzpolitik einzuleiten. Hier noch eine weitere Dimension der Reformdebatte einzubringen, hätte die Einigungsfähigkeit der EU 27 überfordert – gerade unter dem seinerzeitigen Druck, schnell ein großes Zeichen des Zusammenhalts und der Corona-Bekämpfung zu setzen. 

			Das ändert allerdings nichts an der Notwendigkeit, genau hier anzusetzen, um das Versprechen eines Europas der nächsten Generation einzulösen. In der Welt des 21. Jahrhunderts muss Europa nach innen und außen stärker werden. Es muss eine echte europäische Souveränität entwickeln, um als größter Markt der Welt und als fortschrittlichstes demokratisches Projekt jenseits des Nationalstaates global »in seiner Gewichtsklasse kämpfen« zu können. Der Weg dorthin führt, finanzwissenschaftlich gesprochen, über mehr europäische öffentliche Güter. Die EU soll mehr von den Aufgaben übernehmen, die ihr nach Größe und Funktion zukommen sollten. Europa soll also europäischer werden. Das kann kaum gelingen, ohne die Union in Richtung einer föderalen Struktur mit handlungsfähiger zentraler Ebene weiterzuentwickeln.1 

			Mehr europäische öffentliche Güter

			Die EU der nächsten Generation braucht also mehr und kraftvollere europäische Außenpolitik, Klimapolitik, Eintreten für Menschrechte, Verteidigung, Cybersicherheit und auch eine geopolitischere Wirtschaftspolitik. »Aber ausgerechnet die Schuldenunion?« Greifen wir die Frage von oben wieder auf: Angesichts dieser Gemeinschaftsgüter gäbe es tatsächlich edlere Berufungen als die Verschuldung, denen die EU vordringlich folgen könnte. Auch ist gewiss nicht jede zusätzliche Gemeinsamkeit ein Wert an sich. Dennoch können die gemeinsamen Schulden einen Anstoß geben, die EU aus dem engen Korsett herauszuschälen, das ihre Weiterentwicklung durch Einstimmigkeitserfordernis in essentiellen Fragen und durch rigide Aufgabenfestschreibungen im Mehrjährigen Finanzrahmen (auch im neuen für 2021–2027) so wirksam hemmt. 

			Dabei geht es weniger darum, mit Schulden die europäischen Leistungen zu finanzieren, die man andernfalls nicht umgesetzt bekommt. Vielmehr schafft das Verschuldungsinstrument eine Asymmetrie, aus der weitere Entwicklungen folgen müssen. Symmetrisch wäre es, die Aufgaben und Ausgaben einer handlungsfähigeren EU durch die normalen Einnahmeninstrumente einer oberen föderalen Ebene zu finanzieren. Also fiskalische Äquivalenz zwischen Entscheidungs- und Finanzierungskompetenz herzustellen und damit die Voraussetzung für demokratische Kontrolle und effiziente Governance zu schaffen. Mit den normalen Einnahmeninstrumenten sind dabei natürlich nicht in erster Linie Schulden gemeint, sondern das Fundament, auf dem jede öffentliche Verschuldungsfähigkeit aufbaut: Steuern. 

			Gemeinsame Verschuldung als Katalysator für europäische Steuern

			Tatsächlich leitet der Ratsbeschluss zum Corona-­Aufbauplan den größten Schritt ein, den Europa bislang jemals in Richtung einer eigenen Besteuerung durch die zentrale Ebene gemacht hat. Schon im Jahr 2021 beginnend, soll eine Abgabe auf nicht-recycelte Kunststoffverpackungsabfälle bisherige BNEEigenmittel partiell ersetzen. Dieser »Plastiksteuer« sollen dann in schneller Schlagfolge weitere Schritte folgen, so u.a. ein CO2-Grenzausgleichssystem, eine Digitalabgabe sowie Einnahmen aus dem EU-Emissionshandelssystem und Einnahmen mit Bezug auf eine gemeinsame Körperschaftsteuerbemessungsgrundlage. 

			Dass damit womöglich nun fiskalische Innovationen einen Weg vorzeichnen, das supranationale System der EU weiterzuentwickeln, war in den letzten Jahren gewiss nicht abzusehen. Seit mehr als 30Jahren wurde zwar jeder Eigenmittelbeschluss mit allgemeinen Empfehlungen versehen, neue Eigenmittel und EU-Steuern zu prüfen. Doch bislang haben solche Prüfungen im besten Fall die fachliche Grundlage der weiteren Diskussion verbessert – hier insbesondere die Monti-Gruppe 2014 bis 2016 –, blieben aber ohne praktische Konsequenz. Das wird jetzt anders. Denn alle Mitgliedstaaten, die bislang beim Thema europäische Steuern gebremst haben, weil sie um die Solidität des zentralen Haushalts Sorge trugen, werden nun bei den EU-Abgaben eher aufs Gas treten – damit der EU-Haushalt solide finanziert ist. 

			Die gemeinsame Verschuldung, die der Corona-­Aufbauplan nun (dauerhaft) eingeführt hat, kann mithin zum Katalysator einer schrittweisen, aber in der Substanz doch grundlegenden Reform der EU-Einnahmen werden. Dass damit zunächst eine Asymmetrie entsteht, da nicht zugleich mehr genuin europäische Aufgaben entstehen, ist zwar bedauerlich. Es ist aber auch nicht wirklich überraschend: Auch im deutschen Föderalismus werden (mit deutlich längeren Vorlaufzeiten!) niemals Einnahmen- und Aufgabenverteilung gleichzeitig reformiert (Bullerjahn und Thöne 2018). Logisch und symmetrisch wäre es. Aber diesseits großer Verfassungskonvente können im laufenden Betrieb zu vollziehende Reformschritte politisch nicht überfrachtet werden, wenn überhaupt Beschlüsse gefunden werden sollen. 

			Wenn also, um im Bild zu bleiben, die Symmetrie von Einnahmen und Aufgaben eine fiskalische Governance darstellt, die »auf beiden Beinen steht«, so ist asymmetrisch die Situation, nachdem ein erster Reformschritt getan ist. Dem kann, schaut man auf die Herausforderungen, nicht ein einfaches Nachziehen des anderen Fußes folgen. Hier ist ein längerer Weg zu beschreiten. Die Corona­krise gab den Anlass für den ersten Schritt, der mit dem Aufbauplan erfolgt. Es ist zu hoffen, dass die Europäer*innen auch nach überstandener Pandemie die Kraft haben, die weiteren Schritte zu machen, ohne dass sie eines so schrecklichen Anstoßes bedürfen. Wenn es gelingt, den europäischen Zusammenhalt durch die richtigen Zeichen auch weiterhin zu stärken, kann man da durchaus optimistisch sein. 
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					*	Der Beitrag greift Elemente aus zwei Vorträgen auf, die der Autor 2020 beim Sustainable Development Solutions Network (SDSN) und auf den Locumer Finanztagen gehalten hat. Der Beitrag spiegelt zudem eigene Arbeiten aus der Kooperation mit dem »Vision-Europe«-Programm der Bertelsmann Stiftung wider. Für Diskussion und Unterstützung ausdrücklichen Dank; etwaige Fehler gehen zu meinen Lasten.

		

			
				
					1	Über diese Ansicht kann man natürlich streiten. Ausführlicheres Pro und Contra zur EU-Reformen, Gemeinschaftsgütern und mehr Bundesstaatlichkeit bieten: Gnath, Thöne und Wieser (2020), Thöne und Kreuter (2020), sowie Thöne und Kreuter (2021). 
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			Ein herausragender Meilenstein der europäischen Reaktion auf die Covid-19-Pandemie und deren sozio-ökonomischen Folgen war zweifellos die Einigung des Europäischen Rats im Juli 2020 auf den Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) für die nächsten sieben Jahre und auf einen zusätzlichen europäischen Konjunkturhaushalt unter der Überschrift »Next Generation EU« (NGEU). Allein für diesen Wiederaufbaufonds wurde ein Finanzvolumen von insgesamt maximal 750Mrd. Euro vereinbart; er ist bis zum 31. Dezember 2023 befristet, wobei noch bis zum 31. Dezember 2026 letzte Zahlungen geleistet werden können. Das Gesamtvolumen der Gelder, die für den MFR und den Wiederaufbaufonds von der Europäischen Union bereitgestellt werden, ist mit 1824 Mrd. Euro überaus beachtlich (Becker2020).

			Nach der späten Verabschiedung der neuen Rechtsgrundlagen des Gesamtpakets im Dezember 2020 steht nun die Umsetzung des Finanzpakets in angewandte Politik an. Gerade angesichts dieser immensen Summe stellen sich Fragen nach der ziel­orientierten Planung wachstumsfördernder Projekte und deren effektiven, effizienten und nachhaltigen Umsetzung. 

			Der europäische Rahmen für die Implementierung 

			Die Mitgliedstaaten sind aufgefordert, bis zum 30.April 2021 sogenannte Nationale Aufbau- und Resilienzpläne (NARPs) für die Verwendung der Gelder und Darlehen aus dem Aufbaufonds zu erstellen. Die Pläne werden anschließend zügig von der Kommission begutachtet, und das Ergebnis soll bis Juli 2021 mit qualifizierter Mehrheit im Rat von den Mitgliedstaaten gebilligt werden. Dabei sollen sie die Empfehlungen der EU im Rahmen des Europäischen Semesters zur wirtschaftspolitischen Koordinierung beachten und ihre Maßnahmen auf die Klimaschutz- und die Digitalisierungsziele der EU ausrichten.1 Die Kommission erwartet, dass mindestens 37% der Fördergelder für klimapolitische Maßnahmen verwendet und mindestens 20% der Ausgaben für die digitalpolitischen Ziele eingeplant werden. Sie hatte bereits am 17. September 2020 einen Leitfaden, den sie inzwischen überarbeitet und aktualisiert hat (European Commission 2021), und einen Musterentwurf vorgelegt, in dem sie ihre Erwartungen an die nationalen Pläne, deren Struktur, Schwerpunktsetzungen und Ziele ausformulierte. Sie hat darüber hinaus sieben Leitinitiativen formuliert, von denen jeweils drei auf die klimapolitischen und das Ziel der Digitalisierung ausgerichtet sind, und eine Leitinitiative soll sozial- und bildungspolitische Ziele anvisieren. 

			Die länderspezifischen Empfehlungen des Europäischen Semesters der Jahre 2019 und 2020 sowie die sieben Leitinitiativen der Kommission sollen als eine Art Matrix dienen, in die die nationalen Einzelmaßnahmen dann ein- und zugeordnet werden sollen. So sollen nationale Förderschwerpunkte oder Komponenten entstehen, denen die einzelnen Fördermaßnahmen mit dem jeweiligen Fördervolumen sowie messbaren quantitativen und qualitativen Etappenzielen zugeordnet werden. 

			Die europäischen Fördergelder sollen erst fließen, wenn die Mitgliedstaaten die zugesagten Reformen wirklich aufgenommen und die vereinbarten Etappenziele tatsächlich erreicht haben. Die Europäische Kommission muss bei ihrer Prüfung und Bewertung der nationalen Umsetzungspläne also einerseits die gemeinsam vereinbarten Ziele und zugleich die Umsetzbarkeit und Messbarkeit der angestrebten Maßnahmen im Blick behalten. Viele Mitgliedstaaten hatten bereits im Spätsommer 2020 mit den Vorarbeiten zur Erstellung der Pläne begonnen und haben erste Überlegungen, Eckpunkte oder Entwürfe vorgelegt, die nun mit den Dienststellen der Kommission diskutiert und dann gegebenenfalls angepasst und nachgebessert werden. 

			Sollte jedoch mindestens ein Mitgliedstaat begründete Zweifel an der Bewertung der Kommission und der verbindlichen Umsetzung durch den Mitgliedstaat haben, so kann der Europäische Rat der Staats- und Regierungschefs mit diesem Fall befasst werden. Mit dieser Aufschubklausel kann die Verabschiedung der nationalen Pläne wohl kaum gestoppt werden, aber zumindest wurde mit der Klausel die Hoffnung verbunden, die Verbindlichkeit der nationalen Zusagen zu wirtschaftspolitischen Strukturreformen mit dem Instrument des europaweiten öffentlichen Diskurses und eines erhöhten politischen Drucks etwas zu verstärken. Diese Klausel ist nicht nur ein deutliches Zeichen des Misstrauens der Nettozahler gegenüber den Empfängern europäischer Finanzhilfen, sondern auch ein Zeichen des Misstrauens gegenüber der Europäischen Kommission. Zumindest einige Mitgliedstaaten zweifeln an deren Bereitschaft und Fähigkeit, die Umsetzung der vereinbarten Reformprozesse und das Erreichen der Etappenziele immer objektiv zu überwachen und umzusetzen. Ihr wird mit dieser Klausel implizit unterstellt, sich häufig von politischen Erwägungen und Rücksichtsnahmen auf einzelne Mitgliedstaaten leiten zu lassen und damit die Konditionalitäten von europäischen Fördergeldern und der Umsetzung von Reformempfehlungen sowie der klima- und digitalpolitischen Transformation aufzuweichen.

			Die Implementierung in den Mitgliedstaaten

			Die zielgerechte und effiziente Umsetzung in den Mitgliedstaaten ist jedoch für den Gesamterfolg des neuen Instrumentariums von immenser Bedeutung. Dies ist allerdings nicht garantiert; vielmehr sind einige Implementierungsprobleme zu beachten.

			Die Konkretisierung der Förderziele 

			Die Festlegung der europaweiten Förderziele muss notwendigerweise sehr allgemein bleiben – umso wichtiger ist die Konkretisierung in den Mitgliedstaaten. Die Ausrichtung der NARPs auf die gemeinsamen klima- und digitalpolitischen Ziele ist unstrittig, versprechen diese Ziele doch eine nachhaltige Wirkung bei der notwendigen Umstellung der europäischen Volkswirtschaften und damit einen europäischen Mehrwert. Für diese Förderziele erstellen die Mitgliedstaaten bereits im Rahmen des Europäischen Semesters jährliche Reformpläne, im Bereich der Klimapolitik nationale Energie- und Klimapläne, zusätzliche territoriale Umsetzungspläne für den neuen Just Transition Fonds zur Hilfe bei der Umstellung auf kohlenstoffneutrale Produktion sowie die Planungsdokumente für die neue Förderperiode der europäischen Strukturfonds – in allen Plänen werden ähnliche oder die gleichen Ziele verfolgt. Sie müssen also eng koordiniert und aufeinander abgestimmt werden, um Mitnahmeeffekte, Doppelförderungen, Falschverwendung und widersprüchliche Prioritätensetzungen sowie beihilferechtliche Probleme zu vermeiden. 

			Die Ansatzpunkte der nationalen Pläne

			Die ersten Überlegungen in den Mitgliedstaaten lassen sehr unterschiedliche Ansätze für die Erstellung und die Umsetzung der Pläne erwarten. Während die polnische Regierung einen Bottom-up-Ansatz verfolgt und eine Vielzahl von Projektvorschlägen aus den Regionen und von Interessenverbänden einsammelt, um daraus ein kohärentes Programm zu erstellen, verfolgt die italienische Regierung bislang einen weitgehenden Top-down-Ansatz, mit dem die Regierung ihre Ziele und Prioritäten umsetzen will. Auch der deutsche Aufbau- und Resilienzplan folgt eher einem Top-down-Ansatz.2 Zweifellos sind breite und langwierige Konsultationsprozesse oder gar die Einsetzung von externen Kommissionen angesichts des engen Zeitkorsetts schwierig. Dennoch bleibt die Einbindung von Regionen und innenpolitischen Interessengruppen für die Umsetzung der NARPs wichtig. 

			Bei der Planung konkreter Förderprogramme stellen sich schwierige Umsetzungs- und Abgrenzungsfragen, die mit Konflikten bei der Verteilung von Fördergeldern verbunden sind. Werden vornehmlich große Infrastruktur-Investitionsprojekte mit Fördergelder finanziert oder auch langsam wirkende Strukturreformen? Wird der Großteil der europäischen Fördergelder für die Reform der öffentlichen Verwaltungen verwendet oder auch an privatwirtschaftliche Unternehmen ausgereicht? Welcher Sektor oder welche Branche wird in den Genuss der Förderung kommen und welche Branche nicht? 

			Bei der Konkretisierung der nationalen Förderpläne wird insbesondere zu klären sein, wie die eher langfristigen klima- und digitalpolitischen Förderziele mit dem Ziel der schnellen Wirtschaftsförderung und dem Interesse an einem starken Konjunkturimpuls nach dem drastischen Wachstumseinbruch verbunden werden können. Das starke politische Interesse, die Fördergelder als konjunkturbelebende Anreize einzusetzen, könnte die Neigung verstärken, insbesondere große, schnell umzusetzende Infrastrukturprojekte zu finanzieren. Die größten Empfängerländer von Fördergeldern aus dem neuen Konjunkturhaushalt Spanien und Italien haben bereits heute große Probleme bei der Planung und der sachgerechten Verwendung europäischer Strukturfonds und die niedrigste Absorptionsraten europäischer Fördergelder. Sie könnten potenziell ein gesteigertes Interesse an wenigen großen Infrastrukturprojekten haben, bei denen das Abrufen der europäischen Fördergelder leichter und schneller möglich ist. Dies muss allerdings nicht zu wirklich nachhaltigen klima- oder digitalpolitischen Erfolgen führen. 

			Implementierungsprobleme und die Verknüpfung mit dem Europäischen Semester

			Als Messlatte zur Bewertung der NARPs zieht die Kommission die Umsetzung der länderspezifischen Empfehlungen im Rahmen des Europäischen Semesters heran. Allerdings enthalten diese Empfehlungen nicht nur Vorschläge, wo investiert werden soll, sondern auch umstrittene wirtschaftspolitische Strukturreformen. So werden immer wieder Reformen der öffentlichen Verwaltungen und Strukturen angemahnt, z.B. eine Reform des Justizsystems und der öffentlichen Verwaltung in Italien, um deren Effizienz zu verbessern und die Korruptionsanfälligkeit zu verringern. Den Niederlanden wird eine Reform des Steuersystems empfohlen, um aggressive Steuerplanungen von insbesondere aus dem Ausland zufließenden Zahlungen zu erschweren; in Frankreich wird die Vereinfachung des Steuersystems empfohlen und in Deutschland die Verringerung des Verwaltungs- und Bürokratieaufwandes für Unternehmen. Die Umsetzung dieser Strukturreformen ist nicht in erster Linie von der Bereitstellung ausreichender Fördergelder abhängig, sondern von der nationalen Reformbereitschaft und häufig von politischen Mehrheitsverhältnissen. Auch können beispielsweise Reformen der nationalen Steuersysteme spürbare Auswirkungen auf das Steueraufkommen haben. Die Verknüpfung der befristeten europäischen Förderung mit der Umsetzung unbefristeter nationaler Strukturreformen mit schwer zu kalkulierenden fiskalischen Folgen für die öffentlichen Haushalte erscheint schwierig. Die Überlegungen in Italien oder dem französischen Entwurf, die Einkommenssteuern oder die Unternehmenssteuern dauerhaft zu reduzieren, könnte auf Vorbehalte aus anderen Mitgliedstaaten stoßen. 

			Damit verbunden ist die sehr grundsätzliche Abwägung, mit welchen Indikatoren und nach welchen Kriterien die Umsetzung der NARPs bemessen und bewertet werden sollte - mit schnell umsetzbaren und quantitativ leicht messbaren Ergebnissen (Outputs), qualitativ zu bewertenden Wirkungen (Outcomes) oder langfristig wirkenden Strukturveränderungen (Impacts). Die Europäische Kommission unterscheidet in ihren Leitlinien nur zwischen quantitativ messbaren Zielvorgaben und qualitativen Zwischenergebnissen, wie beispielsweise der Verabschiedung von Reformgesetzen. 

			Dennoch wird die Definition der von den Mitgliedstaaten mit ihren Förderprogrammen zu erreichenden Etappenziele von zentraler Bedeutung dafür sein, wie die nationalen Pläne und deren Umsetzung bewertet werden. Entscheidend für die Überprüfung der nationalen Fortschritte wird es zunächst sein, objektive und effektive Indikatoren zu entwickeln, mit denen die Fortschritte gemessen und die Verbesserungen gegenüber der Ausgangssituation bewertet werden können. Darüber hinaus sollte jedoch auch die Umsetzung von Strukturreformen, die die EU immer wieder in den länderspezifischen Reformempfehlungen anmahnt, als wichtige Messlatte und als Zielvorgaben von der Kommission herangezogen werden.

			Katalysator für mehr europäische Integration? 

			Das umfangreiche MFR und NGEU-Finanzpaket wurde als Bestätigung der europäischen Solidarität und als Zeichen der schnellen Handlungsfähigkeit der EU bewertet. Und auch wenn die Einigung auf das umfangreiche Finanzpaket erst nach langen, schwierigen und konfliktreichen Verhandlungen möglich war, wurde die Verständigung vielfach als nachhaltige Zäsur im europäischen Integrationsprozess bewertet. Der Präsident des Europäischen Rats Charles Michel sprach von einer »kopernikanischen Wende«, und Bundesfinanzminister Olaf Scholz erkannte in der Einigung sogar einen »Hamilton-Moment«.

			Entscheidend dafür aber, ob die neuen Hilfsprogramme und Instrumente einen nachhaltigen integrationspolitischen Schwung entfalten können, ist die erfolgreiche und nachhaltige Implementierung der nationalen Umsetzungspläne. Eine Voraussetzung hierfür ist, dass die Kommission ihre Aufgabe bei der Überwachung und Kontrolle der Implementierung der NARPs und das Erreichen der Etappenziele sehr ernst nimmt. Je verbindlicher die Ziele der Programme definiert und mit messbaren Indikatoren unterlegt werden, desto eher wird die Kommission auch das Vertrauen aller Mitgliedstaaten in ihre Aufsichtsfunktion zurückgewinnen können. Sie könnte darüber nachdenken, mit den Mitgliedstaaten vertragliche Vereinbarungen zu unterzeichnen, mit denen die Ziele und Meilensteine sowie die Indikatoren verbindlich festgelegt werden und auch mögliche Sanktionen für die Mitgliedstaaten für den Fall der Zielverfehlung fixiert werden. 

			Die erfolgreiche Umsetzung der Pläne wird sehr stark von der Einsicht aller politischen Akteure in den Mitgliedstaaten in die Notwendigkeit und Sinnhaftigkeit der Maßnahmen abhängen. Daran wird sich zeigen, ob sich die großen finanziellen Anstrengungen der EU zu einem Integrationskatalysator entwickeln oder nur eine Reformepisode bleiben. Erweisen sich die neuen Programme als Strohfeuer oder verpuffen wirkungslos, werden sie auch keine neue politische Dynamik zu mehr Integration auslösen. Im Gegenteil, wenn die angestoßenen Maßnahmen europäischer Solidarität nicht zielorientiert und nachhaltig genutzt werden, wächst das Risiko, dass die Enttäuschung über einen Misserfolg bei immens hohen Kosten zu einer grundsätzlichen Infragestellung der Europäischen Union führen könnte. Wird sich ein uneinheitliches und gemischtes Bild ergeben, bei dem einige Länder Hilfen effektiv nutzen, andere wiederum Mittel ohne sichtbaren Erfolg einsetzen oder Gelder nicht absorbieren können, wird es schwer werden, Zustimmung für künftige finanzielle Unterstützung der EU und für weitere Integrationsschritte zu gewinnen. Zeichnet sich hingegen ein echter und sichtbarer Mehrwert ab und führt die finanzielle Unterstützung zu einer spürbaren wirtschaftlichen Erholung, könnte sich aus dem wirtschaftlichen Aufschwung ein Anstoß für mehr politisches Zusammenwirken in der EU entwickeln. 
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Endnoten


			
				
					1	Die Pläne sollen als Anhang zu den ohnehin zu erstellenden nationalen Reformprogrammen im Rahmen des Europäischen Semesters vorgelegt werden.

				

				
					2	Der Entwurf des Deutschen Aufbau- und Resilienzplans wurde am 15. Dezember 2020 im Kabinett verabschiedet und bildet die Grundlage für weitere Abstimmungsgespräche mit der Europäischen Kommission. 
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			Kompromiss mit Polen und Ungarn: Aushebelung des Rechtsstaatsmechanismus? 
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			Die öffentliche Aufregung war groß, als der Europäische Rat Anfang Dezember eine Einigung mit Polen und Ungarn im Streit über den neuen Rechtsstaatsmechanismus verkündete. Die beiden Mitgliedstaaten zogen nach langen Verhandlungen ihr Veto gegen das Next-Generation-Programm der EU zurück. Im Gegenzug gab der Rat eine politische Erklärung ab, die die Anwendung des neuen Verfahrens hinauszögerte, mit dem die Auszahlung finanzieller Mittel bei Verstößen gegen das Rechtsstaatsprinzip ausgesetzt werden kann. Von einem »faulen Kompromiss« und »Kapitulation« war da schnell die Rede. Besonders das semiprofessionell aufgeregte Blogitariat überschlug sich in seiner Verurteilung des politischen Tauschgeschäfts. Der Rechtsstaatsmechanismus sei bis zur Unkenntlichkeit verwässert, die Erklärung des Rates rechtswidrig, eine Bedrohung der institutionellen Strukturen der Union, gar selbst ein Verstoß gegen das Rechtsstaatsprinzip. Manche witterten auch den Verrat einer um billige Scheinerfolge bemühten deutschen Ratspräsidentschaft an den rechtsstaatlichen Grundwerten der Union, anderen sahen den endgültigen Triumph Viktor Orbans gekommen. 

			Gegenüber diesen allzu vorschnellen Urteilen ist an drei Zusammenhänge zu erinnern: Nicht für jedes politische Problem gibt es einfache rechtliche und administrative Lösungen, schon gar nicht in politischen Föderationen. Die Kritik wird häufig ein Opfer ihrer eigenen falschen Erwartungen (1). Der neue Rechtsstaatsmechanismus bleibt zwar in manchen Punkten hinter den öffentlichen Erwartungen zurück. Das hat zu einem Gutteil allerdings weniger mit dem inkriminierten Kompromiss als mit der Grundkonstruktion des Mechanismus zu tun. Rechtlich ist er von Anfang an als Verfahren zum Schutz des Unionshaushalts, nicht als Sanktionssystem konzipiert worden (2). Der neue Mechanismus bedeutet gleichwohl einen, wenn auch moderaten, Fortschritt für die Durchsetzung rechtsstaatlicher Institutionen in den Mitgliedstaaten, dessen langfristiges Potenzial rechtlich nicht unterschätzt werden sollte (3).

			Falsche Erwartungen

			Je schwieriger ein politisches Problem, je dramatischer seine Folgen, desto unzureichender erscheint leicht jeder Vorschlag, der es nicht auf einen Schlag aus der Welt schafft. Es ist ein beliebter Fehlschluss, die Dramatik eines Problems für das Versagen der politischen Akteure zu halten, die an einer Lösung arbeiten und dafür mehr als einen Schritt benötigen. Das Problem der Aushöhlung rechtsstaatlicher und demokratischer Institutionen durch die ungarische und polnische Regierung ist ernst und kaum zu überschätzen. In beiden Mitgliedstaaten haben sich Regime etabliert, die das Unionsrecht missachten, ihre Gerichte gleichschalten, die Opposition verfolgen und die fragilen gesellschaftlichen Voraussetzungen politischer Freiheit systematisch untergraben. Darin liegt eine Bedrohung, nicht nur für die Unionsbürger in diesen Ländern, sondern für die Europäische Union insgesamt. Denn die alltägliche Zusammenarbeit zwischen Polizei, Justiz und Verwaltung der Mitgliedstaaten beruht auf dem Vertrauen, dass überall in der Union die gleichen rechtsstaatlichen und grundrechtlichen Mindestgarantien gelten. Anders wäre es nicht zu rechtfertigen, polnische Haftbefehle und ungarische Zwangsvollstreckungstitel in Deutschland ohne vertiefte rechtliche Prüfung zu vollstrecken oder umgekehrt Flüchtlinge dorthin zu überstellen. Weil dieses Vertrauen mit Blick auf Polen und Ungarn tief erschüttert ist, zeigen sich im Alltag der Verwaltungs- und Justizzusammenarbeit bereits deutliche Risse. 

			Die Einhaltung solcher Standards zu sichern, ist jedoch notorisch schwierig. Selbst in Bundesstaaten gibt es wenig Möglichkeiten für die Zentralebene, fundamentale Differenzen in Grundfragen rechtlich oder administrativ aus der Welt zu schaffen, wenn sich die Glieder nur noch taktisch gegenüber den gemeinsamen Institutionen verhalten. Auch die Union hat wenig Möglichkeiten, die rechtsstaatlichen und demokratischen Grundwerte, zu denen sie sich in Art.2 EUV verpflichtet hat, gegenüber den Mitgliedstaaten durchzusetzen. Sie kann weder nationale Gesetze für ungültig erklären noch Polizisten zum Schutz von Demonstranten entsenden. Und selbst wenn sie es könnte: wer will sich ausmalen, was dann geschähe? Die Erfahrungen mit massiven politischen Interventionen sind, wie die Konfrontation mit der österreichischen FPÖ zu Beginn des Jahrtausends belegt, bestenfalls gemischt. Völlig machtlos ist die Union zwar nicht. Sie kann autoritäre Justiz- und Mediengesetze prüfen und im Einzelfall für unanwendbar erklären, wenn sie das Unionsrecht betreffen. Selbst dort, wo der EuGH wie in den wichtigen Entscheidungen zur polnischen Justizreform oder zur ungarischen Richterpensionierung, auf diesem Weg die autoritären Strategien demaskiert hat, bleibt die anschließende Rechts­durchsetzung aber schwierig bis unmöglich. Hunderte Richterernennungen lassen sich nicht einfach rückgängig machen. Zwar sieht Art. 7 EUV ein besonderes Verfahren vor, mit dem bei gravierenden Verstößen gegen Grundwerte der Union die Mitwirkungsrechte in den Institutionen der Union suspendiert werden können. Dieses Verfahren setzt jedoch eine einstimmige Entscheidung aller Mitgliedstaaten voraus. Auch wenn der betroffene Mitgliedstaat selbst dabei keine Stimme hat, bleibt das Verfahren schwerfällig, weil sich immer ein Verbündeter findet oder die politischen Risiken der weiteren Zuspitzung zu hoch erscheinen.

			Was die Union allerdings politisch tun könnte, ist, ihre Zahlungen einzustellen. Seit langem nutzen die Geberländer die Verhandlungen über den Mehrjährigen Finanzrahmen, um politische Ziele durchzusetzen. Auch die Euro-Rettung fußt auf dem Tauschgeschäft Strukturreformen gegen Hilfsmittel. Der ursprüngliche Vorschlag der Kommission für einen Rechtsstaatsmechanismus beruhte deswegen auf einer einfachen und durchaus folgerichtigen Intuition: Mitgliedstaaten, die ihre rechtsstaatlichen Institutionen und damit das Fundament der ganzen Union untergraben, können nicht gleichzeitig Fördergelder der Union in Milliardenhöhe bekommen. Noch dazu, wenn sie diese Gelder in einer politischen Ökonomie des Klientelismus gezielt zur Stützung der eigenen Regierung einsetzen. Die Union muss nicht sehenden Auges die Korruptionspraxis autoritärer Regierungen finanzieren. 

			Die Idee des Rechtstaatsmechanismus geht darüber jedoch einen wesentlichen Schritt hinaus. Mittel sollen nicht nur dann zurückgehalten werden, wenn durch Korruption und Veruntreuung die mit ihnen verfolgten politischen Zwecke akut gefährdet sind, sondern schon dann, wenn europäische Gelder in ein Gesamtumfeld fließen, in dem rechtsstaatliche Mindeststandards nicht mehr gesichert sind. Wenn man sich auch über die kurzfristigen Wirkungen solcher Kürzungen keine Illusionen machen sollte, bleibt diese Grundidee doch richtig. Geld ist eines der wenigen eigenen Durchsetzungsmittel der Union, und sie sollte es nutzen. Zwar wirft die Verknüpfung von Geldzahlungen mit politischen Bedingungen ihrerseits schwierige rechtliche und politische Fragen auf. Föderale Systeme, die politische Differenzen ja ermöglichen wollen, sind kaum gut beraten, den Kauf politischer Willfährigkeit durch Geldzahlungen allzu leicht zu machen. Das Grundgesetz sieht deswegen verfassungsrechtliche Regelungen vor, die solche Mechanismen begrenzen sollen. Auch der amerikanische Supreme Court erlaubt in seiner Rechtsprechung solche Danaergeschenke der Zentralebene nur unter bestimmten Voraussetzungen. Um solche Fragen geht es hier indes gerade nicht. Der Rechtsstaatsmechanismus zielt auf etwas viel Grundlegenderes. Die Union will nicht durch Geldversprechen Folgebereitschaft für ihre Präferenzen in tagespolitischen Fragen erkaufen, sondern die Grundlagen der gemeinsamen politischen Kooperation durchsetzen, zu der sich ohnehin alle verpflichtet haben. 

			DER NEXUS ZUM UNIONSHAUSHALT

			Jede noch so gute Idee braucht eine Rechtsgrundlage im Unionsrecht. Im Falle des Rechtsstaatsmechanismus stützt sich das Ansinnen auf Art. 322 AEUV. Nach dieser Vorschrift können Parlament und Rat gemeinsam Vorschriften erlassen, die die Ausführung und Kontrolle des Haushalts regeln. Der »Rechtsstaatsmechanismus« ist rechtlich in Wahrheit also ein besonderes Haushaltsverfahren. Der ursprüngliche Vorschlag der Kommission sah deswegen vor, dass bei einem »generellen Mangel in Bezug auf das Rechtsstaatsprinzip«, der die »Grundvoraussetzungen für eine wirtschaftliche Haushaltsführung oder den Schutz der finanziellen Interessen der Union beeinträchtigt oder zu beeinträchtigten droht«, Zahlungen an einen Mitgliedstaat ausgesetzt werden können. Die Union kann ihre Zahlungen nur einstellen, wenn es einen Nexus zwischen rechtsstaatlichen Defiziten und finanziellen Folgen für den Haushalt gibt. Anders konnte es wegen der Rechtsgrundlage für den Mechanismus auch nicht sein. Der Haushaltsvollzug muss sicherstellen, dass die politischen Ziele, die mit den Geldzahlungen verfolgt werden, auch erreicht werden. Er ist nicht dazu gedacht, den Haushalt zu einem freischwebenden Sanktionssystem zu machen. Der politische Clou des Vorschlags der Kommission für einen haushaltsrechtlich verankerten Rechtsstaatsmechanismus bestand nun darin, das eine zum Zwecke des anderen zu nutzen. Die parteipolitische Gleichschaltung mitgliedstaatlicher Gerichte, die sich mit Haushaltsvorschriften erfassen lässt, wenn sie etwa korrupte Vergabeverfahren deckt, ist ja die gleiche, die der politischen Opposition einen effektiven Grundrechtsschutz verwehrt. Der Haushalt bildete den Anlass, aber die Wirkung des Mechanismus sollte sehr viel weiter reichen. Der Tatbestand der vorgeschlagenen Regelung stellte deswegen auf die systematischen Defizite, weniger auf einzelne konkrete Verstöße gegen das Rechtsstaatsprinzip ab, auf die sich der EuGH in den Vertragsverletzungsverfahren bisher konzentriert hatte. Das Verfahren war im Kern als administratives Verfahren der Kommission gedacht, mit einer politischen Vetoposition für den Rat: Wenn die Kommission systematische Defizite erkannte, hätte es einer aktiven Mehrheit im Rat bedurft, um die Aussetzung der Zahlungen zu verhindern. 

			Dieser ursprüngliche Vorschlag der Kommission stieß auf Widerstand im Rat. Über den Sommer wurde daher ein Kompromiss zwischen Rat, Parlament und Kommission ausgehandelt. Das Rechtsstaatsprinzip verschwand aus dem Titel der Verordnung, die zur Verordnung über eine »allgemeine Konditionalitätsregelung« wurde. Ihr Tatbestand ist nun merklich enger formuliert. Statt genereller rechtsstaatlicher »Mängel« sind konkrete »Verstöße« erforderlich, um Zahlungen auszusetzen. Darüber hinaus wurde der erforderliche Nexus verschärft: nun ist ein »hinreichend unmittelbarer Zusammenhang« zwischen Verstoß und Haushalt erforderlich. Die präventive Handlungsmöglichkeit bleibt bestehen, setzt aber eine »ernsthafte Bedrohung« der finanziellen Interessen der Union voraus. Die Höhe der Sanktion bemisst sich nicht mehr an der Schwere des Verstoßes, sondern an seinen Folgen für den Haushalt. Auch das Verfahren wurde geändert: um Zahlungen auszusetzen, bedarf es jetzt wieder einer positiven Mehrheit im Rat. 

			Langfristiges Potenzial des Rechtsstaatsmechanismus 

			Wie dramatisch sind diese rechtlichen Änderungen? Das lässt sich schwer sagen. Die Formulierungen sind in manchem Punkt enger, aber immer noch weit genug. Die Regelbeispiele, die die Verordnung als mögliche Verstöße gegen die Rechtstaatlichkeit aufführt, sind die gleichen geblieben. In der neuen Formulierung bleibt jedoch offen, ob sie abschließend sein sollen oder nicht. Die Verordnung beschränkt sich nach wie vor nicht auf die Bekämpfung von Korruption und Veruntreuung von Mitteln der Union in administrativen Verfahren, sondern erfasst ausdrücklich das weitere rechtsstaatliche Umfeld wie den Zugang zu unabhängigen Gerichten. Die ursprüngliche Idee der Kommission, in haushaltsrechtlicher Gestalt allgemeine rechtsstaatliche Probleme sanktionierbar zu machen, bleibt damit im Kern erhalten. Konzeptionell scheint die Verordnung auf den ersten Blick zwar einem anderen Ansatz zu folgen, wenn sie konkrete Rechtsverletzungen statt systematischer Mängel zum Ausgangspunkt macht. In der Praxis lässt sich das eine aber ohnehin kaum ohne das andere feststellen. Häufig genug ergibt sich die einzelne Verletzung gerade aus den generellen Mängeln im System. Die Verordnung kodifiziert in weitem Umfang die vom EuGH zur Prüfung der Unabhängigkeit von Gerichten entwickelten Kriterien. Eine wesentliche Lehre der Verfahren gegen Polen besteht gerade darin, dass die gerichtliche Unabhängigkeit ein fragiles und voraussetzungsreiches Gefüge ist, dass sich nicht an einzelnen Normen festmachen lässt. Das bedeutet auch: Wer einen einzelnen Verstoß belegen will, muss ohnehin den Gesamtkontext im Blick haben. Ein »hinreichend unmittelbarer Zusammenhang« zwischen Verstoß und Haushalt wird zwar schwerer zu belegen sein als eine bloße »Beeinträchtigung«, die auch mittelbare Folgen für den Haushalt umfasst hätte. Aber auch hier darf die präventive Seite des Tatbestands nicht übersehen werden. Es genügt bereits die ernsthafte Bedrohung für einen ordnungsgemäßen Haushaltsvollzug, um Zahlungen auszusetzen. Und sollten die nicht vorliegen, wenn unterlegene Konkurrenten in Vergabeverfahren nicht vor unabhängigen Gerichten klagen können? Mit etwas Kreativität lassen sich auch leicht weitere Interpretationen denken: wenn kritische Journalisten mundtot gemacht werden können, eine kritische Öffentlichkeit nicht mehr besteht – bedroht nicht auch das den Haushaltsvollzug, weil Veruntreuungen und Fehlallokationen europäischer Haushaltsmittel gar nicht mehr ans Licht kommen?

			Man sollte die potenzielle Reichweite der Verordnung also nicht unterschätzen. Die Effektivität wird wesentlich vom politischen Willen von Kommission und Rat abhängen, sich ihren Wortlaut zunutze zu machen. Hier freilich liegt der größte Unterschied zum Entwurf. Indem das Prinzip der umgekehrten Mehrheit gestrichen wurde, ist das Verfahren wieder zu einem genuin politischen Verfahren geworden. Der Rat muss die Einstellung der Zahlungen selbst aktiv beschließen. Anders als manche Kritiker meinen, liegt darin aber ein Vorzug, keine Schwäche des Kompromisses. Die Probleme in Polen und Ungarn sind so gravierend, dass sie sich nicht einfach in einem administrativen Verfahren auflösen lassen. Die Kommission ist kaum das richtige Organ, einen ernsten politischen Konflikt mit den Mitgliedstaaten vom Zaun zu brechen. Sie ist dafür zugleich zu sehr und zu wenig politisch. Sie ist zu politisch, um die sachliche überparteiliche Neutralität eines Gerichts für sich zu beanspruchen. Zugleich ist die Kommission aber noch immer zu wenig politisch und verfügt über nur schwache eigene Legitimationsressourcen. Dieses Problem verschärft sich, wenn der politische Konflikt von den Regierungen in Polen und Ungarn bewusst instrumentalisiert und innenpolitisch als Kampf gegen eine vermeintlich globalistische Elite inszeniert wird. Vorerst besitzen nur die Mitgliedstaaten das nötige Gewicht, um eine solche Auseinandersetzung zu bestehen. Das freilich heißt auch, dass ihnen die politische Entscheidung verbleiben muss, wann und wie sie am besten zu suchen oder zu vermeiden ist. 

			VERZÖGERUNG ODER AUSHEBELUNG? 

			Hier liegt die eigentliche Krux. Was die Gemüter am stärksten erregte, waren nicht die Änderungen im Text der Verordnung, die bereits im November veröffentlicht wurden. Sie schien Polen und Ungarn noch immer so gefährlich, dass sie androhten, ihre Zustimmung zum Next-Generation-Programm zu verweigern. Im Dezember gab der Europäische Rat dann seine politische Erklärung ab, die die Blockade auflöste und sogleich wütende Kritik auf sich zog. Sie enthält auf den ersten Blick in der Tat eine Reihe von rechtlichen Merkwürdigkeiten, die weitreichende politische Zugeständnisse an Polen an Ungarn zu machen scheinen. Die Erklärung stellt fest, dass die Kommission zunächst weitere Leitlinien erarbeiten und zuvor keine Maßnahmen gegen die Mitgliedstaaten ergreifen wird. Mehr noch kündigt der Text an, dass die Kommission eine Entscheidung des EuGH abwarten wird, sollte ein Mitgliedstaaten gegen die Leitlinien klagen. Beides steht dem Europäischen Rat nach den Verträgen nicht zu. Er kann der Kommission keine Weisungen erteilen und die Anwendbarkeit von Verordnungen nicht einfach suspendieren. Auch maßt sich die Erklärung an, die Verordnung autoritativ zu interpretieren, indem sie etwa den Beispielkatalog für abschließend erklärt. Man kann dies als rechtswidrige Anmaßung des Rates brandmarken oder einfach nüchtern festhalten, dass solche Erklärungen rechtlich folgenlos bleiben. Politisch desavouieren sie die Kommission, entsprechen aber schlicht dem realen Gewicht des Europäischen Rats, der das politische Zentrum der Union bleibt. Diese Kunstgriffe dienen letztlich auch einem anderen Zweck. Sie verschaffen Ungarn und Polen Zeit, aber auch dem Europäischen Rat selbst. Es ist gut möglich, dass die neuen Verfahren bis zur nächsten ungarischen Parlamentswahl 2022 nicht zur Anwendung kommen. Man kann das als Appeasement kritisieren. Aber diese Kritik trifft nicht den Rechtsstaatsmechanismus, sondern die Politik der Mitgliedstaaten, die nach wie vor den offenen Konflikt mit Polen und Ungarn scheuen. Sie haben das neue Durchsetzungsinstrument mit der Vertagung seiner Anwendung erkauft und damit auch sich selbst vorerst vor den politischen Implikationen einer direkten Konfrontation bewahrt. So gefährlich diese Zögerlichkeit ist, wäre es dennoch falsch, dieses Ergebnis als Aushebelung des Rechtsstaatsmechanismus zu verstehen. Denn das setzte voraus, dass die Dinge andernfalls automatisch und sofort auf eine Sanktion hinausgelaufen wären. Das wird durch die Rede von einem Mechanismus zwar suggeriert, ist aber falsch. Auch ohne den Kompromiss vom Dezember hätte es einer positiven Entscheidung der Mitgliedstaaten bedurft, um Zahlungen an Polen und Ungarn auszusetzen. Dass sie dazu bereit gewesen wären, ist keineswegs sicher. Für den Preis ihrer weiteren Zögerlichkeit gegenüber Polen und Ungarn bekommen die übrigen Mitgliedstaaten also ein neues, in der Sache durchaus schlagkräftiges Verfahren. Das muss kein schlechter Tausch gewesen sein. Es bestätigt aber eine alte Kritik an der deutschen Europapolitik der letzten Jahre: auch wer taktische Gewinne macht, kann doch jede Strategie vermissen lassen. 
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			Ein wertvoller Sieg der Rechtsstaatlichkeit
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			Eine Union ohne Werte hat auch keinen Wert. Die Verordnung über die Rechtsstaatlichkeit (Rule of Law Regulation) der Europäischen Union war deshalb dringend erforderlich. Sie gibt der Europäischen Union ein wichtiges Instrument an die Hand, um ihre Grundwerte zu verteidigen. Die Verordnung wurde im Dezember 2020 verabschiedet, nachdem das Veto von Ungarn und Polen auf dem Gipfel der Staats- und Regierungschefs überwunden werden konnte. Sie bildet ein Gesamtpaket mit dem Mehrjährigen Finanzrahmen 2021–2027 und dem Aufbauinstrument »Next Generation EU«, das insgesamt ein beispielloses Volumen von 1,8Billionen Euro umfasst.  

			Der europäische Grundkonsens steht auf dem Spiel  

			Es geht um den Schutz unseres europäischen Wertekonsens. Dies bringt das englische Sprichtwort »to put your money where your mouth is« auf den Punkt. Denn ein Lippenbekenntnis wird erst dann zur politischen Realität, wenn es auch mit Geld unterfüttert ist. Viel zu lange fehlte es an einem wirksamen Mechanismus, um Verstöße der Mitgliedstaaten gegen die Grundpfeiler unserer europäischen Gemeinschaft zu sanktionieren. 

			Mit den Kopenhagener Kriterien verpflichten sich alle Staaten zu Demokratie und Rechtsstaatlichkeit, die der Europäischen Union beitreten wollen. Sie binden sich an die Wahrung der Menschenrechte und den Schutz von Minderheiten. Werden diese Werte nach dem Beitritt mit Füßen getreten, darf die Europäische Union nicht tatenlos zuschauen. Dies ist sie allen Menschen in ihrem Rechtsraum und der eigenen Glaubwürdigkeit schuldig.

			Die Verordnung über die Rechtsstaatlichkeit ist ein wichtiger Schritt für die Wehrhaftigkeit der Union. Das bedeutet, die Europäische Union muss sich aktiv zur Wehr setzen können, wenn ihre Grundwerte bedroht werden. Zuvor gab es nur das Verfahren nach Artikel 7 EUV, um einem Mitgliedstaat bei schwerwiegenden Verstößen Stimmrechte im Rat zu entziehen. Seine Bedeutung hat sich angesichts der Verfahrenslänge und den ausgebliebenen Konsequenzen gegenüber Polen und Ungarn selbst widerlegt. Seit der Einleitungen der Verfahren in den Jahren 2017 und 2018 herrscht Stillstand. Als das Verfahren 1997 eingeführt wurde, konnte man sich nur mit Mühe vorstellen, dass es gegen einen der damals 15 Mitgliedstaaten Anwendung finden würde. Bedauerlicherweise haben die Angriffe auf den europäischen Grundkonsens im Namen einer »illiberalen Demokratie« in den folgenden Jahren mehr als einen Staat infiziert. Dagegen ist die Grundkonzeption des Artikel-7-Verfahrens ein stumpfes Schwert. 

			Hingegen weist die neue Vorgehensweise nach der Verordnung über die Rechtsstaatlichkeit zwei große Schwächen des Artikel-7-Verfahren nicht auf. Einerseits bedarf es keiner Einstimmigkeit im Rat, um die Maßnahmen zu verabschieden. Stattdessen ist eine qualifizierte Mehrheit erforderlich. Andererseits kann der Rat die Prozedur nicht einfach durch Inaktivität einschlafen lassen. 

			Selbst Personen, die der europäischen Wertegemeinschaft kritisch gegenüberstehen und die Union am liebsten als reinen Binnenmarkt für unabhängige Staaten sähen, können sich der Notwendigkeit des Rechtsstaatsmechanismus nicht verschließen. Ohne ein gemeinsames Verständnis von Rechtsstaatlichkeit ist noch nicht einmal der freie Handel zwischen den Mitgliedstaaten möglich. 

			Denn wie wird sonst sichergestellt, dass Unternehmen überall in der Europäischen Union Zugang zu unabhängiger Rechtsprechung haben? Wie soll fairer Wettbewerb funktionieren, wenn keine adäquate Kontrolle gegen Nepotismus und Korruption gegeben ist? 

			Europäische Grundwerte in Polen und Ungarn 

			Seit Jahren verfolgen die Regierungen in Ungarn und Polen eine Politik der populistischen Abkehr von rechtsstaatlichen und demokratischen Prinzipien. 

			In Polen geben die Reformen des Justizsystems Anlass zu großer Besorgnis hinsichtlich der Gewaltenteilung und der Unabhängigkeit der Rechtsprechung. Ein Beschluss des OLG Karlsruhe von November 2020 (Az. Ausl 301 AR 104/19) lehnt beispielsweise die Auslieferung eines deutsch-polnischen Staatsangehörigen nach Polen wegen rechtsstaatlicher Bedenken ab. Auch werden die Menschenrechte in Polen immer stärker angegriffen und eingeschränkt. Dies gilt insbesondere hinsichtlich zivilgesellschaftlichen Engagements und des Schutzes von Minderheiten. 

			In Ungarn bereiten ähnliche Themen schwerwiegende Bedenken. Die Regierung kontrolliert immer stärker die Medien und die Justiz. Kritische Organisationen werden durch Gesetze in ihrer Arbeit eingeschränkt, und Ministerpräsident Orbán lehnt demokratische Rechte für die Opposition offen ab. Die Einhaltung der Menschenrechte, vor allem bei besonders schutzbedürftigen Personen wie Geflüchteten oder Angehörigen der LGBTIQ-Gemeinschaft, wird mit Füßen getreten. Gleichzeitig hat die Korruption auf höchster Ebene ein Ausmaß wie in keinem anderen Mitgliedstaat, wie auch die Ermittlungen des Europäischen Amts für Betrugsbekämpfung (OLAF) zeigen. 

			Diese im Namen einer »illiberale Demokratie« postulierten Entwicklungen stehen im diametralen Gegensatz zu dem europäischen Konzept einer pluralistischen Demokratie. Insofern geht es auch um die Bevölkerung in Polen und Ungarn. Wie alle anderen Menschen in Europa haben sie ein Recht darauf, dass der Staat ihre europäischen Grundrechte einhält und schützt. Gleichzeitig muss sichergestellt werden, dass europäische Gelder bei ihnen ankommen und nicht systematisch abgezweigt werden.  

			Die maßgebliche Rolle des Europäischen Parlaments 

			Die Verabschiedung der Verordnung über die Rechtsstaatlichkeit war ein harter Kampf. Am Ende mussten Orbán und Kaczyński klein beigeben, auch wenn sie die Verhandlungen zu Hause als Erfolg verkaufen. Ohne die Beharrlichkeit des Europäischen Parlaments kämen wichtige, substanzielle Bestimmungen in der Endfassung der Verordnung nicht vor. Insofern ist das Parlament seiner Verantwortung gegenüber den europäischen Bürger*innen gerecht geworden. Dabei standen alle großen Fraktionen zusammen. Insbesondere die Standhaftigkeit der Abgeordneten aus Staaten wie Italien und Spanien verdient großen Respekt. Diese Länder sind aufgrund der Folgen der andauernden Covid-19-Pandemie besonders auf das Aufbauinstrument »Next Generation EU« angewiesen. Trotzdem haben sich die Abgeordneten durch die Blockadehaltung von Polen und Ungarn nicht erpressen lassen, die zugleich den Mehrjährigen Finanzrahmen 2021–2027 und das Aufbauinstrument betrafen. 

			Während der Verhandlungen brachte der Rat einen Vorschlag ein, der keinen Rechtsstaats-, sondern einen reinen Antikorruptionsmechanismus vorsah. Die Unabhängigkeit der Justiz war als Kriterium gestrichen worden. Auch der Bezug auf die Grundwerte der Europäischen Union nach Artikel 2 EUV fehlte plötzlich. Darunter fallen unter anderem die Achtung der Menschenwürde, Freiheit, Demokratie, Gleichheit, Rechtsstaatlichkeit und die Wahrung der Menschenrechte.  

			Das Europäischen Parlament setzte letztendlich durch, dass die Rechtsstaatlichkeit in der Verordnung unter Berücksichtigung aller Grundwerte aus Artikel 2 EUV zu verstehen ist. Auch werden konkrete Beispiele für Verstöße genannt. So wird unter anderem klargestellt, dass die Anforderungen an die Rechtsstaatlichkeit einen demokratischen und pluralistischen Gesetzgebungsprozess umfassen. 

			Konkrete Inhalte des Rechtsstaatsmechanismus  

			Was legt die Verordnung über die Rechtsstaatlichkeit nun konkret fest? Die Europäische Kommission kann im Falle von Verstößen gegen wesentliche Garantien des Rechtsstaatsprinzips, sowie bereits bei der Gefahr solcher Verstöße, europäische Gelder einfrieren lassen. Der Rat hatte darauf bestanden, dass sich diese Verstöße auf die europäischen Finanzierungsinstrumente auswirken können müssen. Hier hätte ich mir eine umfassendere Regelung zugunsten mehr Rechtsstaatlichkeit gewünscht. Viele Fallgruppen werden jedoch auch so erfasst, da beispielsweise eine unabhängige Justiz für die Kontrolle der Verwendung der europäischen Gelder erforderlich ist. 

			Gleichzeitig bleibt der betroffene Mitgliedstaat dazu verpflichtet, seinen Zahlungsverpflichtungen gegenüber den endbegünstigten Personen und Unternehmen nachzukommen. Anderenfalls würden sie durch das Fehlverhalten des Mitgliedstaates faktisch doppelt benachteiligt werden. Die Europäische Kommission wacht darüber, dass die Beträge tatsächlich an die Endbegünstigten ausgezahlt werden. Unter anderem wird ein elektronisches Portal eingerichtet, damit jede Unterlassung der Zahlungsfortsetzung anzeigt werden kann. 

			Wenn die Kommission Maßnahmen nach der Verordnung vorschlägt, muss der Rat innerhalb eines Monats darüber entscheiden. Der Rat kann die Monatsfrist in Ausnahmefällen verlängern, jedoch maximal auf zwei weitere Monate. Entgegen des ursprünglichen Gesetzesvorschlags, der eine qualifizierte Mehrheit im Rat vorsah, um ein Sanktionsvorhaben aufzuhalten, bedarf es nun einer qualifizierten Mehrheit der Mitgliedstaaten, um Sanktionen einzusetzen. Dies ist ein weiterer Punkt, bei dem das Europäische Parlament Kompromisse eingehen musste. 

			Um das Veto von Ungarn und Polen auf dem Gipfel der Staats- und Regierungschefs vor Weihnachten zu überwinden, hat der Europäische Rat eine politische Erklärung zur Verordnung über die Rechtsstaatlichkeit abgegeben. Demnach soll der Mechanismus zunächst vom Gerichtshof der Europäischen Union überprüft werden, bevor die Kommission ihn anwendet. Die Intention von Victor Orbán, sich bis zu den nächsten Wahlen in Ungarn im Jahr 2022 Zeit zu erkaufen, ist leicht zu erkennen. Jedoch ist der Rechtstext seit 1. Januar 2021 anwendbar, woran auch eine einseitige Erklärung des Europäischen Rates nichts ändert. Selbst wenn die Kommission die Prüfung durch den EuGH noch abwartet, hat dieser seine Handlungsfähigkeit schon mehrfach unter Beweis gestellt. Er könnte noch dieses Jahr über die Verordnung entscheiden. 

			Es liegt vor allem an der Europäischen Kommission, den Rechtsstaatsmechanismus künftig entschlossen anzuwenden. Dies ist sie unserer europäischen, pluralistischen Wertegemeinschaft schuldig. Wir, als Europäisches Parlament, werden darauf drängen, dass sie ihrer Rolle als Hüterin der Verträge gerecht wird. 
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			Korruption stürzt Europas Rechtsstaat in die Krise – wie kann die EU dagegen vorgehen?
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			1800000000000 Euro. Die Europäische Union wird in den kommenden Jahren mehr Geld ausgeben als je zuvor. Die Rekordsumme aus dem künftigen EU-Haushalt und den Corona-­Hilfen ist ein beispielloser Akt europäischer Solidarität. Doch sie ist mit einem folgenschweren Problem verbunden: Kann die EU sicherstellen, dass die Gelder tatsächliche jenen zugutekommen, die von den wirtschaftlichen Folgen der Pandemie am stärksten betroffen wurden? Lässt sich verhindern, dass das Geld europäischer Steuerzahler in korrupten Kanälen versickert oder für den Aufbau autokratischer politischer Strukturen missbraucht wird?

			Korruption Made in Europe

			Die Sorge ist nicht unbegründet. Erst Ende Januar 2021 stellte die NGO Transparency International in einer Studie erneut fest, dass die Europäische Union zu wenig Fortschritte im Kampf gegen Korruption macht. Sicherlich: Europa ist noch immer die Weltregion mit den »saubersten« politischen Institutionen. Doch es gibt auch in der EU Mitgliedstaaten, in denen Korruption grassiert. Demokratien werden ausgehöhlt – so die Diagnose von Transparency International – und politische Systeme auf die finanziellen Bedürfnisse einer oligarchischen Elite zugeschnitten. Es sind Milliardenbeträge, die Jahr für Jahr in den Taschen korrupter Politiker landen.

			Doch was kann Europa tun, um gegen korrupte Strukturen in den Mitgliedstaaten vorzugehen? Eine schmerzhafte Erkenntnis aus den vergangenen Jahren ist – und das zeigt vor allem der Umgang mit dem Orban-regierten Ungarn – : Mahnende Worte aus Brüssel reichen nicht. Die Union wird sich effizienterer Mittel in ihrem Werkzeugkasten bedienen müssen, will sie nicht nur ihre Werte verteidigen, sondern auch den zweckgerechten Einsatz ihrer Mittel sicherstellen. Kurz gesagt: Wird EU-Geld missbraucht, muss EU-Geld abgedreht werden, bis der Missbrauch eingestellt ist.

			Die Forderung an die Europäische Union Subventionen und Zahlungen einzufrieren, zu kürzen oder gar komplett einzustellen, klingt radikal. Doch ich habe sie auf meinen Reisen im vergangenen Jahr durch Ungarn, Tschechien und Bulgarien häufig gehört. Auf den ersten Blick scheinen sie im Widerspruch mit dem Gedanken der europäischen Solidarität zu stehen. Und doch entspringen sie der Verzweiflung vieler junger Europäer, wenn eine politische Elite den Rechtsstaat abbaut und Grundrechte beschneidet. Sie bringen die Frustration von Oppositionspolitikern zum Ausdruck, wenn Milliardenbeträge in den Taschen politischer Günstlinge verschwinden. Und sie spitzen eine unbequeme, europäische Wahrheit zu: Die Art und Weise, wie die Europäische Union ihr Geld ausgibt, hat zum Entstehen korrupter autokratischer Strukturen in den Mitgliedstaaten der EU beigetragen.

			Wenn Milliarden Euro europäischer Steuerzahler als Fördermittel an die Regierungen der Mitgliedstaaten fließen, dann gibt es von Seiten der Europäischen Union nahezu keine Kontrolle, ob und in welchem Umfang diese Gelder tatsächlich bei den gewünschten Empfängern ankommen. Der Mangel an Rechenschaftspflicht führt zu strukturellem Missbrauch. Es lässt sich häufig nur schätzen, wie hoch die Beträge sind, die in der EU jährlich in schwarzen Kassen versickern. Allein für Bulgarien dürften es mehrere hundert Millionen Euro sein. In Ungarn sind es Milliardenbeträge.

			Ein Großteil der EU-Mittel werden dabei auf zweierlei Weise missbraucht: Sie sichern die politische Macht einer Partei-Elite, und sie dienen der Selbstbereicherung jener, die sich den politischen Zugriff darauf gesichert haben. In seiner Struktur ähnelt der Geldstrom aus Brüssel dabei den Einnahmen, die Golf-Emirate durch den Verkauf von Öl erzielen: ein externes Einkommen, das nur einem exklusiven Zirkel zur Verfügung steht und für dessen Verwendung kaum Rechenschaft abzulegen ist.

			Selbst bereichern und Macht sichern

			Ungarn ist hier ein trauriges Paradebeispiel: Die Regierung wirft Universitäten aus dem Land. Freie Presse und Oppositionelle werden drangsaliert. Freie Medien werden aufgekauft und mundtot gemacht. Und gleichzeitig wird das persönliche Umfeld von Viktor Orban unvorstellbar reich. Orbans Vater besitzt den profitabelsten Steinbruch Europas. Er liefert – nahezu exklusiv – das Baumaterial für EU-geförderte Bauprojekte und baute sich ein Anwesen in seinem Heimatdorf zum Golfplatz um. Orbans Schwiegersohn hat mit dem Verkauf und der Installation von LED-Straßenlampen Millionen verdient. Sponsored by Europäische Union.

			Der Oppositionsabgeordnete Akos Hadhazy hat das ausgeklügelte System dokumentiert, mit dem EU-Gelder systematisch abgegriffen werden. Öffentliche Vergabeverfahren werden manipuliert, so dass am Ende nur Firmen aus dem Umfeld von Viktor Orban die Ausschreibung gewinnen. Auf das bescheidene Wohnhaus des Orban-Schulfreunds Lörinc Meszaros sind allein 19 Großunternehmen zugelassen. Konservative Schätzungen gehen davon aus, dass von jedem ausgegebenen Fördermittel-Euro mindestens 20 Cent in private Taschen aus dem Orban-Umfeld fließen. Bei hunderten der mehr als 40000 Projekte wurden Unregelmäßigkeiten festgestellt. Ermittlungen der lokalen Staatsanwaltschaften und der EU-Antibetrugsbehörde OLAF führen aber nur in den seltensten Fällen zu Anklagen oder Strafen.

			In Bulgarien hat Bivol – ein Kollektiv von Investigativjournalisten – dokumentiert, wie präsent Korruption mit EU-Geldern im Alltag der Bulgaren ist. Manchmal sind es überteuerte Renovierungsprojekte, mal kaputte Gehwegplatten, mal eine nicht funktionierende Toilette, mal ist es eine Ministerin, die zugibt, dass es nur darum geht, soviel Geld wie möglich in die eigenen Taschen zu wirtschaften. Nahezu überall muss man erfahren, dass öffentliche Gelder geplündert werden und zur Bereicherung einer kleinen Elite beitragen.

			Die Arroganz und der Egoismus der Mächtigen zerstört Vertrauen in die Politik, und sie zerstört das Vertrauen in die Europäische Union. Sie nervt die Menschen auf der Straße. Und sie sendet ein fatales Signal: Willst du erfolgreich werden, musst du dich an diesem System beteiligen - oder du wanderst aus.

			Geld als Hebel für den Rechtsstaat

			Korruption mit EU-Geldern und der Abbau des Rechtsstaates in einigen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sind eng miteinander verknüpft. Es ist daher folgerichtig, dass der europäische Einsatz für den Schutz von Rechtsstaat und Demokratie dort ansetzt, wo es korrupte Politiker*innen am meisten schmerzt: Beim Geld.

			Seit dem 1. Januar verfügt die Europäische Union über ein Instrument, um die Zahlung von EU-Geldern an die Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien zu knüpfen. Das ist ein Erfolg – aber es ist keine Wunderwaffe. Denn der Weg zum Mechanismus war steinig – und der Mechanismus, wie einst von der Kommission vorgeschlagen und vom Parlament verbessert, musste in den monatelangen Verhandlungsprozess Federn lassen.

			Auch wenn das aktuelle Gesetz zum Schutz des Rechtsstaats in Europa (zu Recht) in der Kritik steht: Es darf nicht vergessen werden, dass der Mechanismus im Sommer 2020 kurz davor stand, vollends zu scheitern. Auf dem Gipfel der EU-Staats- und Regierungschefs im Juli wurden geplante Sanktionen für EU-Staaten, in denen Grundrechte und Rechtsstaat verletzt werden, bis zur Unkenntlichkeit verwässert. Später legte die deutsche Ratspräsidentschaft eine Position vor, in der selbst das Wort »Rechtsstaat« nicht mehr auftauchte. Viel zu früh wurden unnötige und umfassende Zugeständnisse an den ungarischen Premierminister Viktor Orban gemacht. Der Rat ging auf Konfrontationskurs mit dem Parlament.

			Orban vs. Europaparlament

			Es ist dem Verhandlungsteam des Europäischen Parlaments zu verdanken, dass in den Trilogverhandlungen aus diesem »Einknicken« vor Viktor Orban wieder ein brauchbarer Rechtsstaatsmechanismus wurde. Auch wenn das ausgehandelte Gesetz am Ende nicht so wirkmächtig ist, wie es sich das Parlament gewünscht hatte: Der Kompromiss war deutlich stärker, als das, was die deutsche Ratspräsidentschaft vorgelegt hatte. Die wütenden Proteste aus Warschau und Budapest waren ein deutliches Zeichen, dass dieser Rechtsstaatsmechanismus kein Papiertiger ist.

			In der letzten Runde im Rechtsstaatsstreits ließen die Regierungen Polens und Ungarns vollends die Masken fallen. Sie waren bereit, mit ihrem Veto gegen den EU-Haushalt und die Corona-Hilfen Europa in eine schwere Krise zu stürzen – nur um den Rechtsstaatsmechanismus zu verhindern.

			In einer entscheidenden Detailfrage hatte sich die deutsche Verhandlungsseite eingemauert: Wie sollen Finanzsanktionen ausgelöst werden. Das Detail war und ist zentral, denn: In der von Deutschland vorgeschlagenen Form werden für das Inkrafttreten von Sanktionen unnötig hohe Hürden eingezogen. Angesichts der aktuellen Abstimmstrukturen im Rat der EU war aber zu diesem Zeitpunkt schon klar, dass der Mechanismus vom politischen Willen der Mitgliedstaaten abhängig würde. Die Vehemenz, mit der die deutsche Ratspräsidentschaft diesen Vorschlag verteidigte, verstärkte den Eindruck: Viktor Orbán sitzt hier quasi mit am Verhandlungstisch. Regelmäßig wurde er in die Debatte eingeführt, ohne seinen Namen zu nennen: »Sie wissen, von wem die Rede ist.«

			Die Verhandlungen sind beendet. Die Europäische Union verfügt seit dem 1. Januar 2021 erstmals über einen Mechanismus, der die Auszahlung von EU-Geldern an die Einhaltung rechtsstaatlicher Prinzipien knüpft. Auch wenn eine Auslösung politische Schwerstarbeit wird: Die Union hat ein Instrument, dass nicht nur zum Schutz des Rechtsstaates genutzt werden kann – es eignet sich auch, um gegen Korruption vorzugehen.

			Jetzt muss die EU-Kommission den Willen zeigen, dass sie es ernst meint mit der Verteidigung unserer Werte und dem Kampf gegen Korruption. Eine Prüfung des Gesetzes durch den Europäischen Gerichtshof darf keine Schonfrist für Rechtsstaatsbrecher wie Viktor Orban und Co. bedeuten. Die EU-Kommission muss alle Werkzeuge einsetzen, um die Unabhängigkeit der Justiz zu verteidigen und gegen Korruption zu kämpfen. Wir dürfen Ungarn und Polen nicht ohne funktionierenden Rechtsstaat im Regen stehen lassen.

			In Ungarn wird im Frühjahr 2022 ein neues Parlament gewählt. Schon jetzt lässt die Fidesz-Regierung von Premier Viktor Orban nichts unversucht, um einen Sieg der Opposition zu verhindern. Das von einem Grünen Bürgermeister regierte Budapest steht kurz vor dem Bankrott, weil öffentliche Gelder zurückgehalten werden. Das Europäische Parlament ist ein aufmerksamer Beobachter der Entwicklungen in Ungarn. Es wird in den kommenden Wochen weiter Druck auf die EU-Kommission – die »Hüterin der Verträge« – aufbauen.

			Mehr Integration muss die Antwort auf die Krise sein

			Der Wert des Rechtsstaatsmechanismus wird sich tatsächlich erst dann bemessen lassen, wenn er zum Einsatz kommt. Bis dahin muss die Europäische Union aber dringend ihre Lehren für die Zukunft ziehen. Das Veto Polens und Ungarns drohte, die Staatengemeinschaft in eine schwere Krise zu stürzen. Korruption und autoritäre Tendenzen nehmen zu – nicht nur in Polen und in Ungarn. Wenn wir Europa als eine solidarische Gemeinschaft der Werte verstehen, werden wir uns weiterentwickeln müssen. Wenn wir wirksam gegen jene vorgehen wollen, die unsere Werte missachten, dann müssen wir schlagkräftiger, demokratischer und bürgernäher werden. Die Konferenz zur Zukunft der EU steht in den Startlöchern. Sie wird – gemeinsam mit den Bürgerinnen und Bürgern – Antworten finden müssen. Antworten auf die Krise des Rechtsstaats in Europa. Antworten auf die grassierende Korruption. Antworten auf ein überholtes institutionelles Gefüge in Europa, das im Pandemiejahr 2020 nur mit Hängen und Würgen einen Kollaps Europas verhindern konnte.
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			Mentoring verbessert die Arbeitsmarktchancen von stark benachteiligten Jugendlichen

		






IN KÜRZE


Wie lassen sich die Arbeitsmarktchancen von Jugendlichen aus stark benachteiligten Verhältnissen verbessern? Ein möglicher Ansatz sind Mentoring-Programme, die den Jugendlichen ehrenamtliche Student*innen zur Unterstützung an die Seite stellen. Aber helfen solche Programme wirklich? Dies empirisch zu überprüfen, wird dadurch erschwert, dass sich in verfügbaren Datensätzen keine überzeugende Kontrollgruppe ähnlich benachteiligter Jugendlicher finden lässt, die Aussagen darüber zulassen würde, wie sich die Jugendlichen ohne die Teilnahme am Mentoring entwickelt hätten. Deshalb haben wir in einem großen deutschen Mentoring-Programm, bei dem es mehr Bewerber*innen als freie Plätze gab, das Los über die Teilnahme entscheiden lassen. Durch die zufällige Einteilung bieten die Jugendlichen, die nicht in das Programm gelost wurden, eine überzeugende Kontrollgruppe für die Teilnehmenden. Wir finden, dass das Mentoring-Programm einen Index der Arbeitsmarktaussichten von Acht- und Neuntklässler*innen aus stark benachteiligten Verhältnissen ein Jahr nach Programmstart deutlich verbessert. Die positiven Effekte finden sich für alle drei Komponenten des Index, die kognitive (Mathematiknote), nicht-kognitive (Geduld und Sozialkompetenzen) und motivationale (Arbeitsmarktorientierung) Aspekte messen. Für die stark benachteiligten Jugendlichen übersteigen die zu erwartenden Einkommenserträge die Kosten des Programms um ein Vielfaches. Demgegenüber hat das Programm bei Jugendlichen aus weniger benachteiligten familiären Verhältnissen keine positiven Effekte. Dies legt nahe, dass Mentoring gerade dort wirken kann, wo es eingeschränkte familiäre Unterstützung ergänzt.







		
			Nobelpreisträger James J. Heckman (2008) hat es den »accident of birth« – den Unfall oder Zufall der Geburt – genannt: Der familiäre Hintergrund wirkt sich stark auf die Lebenschancen von Kindern aus. So kann es nach Berechnungen der OECD (2018) in Deutschland sechs Generationen dauern, bis die Nachkommen einer einkommensschwachen Familie das Durchschnitts­einkommen erreichen. Unterschiede in der familiären Unterstützung sind ein wesentlicher Faktor für soziale Ungleichheit. Die familiären Umstände sind nicht selbst »verschuldet« und liegen außerhalb der Kontrolle des Einzelnen. Deshalb wird diese Quelle von Ungleichheit, die mangelnde Chancengleichheit, allgemein als ungerecht empfunden (vgl. Roemer 2008). Weltweit steigt die Besorgnis über die Persistenz von Ungleichheit über Generationen hinweg (z.B. Black und Devereux 2011; Corak 2013; Autor 2014; Alvarendo et al. 2018). Nicht zuletzt durch technologische Entwicklungen, wie die Automatisierung, Computerisierung und Digitalisierung der Wirtschaft, und durch die Globalisierung mit der Integration der Schwellenländer in internationale Wertschöpfungsketten ist die Ungleichheit der Chancen am Arbeitsmarkt für Menschen mit unterschiedlichen Qualifikationsniveaus gestiegen (z.B. Autor, Dorn und Hanson 2015). Daher ist die Frage, wie man Jugendliche aus benachteiligten Verhältnissen unterstützen und ihre Arbeitsmarktaussichten verbessern kann, heute wichtiger denn je.

			Gerade weil benachteiligten Jugendlichen die starke familiäre Unterstützung fehlt, die Kinder aus weniger benachteiligten Verhältnissen erhalten, stoßen viele Unterstützungsmaßnahmen schnell an Grenzen: Weder Schulen noch familienpolitische Maßnahmen können die Eltern ersetzen oder grundlegend verändern. Die empirische Forschung deutet darauf hin, dass Maßnahmen dann gute Erfolgschancen haben, wenn sie eingeschränkte familiäre Unterstützung bereits im frühkindlichen Bereich kompensieren (z.B. Cunha et al. 2006; Almond, Currie und Duque 2018; Garcia et al. 2019; Kosse et al. 2020). Später ansetzende Maßnahmen in Schulen oder auf dem Arbeitsmarkt haben sich hingegen als weitaus weniger erfolgreich bei der Unterstützung benachteiligter Jugendlicher erwiesen (z.B. Cunha et al. 2006). Bislang noch wenig erforscht sind allerdings Maßnahmen, die den benachteiligten Jugendlichen eine persönliche Unterstützung durch andere Erwachsene bieten. 

			Diesen Ansatz verfolgen zahlreiche Mentoring-Programme, die Jugendlichen aus benachteiligten Verhältnissen dadurch helfen wollen, dass sie ihnen Mentor*innen zur Verfügung stellen. Diese sollen den Jugendlichen Unterstützung bieten, die ihr familiäres Umfeld nicht bereitstellen kann. In einem über mehrere Jahre angelegten Projekt haben wir untersucht, ob ein solches Mentoring-Programm die Arbeitsmarktchancen benachteiligter Jugendlicher tatsächlich verbessern kann. Dazu haben wir in einer als Feldexperiment angelegten Studie die Teilnehmer*innen eines großen deutschen Mentoring-Programms und eine entsprechende Kontrollgruppe an zahlreichen Standorten in ganz Deutschland sowohl vor Programmstart als auch ein Jahr danach befragt. Der vorliegende Beitrag fasst die wichtigsten Ergebnisse unserer Evaluationsstudie zusammen. Die Details der Untersuchung und der Ergebnisse berichten wir in Resnjanskij et al. (2021). 

			Das Mentoring-Programm

			Wir untersuchen die Wirksamkeit eines der größten 1:1-Mentoring-Programme für benachteiligte Jugendliche in Deutschland. Das Programm »Rock Your Life!« wurde 2008 von einer Gruppe von Universitätsstudent*innen ins Leben gerufen. Es wird in 42 Städten in ganz Deutschland angeboten und hat seit seiner Gründung mehr als 7000 Mentoring-Beziehungen aufgebaut (Rock Your Life! 2020).1 Das auf bis zu zwei Jahre angelegte Programm richtet sich an Acht- und Neuntklässler*innen in Hauptschulen und vergleichbaren Schulformen in benachteiligten Stadtvierteln und stellt ihnen Student*innen als ehrenamtliche Mentor*innen zur Seite. 

			Das Hauptziel des Programms besteht darin, einen erfolgreichen Übergang von der SekundarstufeI in eine berufliche Ausbildung oder in die schulische Oberstufe zu gestalten. Um den Jugendlichen letztlich ein erfolgreiches Berufsleben zu ermöglichen, bestehen die Ziele der Mentoring-Beziehungen darin,

			
					die benachteiligten Jugendlichen bei der Entwicklung ihrer individuellen Potenziale zu unterstützen,

					ihr Selbstwertgefühl und Vertrauen in die eigenen Fähigkeiten zu fördern und

					ihre schulische Situation zu verbessern und eine Auseinandersetzung mit der beruflichen Zukunft anzustoßen. 

			

			Den Kern des Programms bilden regelmäßige Mentor-Mentee-Treffen, die in einem zweiwöchigen Rhythmus stattfinden sollen. Neben gemeinsamen Freizeitaktivitäten wie Kino- und Zoobesuchen bestehen die Treffen auch darin, dass die Mentor*innen den Mentees bei der Bewältigung von Stresssituationen in der Schule oder Familie helfen, ihnen berufliche Orientierung geben und sie bei der Bewerbung auf einen Ausbildungsplatz unterstützen.2 

			Das Programm ist als Franchise-System selbstverwalteter lokaler Vereine in den teilnehmenden Universitätsstädten organisiert. Diese sind für den Betrieb und die Organisation des Mentoring-Programms verantwortlich. Die lokalen Vereine rekrutieren Universitätsstudent*innen, die auf freiwilliger Basis als Mentor*innen fungieren. Eine Dachorganisation, die als gemeinnützige Holding organisiert ist, koordiniert die Aktivitäten der Mentoring-Standorte und ist für strategische Entscheidungen über die zukünftige Ausrichtung des Gesamtprogramms verantwortlich. Die Holding bietet standardisierte Schulungen für die Mentor*innen, Beratung der Mentor*innen über die Gestaltung der Mentoring-Beziehung und Schulungen über die Organisation der lokalen Vereine an. Das Pro­gramm stützt sich auf Finanzierung durch Stiftungen und andere soziale Investoren.

			Die Herangehensweise der Untersuchung

			Eine empirische Untersuchung der Frage, ob das Mentoring-Programm die Arbeitsmarktaussichten der teilnehmenden Jugendlichen wirksam verbessert, steht vor einer großen Herausforderung: Gerade weil sich das Programm an stark benachteiligte Jugendliche wendet, ist es sehr schwierig, in verfügbaren Datensätzen eine überzeugende Kontrollgruppe von ähnlich benachteiligten Jugendlichen zu finden, die nicht am Programm teilgenommen haben. Aber eine solche Kontrollgruppe wird benötigt, um festzustellen, wie sich die Situation der am Programm teilnehmenden Jugendlichen ohne eine Teilnahme entwickelt hätte. 

			Deshalb haben wir zur Evaluierung der Wirksamkeit des Mentoring-Programms ein Feldexperiment konzipiert und durchgeführt. Wann immer es an einem Standort mehr Bewerber*innen als freie Plätze gab, haben wir das Los über die Teilnahme entscheiden lassen.3 Unter ethischen Gesichtspunkten ist eine solche zufällige Zuteilung der Programmteilnahme der fairste Weg, um die Bewerber*innen auf die freien Plätze aufzuteilen: Da es mehr interessierte Jugendliche als freie Plätze gibt, wird es lediglich dem Zufall überlassen, wer am Programm teilnehmen darf und wer nicht. Die Bewerber*innen kannten dieses Vorgehen auch bereits aus ihrem schulischen Alltag. So kommt es regelmäßig vor, dass es bei Programmen wie beispielsweise Schüleraustauschen mehr Interessent*innen als freie Plätze gibt und die Teilnahme entsprechend verlost wird. 

			Auch aus Sicht der Forschung bietet die zufällige Zuteilung der Programmteilnahme einen wesentlichen Vorteil: Durch die zufällige Einteilung ist bei entsprechend großen Fallzahlen sichergestellt, dass sich die Teilnehmer*innen und Nicht-Teilnehmer*innen im Durchschnitt nicht unterscheiden. Dementsprechend können wir zeigen, dass es in den zahlreichen Merkmalen, die wir vor der zufälligen Zuteilung erhoben haben, in der Tat keine signifikanten Unterschiede zwischen den beiden Gruppen gibt: Die Nicht-Teil­nehmenden sind damit eine überzeugende Kontrollgruppe für die Teilnehmenden. 

			Für die Randomisierung haben wir ein paarweises Matching-Design mit Rerandomisierung verwendet, das im Vergleich zu einer einfachen oder stratifizierten Randomisierung zusätzliche Vorteile bietet (z.B. Bruhn und McKenzie 2009; Imbens und Rubin 2015). Auf Basis der von uns gesammelten Informa­tionen vor der Verlosung der Programmteilnahme bildet das Verfahren zunächst statistische »Zwillinge«, d.h. Paare von Bewerber*innen, die sich hinsichtlich individueller Merkmale sehr ähnlich sind. Innerhalb jedes Zwillingspaares wird dann zufällig eine Person der Teilnahme- und eine Person der Kontrollgruppe zugeordnet. Wir haben das Verfahren für jeden Standort separat durchgeführt, so dass wir Teilnahme- und Kontrollgruppe immer innerhalb derselben lokalen Umgebung vergleichen. Drei Viertel der »Zwillinge« haben sogar jeweils dieselbe Schulklasse besucht. 

			Wir haben die Studie in zwei aufeinanderfolgenden Kohorten in zehn Städten in ganz Deutschland durchgeführt.4 Insgesamt haben 308 Jugendliche in 19Schulen an der Evaluationsstudie teilgenommen. Die Basisdatenerhebung vor dem jeweiligen Pro­grammbeginn fand zwischen Oktober 2016 und Mai 2017 an den verschiedenen Standorten der ersten Kohorte und ein Jahr später für die zweite Kohorte statt (vgl. Abb. 1).5 Unmittelbar nach der Basiserhebung wurde in jedem Standort die zufällige Zuteilung der Programmteilnahme durchgeführt. Kurz darauf startete jeweils das Programm. Auf das Programm selbst, seine einzelnen Elemente oder die Auswahl der Schulen, Jugendlichen und Mentor*innen nahm unsere Evaluationsstudie keinerlei Einfluss. 
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			Um die Auswirkungen des Mentoring-Programms auf die Arbeitsmarktaussichten zu evaluieren, haben wir die Jugendlichen etwa ein Jahr nach der Basis­erhebung erneut befragt. Somit endete die Feldperiode für die zweite Kohorte im Juni 2019. Wir haben beträchtliche Anstrengungen unternommen, um die Teilnehmer*innen wieder zu erreichen. So haben unsere Teammitglieder beispielsweise über 100 Reisen zu den teilnehmenden Schulen durchgeführt, um die Evaluationsstudie den Schulleitungen und Lehrkräften zu erläutern, die Umfrage im schulischen Kontext durchzuführen und administrative Daten über die Schulnoten zu sammeln. Durch diese Anstrengungen haben wir eine außergewöhnlich hohe Wiederbefragungsquote erzielt: Insgesamt haben wir für 98,7% der Teilnehmer*innen (304 der 308 Jugendlichen) Informationen ein Jahr nach Programmbeginn. An unserer eigenen Wiederbefragung haben 94,5% der Jugendlichen teilgenommen. Für 95,5% der Jugendlichen haben wir von den Schulen die Schulnoten aus den Zeugnissen erhalten. 

			Messung von Arbeitsmarktaussichten und sozioökonomischem Hintergrund

			Da die Teilnehmer*innen unserer Evaluation zum Zeitpunkt der Wiederbefragung ein Jahr nach Programmstart noch zur Schule gingen, konnten wir die tatsächlich erzielten Arbeitsmarktergebnisse noch nicht beobachten. Deshalb haben wir drei Ergebniskomponenten definiert, die den langfristigen Arbeitsmarkterfolg von Jugendlichen gemäß der einschlägigen Arbeitsmarktliteratur und unseren eigenen Analysen repräsentativer deutscher Datensätze gut vorhersagen. Diese drei Komponenten der Arbeitsmarktaussichten sind (1) die in der Schule erzielten Mathematiknoten als kognitive Komponente, (2) Geduld und Sozialkompetenzen als nicht-kognitive Komponente und (3) die Arbeitsmarktorientierung der Jugendlichen als motivationale Komponente (vgl. Resnjanskij et al. 2021 für Details zu den konkreten Variablen, die den einzelnen Komponenten zugrunde liegen). Wir kombinieren diese drei Komponenten zu einem Gesamtindex der Arbeitsmarktaussichten, berichten aber auch Ergebnisse für die drei Teilindizes. 

			Die Hauptzielgruppe des Mentoring-Programms sind Jugendliche aus stark benachteiligten Verhältnissen. Für diese Gruppe ist am ehesten zu erwarten, dass eine Unterstützung des Elternhauses nur unzureichend gegeben ist und dass somit das Mentoring-Programm eine wertvolle Ergänzung darstellen kann. Bei der Analyse der Daten aus unserer Basiserhebung hat sich jedoch gezeigt, dass am Pro­gramm durchaus auch Jugendliche mit günstigerem sozio­ökonomischen Hintergrund teilnehmen. Dies hat damit zu tun, dass sich das Programm zwar bemüht, Schulen in benachteiligten Stadtvierteln anzusprechen, dass innerhalb dieser Schulen aber keine Auswahl unter den interessierten Jugendlichen stattfindet, so dass auch Teilnehmer*innen aus weniger benachteiligten familiären Verhältnissen am Programm teilnehmen können. 

			Um in unserer Analyse zwischen sehr stark benachteiligten und weniger stark benachteiligten Jugendlichen unterscheiden zu können, teilen wir sie anhand von Daten über die Anzahl der Bücher zu Hause – einem aussagekräftigen Maß für den sozialen, wirtschaftlichen und bildungsbezogenen Hintergrund der Familien (z.B. Schütz, Ursprung und Wößmann 2008) – in zwei etwa gleich große Gruppen ein: Jugendliche mit höchstens 25 Büchern zu Hause (stark benachteiligter sozioökonomischer Hintergrund) und Jugendliche mit mehr als 25 Büchern zu Hause (günstigerer sozioökonomischer Hintergrund) (vgl. Abb.2a).6 Während in unserer Stichprobe 47% der Teilnehmer*innen einen stark benachteiligten sozio­ökonomischen Hintergrund aufweisen, ist dieser Anteil in Deutschland insgesamt nur etwa halb so hoch (23%). Auf Basis dieser empirischen Befunde lässt sich bestätigen, dass es dem Mentoring-Programm gelingt, die anvisierte Zielgruppe zu erreichen. Es zeigt sich aber auch, dass ein deutlicher Anteil der Programmteilnehmer*innen aus Jugendlichen mit relativ günstigerem sozioökonomischen Hintergrund besteht. Es wird sich zeigen, dass diese Einteilung der Programmteilnehmer*innen für die Ergebnisse von großer Bedeutung ist. 
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			Zur weiteren Charakterisierung vergleicht Abbildung 2 weitere soziodemografische Merkmale der Jugendlichen in unserer Evaluationsstichprobe mit denen einer für Jugendliche in Deutschland repräsentativen Stichprobe (PISA-Studie 2012). Es fällt auf, dass der Anteil der Jugendlichen mit Migrationshintergrund unter den Evaluationsteilnehmer*innen mit 58% mehr als doppelt so hoch ausfällt wie der deutsche Durchschnitt (28%). Jeder vierte Jugendliche in unserer Stichprobe lebt in einem alleinerziehenden Haushalt, verglichen mit 14% im deutschen Durchschnitt. Zudem sind weibliche Jugendliche (56%) in unserer Stichprobe leicht überrepräsentiert. 

			Die Befragungsdaten verdeutlichen auch, dass es stark benachteiligten Jugendlichen häufig an elterlicher Unterstützung mangelt. Abbildung 3 zeigt den Anteil der Jugendlichen, die nur eine geringe schulische Unterstützung durch ihre Eltern erfahren, getrennt nach dem sozioökonomischen Hintergrund. Fast die Hälfte der stark benachteiligten Jugendlichen gibt an, in schulischen Dingen nur wenig von ihren Eltern unterstützt zu werden. Demgegenüber ist dies nur bei einem Drittel der weniger benachteiligten Jugendlichen der Fall. 

			
   			 Abb. 3

		[image: 2021-sd-2-resnjanskij-woessmann-3.png]

		

			Schließlich zeigen sich auch bei den Maßen der Arbeitsmarktaussichten, die wir als Ergebnisvariablen unserer Evaluation verwenden, deutliche sozioökonomische Unterschiede (gemessen in der nicht am Programm teilnehmenden Kontrollgruppe). So verfügen stark benachteiligte Jugendliche über schlechtere Arbeitsmarktaussichten als Jugendliche mit günstigerem sozioökonomischen Hintergrund (vgl. Abb.4). Insbesondere weisen sie deutlich schlechtere Mathematikleistungen und geringere Geduld und Sozialkompetenzen auf. Im Folgenden untersuchen wir die Wirksamkeit des Mentoring-Programms dahingehend, ob es ihm gelingt, die benachteiligten Jugendlichen so zu fördern, dass sich diese sozioökonomischen Unterschiede verringern.
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			Die wichtigsten Ergebnisse

			Aufgrund der zufälligen Einteilung in Teilnahme- und Kontrollgruppe lässt sich der kausale Effekt der Teilnahme am Mentoring-Programm sehr leicht berechnen: Ein einfacher Vergleich der Mittelwerte der Ergebnisvariablen zwischen den beiden Gruppen ein Jahr nach Programmstart zeigt, ob sich die Arbeitsmarktaussichten der Jugendlichen durch die Programmteilnahme verbessert haben. Unser präferiertes Schätzmodell beinhaltet zusätzlich Kontrollvariablen für den Wert der jeweiligen Ergebnisvariable vor Programmstart, weitere Kontrollvariablen über die Jugendlichen aus dem Basisfragebogen sowie fixe Effekte für Paare des Randomisierungs-Matchings; nichts davon ist aber für die Ergebnisse entscheidend.

			Ein Gesamtbild der Wirksamkeit des MentoringProgramms ergibt sich, wenn wir den Index der Arbeitsmarktaussichten betrachten. Es zeigt sich, dass die Jugendlichen aus stark benachteiligten Verhält­nissen deutlich von der Teilnahme am Mentoring-Prog­ramm profitieren: Die Arbeitsmarktaussichten der stark benachteiligten Jugendlichen, die am Programm teilgenommen haben, liegen um mehr als eine halbe Standardabweichung über denen der stark benachteiligten Jugendlichen, die nicht teilgenommen haben (vgl. Abb. 4). Damit schließt die Programmteilnahme die Lücke in den Arbeitsmarktaussichten zu den Jugendlichen mit günstigerem sozioöko­nomischen Hintergrund in unserer Stichprobe. Die positiven Effekte finden sich für Mädchen und Jungen gleichermaßen. Jugendliche aus stark benachteiligten Verhältnissen profitieren also erheblich von dem Programm. 

			Auch für jede der drei Komponenten, die in den Gesamtindex der Arbeitsmarktaussichten eingehen, finden sich signifikant positive Effekte für die stark benachteiligten Jugendlichen. So verbessert sich die Schulnote in Mathematik aufgrund der Programmteilnahme um 0,29 Standardabweichungen. Dieser Effekt entspricht einer Verbesserung der Mathematiknote um durchschnittlich 0,42 Notenschritte und schließt damit mehr als die Hälfte des Unterschieds zu den Jugendlichen mit günstigerem sozioökonomischen Hintergrund. Detailliertere Betrachtungen zeigen, dass die Leistungen in der gesamten Notenverteilung ansteigen. Die Ergebnisse belegen, dass die Teilnahme am Programm die schulischen Leistungen von stark benachteiligten Jugendlichen erhöht und sie damit besser auf den Arbeitsmarkt vorbereitet. 

			Auch im nicht-kognitiven Bereich profitieren die stark benachteiligten Jugendlichen vom Programm. Ein Index, der Maße für Geduld und Sozialkompetenzen zusammenfasst, steigt durch die Programmteilnahme um 0,44 Standardabweichungen. Dabei steigt insbesondere die Geduld der Jugendlichen, die durch ihre Zukunftsorientierung und ihre Bereitschaft, Belohnungen auf die Zukunft zu verschieben, gemessen wird. Sozialkompetenzen – gemessen als Prosozialität, Vertrauen und Selbstwirksamkeit – werden ebenfalls positiv durch das Programm beeinflusst. Allerdings fällt der Anstieg hier etwas geringer aus und kann statistisch nicht signifikant von null unterschieden werden. 

			Schließlich steigert die Teilnahme am Mentoring-Programm auch die Arbeitsmarktorientierung der stark benachteiligten Jugendlichen um 0,29 Standardabweichungen. Dies ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass der Anteil der Jugendlichen, die angeben, dass sie nach der Schule eine Berufsaus­bildung machen wollen, um 22 Prozentpunkte ansteigt (von 44% in der Kontrollgruppe auf 66% in der Teilnahmegruppe). Die Fokussierung der Jugendlichen auf eine gute und realistische berufliche Zukunft nimmt durch die Programmteilnahme also deutlich zu. Demgegenüber findet sich kein Effekt darauf, ob die Jugendlichen bereits genau wissen, was sie später beruflich machen wollen. 

			Die Teilnahme am Programm führt nicht nur zu besseren Arbeitsmarktaussichten. Wir beobachten ebenfalls einen positiven Effekt auf die allgemeine Lebenszufriedenheit der stark benachteiligten Jugendlichen. Damit spiegelt sich die Verbesserung der Arbeitsmarktaussichten auch in dem subjektiven Empfinden der Jugendlichen wider.

			Im Gegensatz zu den stark benachteiligten Jugendlichen profitieren Jugendliche mit günstigerem sozioökonomischen Hintergrund jedoch nicht von der Teilnahme am Programm. Wenn überhaupt sinken deren Arbeitsmarktaussichten. Der Effekt ist jedoch statistisch nicht signifikant von null zu unterscheiden.

			Mentoring scheint also vor allem für stark benachteiligte Jugendliche, denen es besonders an familiärer Unterstützung mangelt, zu wirken. Dieses Bild manifestiert sich auch in einer weiteren Analyse, in der wir verschiedene Kanäle testen, die den Effekt des Mentoring-Programms möglicherweise erklären können. Die Ergebnisse dieser Analyse zeigen, dass ein nennenswerter Anteil des positiven Effekts auf die Arbeitsmarktaussichten stark benachteiligter Jugendlicher darauf zurückgeführt werden kann, dass das Programm Mentor*innen als Ansprechpersonen bereitstellt, mit denen die Jugendlichen über ihre Zukunft sprechen können. Die Mentor*innen erweisen sich außerdem als wichtige Ansprechpartner*innen zur Informationsbeschaffung über die zukünftige Be­rufswahl. Darüber hinaus steigern die Mentoring-Beziehungen die Einsicht bei den Mentees, dass Lernen in der Schule für einen späteren Beruf nützlich sein kann. 

			Sozioökonomisch stark benachteiligte Mentees stimmen im Vergleich zu denen mit günstigerem sozioökonomischen Hintergrund auch eher der Aussage zu, dass das Mentoring sie in der Schule besser macht und auch bei Problemen außerhalb der Schule hilfreich ist. Hingegen finden sich keine signifikanten Unterschiede zwischen den beiden sozioökonomischen Gruppen im Hinblick auf die Häufigkeit oder die Länge der Mentoring-Treffen. Auch zeigt sich nicht, dass das Programm die Unterstützung der Eltern bei den Hausaufgaben oder bezahlte Nachhilfestunden ersetzen würde. Die Programmteilnahme hat bei den stark benachteiligten Jugendlichen auch keine Aus­wirkungen auf andere Aktivitäten innerhalb der Schule, wie z.B. das Engagement als Klassensprecher oder die Teilnahme an einer Theater-AG, oder außerhalb der Schule, wie z.B. die ehrenamtliche Tätigkeit im Verein. Ebenso wenig beeinflusst das Programm, wie viele Freunde die Jugendlichen haben oder wie oft sie diese treffen. 

			Demgegenüber könnte ein Grund dafür, dass das Programm bei den weniger benachteiligten Ju­gendlichen nicht wirkt, darin bestehen, dass die Mentor*innen diesen Jugendlichen über die bereits vorhandene familiäre Unterstützung hinaus keine wesentliche zusätzliche Hilfe zukommen lassen können. Im Gegensatz zu den Jugendlichen aus stark benachteiligten Verhältnissen berichten die Mentees aus weniger benachteiligten Elternhäusern nicht, dass ihnen das Mentoring bei der Bewältigung von schulischen oder außerschulischen Problemen hilft. Hinzu kommt, dass sich die Mentor-Mentee-Gespräche häufiger um Freizeitaktivitäten drehen, als dies bei den stark benachteiligten Jugendlichen der Fall ist. Unsere Er­gebnisse weisen auch darauf hin, dass die Teilnahme am Programm potenziell nützliche Aktivitäten der weniger benachteiligten Jugendlichen verdrängt. So führt das Programm dazu, dass die Jugendlichen mit günstigerem sozioökonomischen Hintergrund weniger an sozialen Aktivitäten innerhalb der Schule teilnehmen. 

			Das Mentoring-Programm erreicht auch einen sehr großen Anteil von Jugendlichen mit Migra­tionshintergrund. Bei mehr als der Hälfte (58%) der Teilnehmer*innen in der Evaluationsstudie ist entweder der Jugendliche selbst oder mindestens eines der Elternteile im Ausland geboren (vgl. Abb.2b). Schätzt man den Programmeffekt nur für die Teilnehmer*innen mit Migrationshintergrund, so ergibt sich ein signifikant positiver Effekt, der allerdings etwas kleiner ausfällt als der Effekt in der Gruppe der Jugendlichen mit benachteiligtem sozioökonomischen Hintergrund. Berücksichtigt man Migrations- und sozioökonomischen Hintergrund gleichzeitig, so sind die Effekte ausschließlich durch den sozioökonomischen Hintergrund getrieben. Es sind also in erster Linie Benachteiligungen aufgrund des sozioökonomischen Hintergrunds, und nicht aufgrund des Migrationshintergrunds, die das Mentoring-Programm ausgleicht. Allerdings ergibt sich für Migrant*innen der ersten Generation – d.h. Jugendliche, die selbst im Ausland geboren wurden – ein großer positiver Effekt der Teilnahme am Programm auf die Arbeitsmarktaussichten.

			Schlussbemerkungen

			Unsere Ergebnisse legen nahe, dass Mentoring-Pro­gramme die zukünftigen Arbeitsmarktchancen stark benachteiligter Jugendlicher erheblich verbessern können. Für Jugendliche mit benachteiligtem sozio­ökonomischen Hintergrund erhöht das untersuchte Mentoring-Programm, »Rock Your Life!«, die Arbeitsmarktchancen insgesamt deutlich und kann die Lücke in den Arbeitsmarktaussichten zu den Jugendlichen mit günstigerem sozioökonomischen Hintergrund vollständig schließen. Alle drei Komponenten des Gesamtindex der Arbeitsmarktaussichten, die kognitive, nicht-kognitive und motivationale Aspekte messen, werden durch das Programm positiv beeinflusst. Mentoring scheint also eine praktikable Möglichkeit zu sein, um die Aussichten stark benachteiligter Personen auch noch im Jugendalter zu erhöhen. Natürlich können Mentor*innen niemals die Eltern ersetzen, und das ist auch nicht ihr Ziel. Sie scheinen aber wichtige Elemente der familiären Unterstützung, die vielen benachteiligten Jugendlichen fehlen, ausgleichen zu können. 

			Im Gegensatz dazu wirkt das Programm nicht bei Jugendlichen mit günstigerem sozioökonomischen Hintergrund. Unsere Ergebnisse deuten darauf hin, dass es diesen Jugendlichen nicht in erster Linie an zusätzlicher Unterstützung durch einen anderen Erwachsenen mangelt. 

			Um die Größenordnung des Programmnutzens im Verhältnis zu den Kosten grob abzuschätzen, haben wir eine Kosten-Nutzen-Analyse durchgeführt. Den Nutzen des Programms messen wir in Form der lebenslangen Erträge auf dem Arbeitsmarkt, den die stark benachteiligten Jugendlichen aufgrund ihrer verbesserten Schulnoten (gemäß Berechnungen anhand entsprechender Arbeitsmarktdaten) erwarten dürfen. Aufgrund der großen Effekte und relativ niedrigen Kosten des Programms ergibt sich ein Nutzen-Kosten-Verhältnis von 15 zu 1 für die aktuelle Version des Programms und von 31 zu 1 für ein Programm, das sich auf Jugendliche aus stark benachteiligten Verhältnissen beschränkt. Auch wenn solche Abschätzungen mit vielen Unwägbarkeiten behaftet sind, legt die Größenordnung nahe, dass die Kosten des Mentoring-Prog­ramms durch den generierten Arbeitsmarkt­nutzen mehr als ausgeglichen werden dürften.

			Dies wirft die Frage nach der Skalierbarkeit von Mentoring-Programmen auf. Dabei gibt es zwei Aspekte. Erstens deuten die starken Unterschiede der Auswirkungen nach dem sozioökonomischen Hintergrund der Jugendlichen darauf hin, dass sich eine Ausweitung des Programms auf diejenigen Jugendlichen konzentrieren sollte, denen es wirklich an familiärer Unterstützung mangelt. Andere Jugendliche, die über ein günstigeres familiäres Umfeld und ausreichende Unterstützung verfügen, scheinen vom Mentoring nicht zu profitieren. Der positive Aspekt dabei ist, dass die Gruppe der Jugendlichen mit stark benachteiligtem sozioökonomischen Hintergrund per definitionem ohnehin die Hauptzielgruppe für Maßnahmen ist, die darauf abzielen, die Persistenz von Ungleichheit zu verringern. 

			Zweitens sind sowohl das Programm als auch das Design unserer Untersuchung in mehrfacher Hinsicht dazu geeignet, eine Skalierbarkeit über einen bestimmten Standort hinaus zu zeigen. Das Programm ist als landesweites Franchise mit einer kleinen zent­ralen Holding und überwiegend selbstverwalteten lokalen Standorten organisiert. Es hat sich gezeigt, dass das System in wenigen Jahren von einem auf über 40 Standorte wachsen konnte. Darüber hinaus beschränkte sich unsere Untersuchung nicht auf ein oder zwei ausgewählte Standorte, sondern wurde an zehn Standorten und 19 Schulen in ganz Deutschland durchgeführt. Dies stellt sicher, dass die gefundenen Effekte nicht auf einen speziellen Standort zurückzuführen sind. Einschränkend muss aber berücksichtigt werden, dass das Programm bisher auf Student*innen als Mentor*innen angewiesen ist und daher nur in Städten mit Universitäten durchgeführt wird. So kann die Evaluation nichts darüber aussagen, ob sich die Ergebnisse auf ländliche Gebiete ohne Hochschulen verallgemeinern lassen. 

			Unsere Untersuchung schätzt nicht nur erstmals einen kausalen Effekt von Mentoring-Programmen auf die Arbeitsmarktaussichten benachteiligter Jugendlicher in Deutschland, sondern erweitert auch die Literatur zu Mentoring-Maßnahmen insgesamt. Trotz der weiten Verbreitung von und dem großen Interesse an Mentoring-Programmen für Jugendliche gibt es überraschend wenig Belege für ihre kausale Wirkung auf die Aussichten der Teilnehmer*innen auf dem Arbeitsmarkt. Die jüngere experimentelle Forschung bezieht sich vor allem auf umfassendere Unterstützungsprogramme, bei denen Mentoring als ein Element mit vielen anderen Elementen wie finanziellen Anreizen für Teilnahme und Leistung, Nachhilfeunterricht und zusätzlichen Bildungsangeboten kombiniert wird (z.B. Rodríguez-Planas 2012; Heller et al. 2017; Oreopoulos, Brown und Lavecchia 2017; Lavecchia, Oreopoulos und Brown 2020). Dies erschwert es, die Effekte einer bestimmten Komponente des Gesamtprogramms zuzuordnen. Im Gegensatz dazu handelt es sich bei dem von uns untersuchten Programm um ein reines Mentoring-Programm, das es uns ermöglicht, die Wirksamkeit eines relativ unaufwändigen und kostengünstigen Unterstützungsprogramms zu beurteilen. 

			Die meisten verfügbaren Studien zu reinen Mentoring-Programmen sind nicht-experimenteller Natur.7 Die relevanteste Ausnahme ist das experimentell evaluierte Big-Brothers-Big-Sisters-Programm für 9- bis 16-jährige Kinder in den USA. In einer außerschulischen Variante mit erwachsenen Mentor*innen wurde gezeigt, dass das Programm in der Lage ist, Drogenmissbrauch und Schulabwesenheit zu redu­zieren sowie die familiären Beziehungen zu verbessern (Grossman und Tierney 1998). In einer innerschulischen Variante mit zumeist Schüler*innen als Mentor*innen wurde gezeigt, dass das Programm zwar die schulischen Leistungen verbessert hat, nicht aber Anstrengung, Selbstwertgefühl, familiäre Beziehungen oder Problemverhalten (Herrera et al. 2011). Das Programm hatte jedoch generell nicht das erklärte Ziel, die Aussichten auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern.8 Die von uns untersuchten Auswirkungen von Mentoring auf Arbeitsmarktaussichten sollten nicht nur aus volkswirtschaftlicher Sicht, sondern auch im Sinne des zukünftigen Wohlbefindens der benachteiligten Jugendlichen von zentralem Interesse sein. Insofern sind die Befunde, dass Mentoring die Arbeitsmarktaussichten von stark benachteiligten Jugendlichen positiv beeinflussen kann, sehr ermutigend, um benachteiligten Jugendlichen effektiv zu helfen und die Chancengleichheit in der Gesellschaft zu verbessern. 
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					1	Das Programm wird auch in zehn Städten in der Schweiz und in den Niederlanden angeboten. Weitere Informationen über das Mentoring-Programm sind unter https://rockyourlife.de und https://de.wikipedia.org/wiki/Rock_Your_Life verfügbar.

				

				
					2	Die Mentoring-Beziehungen zwischen den Mentor*innen und den Jugendlichen werden während eines »Kick-Off-Trainings« gebildet. Ein »Job-Coach-Training« und ein »Dein-Weg-Training« bieten weitere Qualifizierungsangebote.

				

				
					3	An Standorten, an denen es genügend freie Plätze für die Bewerber*innen gab, haben alle Bewerber*innen am Programm teilgenommen. Diese nicht-zufälligen Teilnahmen werden im Rahmen der hier berichteten Analysen nicht berücksichtigt. 

				

				
					4	 Die zehn Städte sind Aachen, Berlin, Duisburg, Essen, Hamburg, Köln, Leipzig, Lübeck, Lüneburg und Mannheim. 

				

				
					5	Die erste Kohorte umfasst auch zwei Pilotstudien, die im November 2015 und Juni 2016 durchgeführt wurden.

				

				
					6	Analysen anhand eines umfassenderen Index des sozioökonomischen Hintergrunds, der Informationen über die Bücher zu Hause, den Bildungsabschluss der Eltern und den Arbeitsmarktstatus der Eltern kombiniert, kommen zu ganz ähnlichen Ergebnissen. 

				

				
					7	Siehe DuBois et al. (2002), Rhodes (2008), Eby et al. (2008) und Rodríguez-Planas (2014) für Übersichtsartikel, die auf eher bescheidene durchschnittliche Programmeffekte hinweisen.

				

				
					8	Zwei neuere Mentoring-Studien im Grundschulkontext untersuchen Auswirkungen auf Prosozialität (Kosse et al. 2020) und Anwesenheit in der Schule (Guryan et al. 2020). 
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			RCEP, die größte Freihandelszone der Welt:

			Was beinhaltet der Mega-Deal, und mit welchen Auswirkungen ist zu rechnen?

		




IN KÜRZE

Mit der Unterzeichnung von RCEP entsteht die größte Freihandelszone der Welt, an der die zehn ASEAN-Staaten, China, Japan, Südkorea, sowie Australien und Neuseeland teilnehmen. In diesem Artikel beleuchten wir die Inhalte des Handelsabkommens und analysieren die Auswirkungen auf den Handel innerhalb der Freihandelszone sowie auf Drittstaaten. Die regionalen Handelsbeziehungen im asiatisch-pazifischen Raum sind bereits zum heutigen Tag sehr ausgeprägt, und die meisten Handelsbarrieren konnten schon weitestgehend abgebaut werden: Mit Ausnahme von Japan-China sowie Japan-Südkorea existieren zwischen den restlichen RCEP-Mitgliedern Handelsabkommen. Neben moderaten Zollsenkungen führt die Harmonisierung der Ursprungsregeln, die bisher mit einem hohen bürokratischen Aufwand für Exporteure verbunden sind, zu einem Anstieg des Intra-RCEP-Handels. Negative Handelsumlenkungseffekte werden insbesondere für Indien, die USA und die südamerikanischen Mercosur-Länder erwartet; für Europa ist mit geringen negativen Auswirkungen zu rechnen. Gleichzeitig stellen resilientere Lieferketten und eine effizientere Produktion im RCEP-Raum für dort operierende Unternehmen sowie Endkonsumenten eine Chance dar.






		
			Mit der Unterzeichnung von RCEP (Regional Comprehensive Economic Partnership) am 15. November 2020 entsteht im asiatisch-pazifischen Raum die größte Freihandelszone der Welt. Die Gespräche wurden von den ASEAN-Staaten (dem Verband südostasiatischer Nationen) angestoßen, die sich aus den folgenden Ländern zusammensetzen: Brunei, Indonesien, Kambodscha, Laos, Malaysia, Myanmar, den Philippinen, Singapur, Thailand und Vietnam. Nach über acht Jahren Verhandlungsdauer konnten sich die ASEAN-Staaten mit China, Japan, Südkorea sowie Australien und Neuseeland auf das Abkommen verständigen. Das geplante Handelsabkommen umfasst somit 15 Mitgliedsstaaten, auf die 28% der Weltwirtschaftsleistung, 28% des Welthandels und 29% der Weltbevölkerung entfallen (vgl. Abb. 1). 

			Was beinhaltet das jüngst abgeschlossene Abkommen? Mit welchen Auswirkungen ist für den Intra-RCEP-Handel zu rechnen, und in welchem Ausmaß werden Drittstaaten von der größten Freihandelszone der Welt betroffen sein? Auf diese Fragen wollen wir im Folgenden Antwort geben. In einem ersten Schritt beschreiben wir die wirtschaftliche Verflechtung zwischen den RCEP-Ländern, die vor dem Abschluss des Mega-Deals bereits sehr eng war. Dies ist eine Folge des Aufstiegs Chinas sowie der Entstehung der sogenannten »Factory Asia«. Damit wird die über Ländergrenzen hinweg stark verwobene Produktion insbesondere innerhalb der RCEP-Länder bezeichnet, die ein wichtiger Bestandteil der globalen Wertschöp­fung ist. 

			In einem zweiten Schritt beleuchten wir den Inhalt des RCEP-Abkommens und diskutieren, mit welchen handelspolitischen Veränderungen zu rechnen ist. Im Gegensatz zu vielen anderen Handelsabkommen sind die tarifären und nicht-tarifären Barrieren zwischen den RCEP-Ländern bereits zum heutigen Tag weitestgehend abgebaut: Mit Ausnahme von Japan-China sowie Japan-Südkorea existieren zwischen den restlichen RCEP-Mitgliedern Handelsabkommen. Zwar ist mit weiteren Zollreduktionen zu rechnen, die große Errungenschaft ist jedoch die Harmonisierung der Ursprungsregeln – bis dato stellen diese einen hohen bürokratischen Aufwand für Exporteure dar. Ein Anstieg des Intra-RCEP-Handels führt zu weniger Nachfrage aus Drittstaaten, für die deshalb negative Auswirkungen erwartet werden. Besonders betroffen sind Länder, die stark mit den RCEP-Ländern verwoben, jedoch nicht Teil des Handelsabkommens sind. Gleichzeitig stellen resilientere Lieferketten und eine effizientere Produktion im RCEP-Raum für dort operierende Unternehmen sowie Endkonsumenten eine Chance dar.

			Starke wirtschaftliche Verflechtung zwischen den RCEP-Ländern

			ASEAN, der Verband südostasiatischer Staaten, besteht bereits seit 1967 und beschäftigt sich nicht nur mit handelspolitischen, sondern auch mit anderen wirtschaftlichen Themen, wie Investitionsförderung und Rechte an geistigem Eigentum sowie der Einhaltung von Arbeitsstandards und mit Umwelt- und Sicherheitsfragen. Bei der Gründung wurde bewusst auf eine Teilnahme Chinas verzichtet, um sich vom Kommunismus zu distanzieren. Mit dem asiatischen Boom in den 1990er Jahren und dem Aufstieg Chinas richtete sich jedoch der Blick wieder vermehrt auf die Intensivierung der Handelsbeziehungen mit den unmittelbaren Nachbarn. 

			So stand bereits im Jahr 1990 die Idee eines Handelsabkommens zwischen den ASEAN-Staaten, China, Japan und Südkorea im Raum, also ein ASEAN+3-Abkommen (vgl. Abb. 1). Konkretisiert wurde diese Idee jedoch erst 2012 mit dem Beginn der Verhandlungsgespräche zu RCEP, bei denen Indien, Australien und Neuseeland ebenfalls teilnahmen. Acht Jahre später, am 15. November 2020, erfolgte dann schließlich die Unterzeichnung – allerdings ohne Indien, das sich kurz vor Abschluss aus innenpolitischen Gründen gegen eine Teilnahme entschied.
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			Die vergleichsweise kurze Verhandlungsdauer – für das Abkommen zwischen der EU und Kanada wurde z.B. über zehn Jahre verhandelt (Government of Canada 2018) – ist eine beachtliche Leistung. Insbesondere, da Konflikte und historische Rivalitäten zwischen einzelnen Parteien, wie z.B. das schlechte Verhältnis zwischen Japan und Südkorea, das 2019 in einem Handelskonflikt kulminierte, die Gespräche erschwerten. Auch stellten die großen Unterschiede zwischen den 15 Mitgliedsländern eine Herausforderung dar: Neben hochentwickelten großen Marktwirtschaften (Japan, Singapur, Südkorea, Australien und Neuseeland) und dem dominanten Riesen China saßen etliche Schwellenländer sowie mit Laos und Kambodscha, zwei der ärmsten Länder der Welt, am Verhandlungstisch. Ein solch hohes Maß an Heterogenität führt zu divergierenden Interessen, die nur schwierig unter einen Hut zu bringen sind – die stockenden multilateralen WTO-Verhandlungen sind ein Beispiel hierfür. 

			Warum wurden die Anstrengungen für einen erfolgreichen Abschluss trotz dieser widrigen Umstände unternommen? Erstens ist das RCEP-Abkommen die chinesische Antwort auf das gescheiterte TPP-Abkommen (Trans-Pacific Partnership), das im Jahr 2016 von den USA, Australien, Brunei, Chile, Japan, Kanada, Malaysia, Mexiko, Neuseeland, Peru, Singapur und Vietnam unterzeichnet, aber wenige Tage nach Amtsantritt von Donald Trump aufgekündigt wurde. China nutzte die Chance und stieß in das entstandene Machtvakuum, um einen Mega-Deal ohne amerikanische Beteiligung unter Dach und Fach zu bringen. 

			Zweitens ist die wirtschaftliche Verflechtung zwischen den RCEP-Ländern sehr ausgeprägt und hat sich in den vergangenen Jahren intensiviert. Abbildung2 zeigt die wichtigsten Handelspartner der RCEP-Länder seit 1990. Es wird zwischen dem Intra-RCEP-Handel, dem Handel mit dem »Westen«, also den Mitglieds­ländern der Europäischen Union (EU 28) und den NAFTA-Ländern (USA, Kanada und Mexiko) sowie dem Rest der Welt unterschieden. 
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			Die Bedeutung der EU 28 und der NAFTA-Länder als Handelspartner für die RCEP-Länder hat seit 1990 stark abgenommen. Bei den Importen sinkt der Anteil um 17 Prozentpunkte auf 22%, bei den Exporten um 14 Prozentpunkte auf 33%. Gleichzeitig steigt der Anteil des Intra-RCEP-Handels in diesem Zeitraum deutlich an: 1990 beliefen sich die Intra-RCEP-Importe auf 40%, bis 2018 stieg dieser Anteil um 10 Prozentpunkte an. Interessanterweise fand ein Großteil dieser Entwicklung vor Chinas Beitritt zur WTO 2001 statt, der als Startschuss des rasanten Aufstiegs des Schwellenlandes gilt. Bei den Exporten kann ein ähnliches Bild beobachtet werden, auch wenn die RCEP-Länder als Absatzmarkt eine etwas geringere Rolle spielen als bei den Importen (2018: 39% der Gesamtexporte).

			Für den südostasiatischen Raum kann somit eine Neuausrichtung beobachtet werden: Statt globalem Fokus konzentrieren sich die RCEP-Länder auf re­gionale Handelsbeziehungen. Der Aufstieg Chinas ist ein Grund für diese Entwicklung, da China für alle RCEP-Länder ein äußerst wichtiger Absatz- bzw. Beschaffungsmarkt ist. Tabelle 1 zeigt für die 15 Mitgliedsländer die drei wichtigsten Handelspartner und deren Anteile am Gesamthandel. Die Daten beziehen sich auf das Jahr 2018. Insbesondere bei den Importen spielt China eine wichtige Rolle: Die RCEP-Länder führen im Mittel fast ein Viertel aller importierten Güter aus China ein. Aber auch als Abnehmer gehört China für fast alle Mitgliedsländer – mit Ausnahme von Brunei, Kambodscha und den Philippinen – zu einem der drei wichtigsten Märkte. 
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							Die drei wichtigsten Im- und Exporteure der RCEP-Länder,Anteile in % in Klammern, 2018
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							Anmerkungen: AUS: Australien, CHN: China, DEU: Deutschland, HKG: Hongkong, JPN: Japan, KOR: Südkorea, MYS: Malaysia, SGP: Singapur, THA: Thailand, VNM: Vietnam.

						
					

					
							
							Quelle: Comtrade; Baci (Gaulier und Zignago 2010).

						
					

				
			

			Außerdem verdeutlicht die Tabelle die starke Verflechtung innerhalb des gesamten RCEP-Raums, da auch andere RCEP-Länder neben China häufig in der Liste der drei wichtigsten Handelspartner aufgeführt sind. Mit dem Aufkommen globaler Wertschöpfungsketten, eine Entwicklung des 21. Jahrhunderts (Baldwin 2012), gewann die Region immer mehr an Bedeutung und wurde in das globale Produktionsnetzwerk integriert. Von globalen Wertschöpfungsketten spricht man dann, wenn Produktionsteilung zwischen zwei oder mehr Ländern stattfindet, d.h., viele Zwischengüter werden importiert, bearbeitet und dann wieder exportiert. Im asiatischen Raum bildete sich gleichzeitig die sogenannte »Factory Asia« heraus. Damit wird die über die Ländergrenzen hinweg stark verwobene Produktion insbesondere innerhalb der RCEP-Länder bezeichnet, die ein wichtiger Bestandteil der globalen Wertschöpfung ist und zu einer Intensivierung der regionalen Handelsbeziehungen geführt hat. 

			Handelspolitik im asiatischen Raum: welche Veränderungen bringt RCEP?

			Da bei globalen Wertschöpfungsketten mehrfach Landesgrenzen überschritten werden, spielen geringe Handelsbarrieren eine wichtige Rolle, sonst akkumulieren sich hohe Kosten, und diese Art der Produktion wäre unrentabel. Aus diesem Grund haben die RCEP-Länder große Anreize, die Handelspolitik so weit wie möglich zu liberalisieren, zumindest in Sektoren, die relevant für die Produktion der »Factory Asia« sind, also insbesondere Zwischengüter für komplexe Industriegüter. 

			Die tarifären und nicht-tarifären Barrieren zwischen den RCEP-Ländern sind bereits zum heutigen Tage weitestgehend abgebaut: Mit Ausnahme von Japan-China sowie Japan-Südkorea existieren zwischen den übrigen RCEP-Mitgliedern Handelsabkommen. Abbildung 3 gibt einen Überblick über die zahlreichen bereits existierenden Verträge, blaue Einfärbung bedeutet, dass ein Handelsabkommen abgeschlossen wurde. Der durchschnittliche Zollsatz auf den Handel innerhalb des RCEP-Raums beträgt im Jahr 2017 lediglich 1,6%. Deshalb scheint das Abkommen auf den ersten Blick keine großen Vorteile für die Mitgliedsstaaten zu bringen.

			Ein genauerer Blick in die bilateralen handels­politischen Beziehungen ist aufschlussreich. Abbildung 3 zeigt die durchschnittlichen Zölle, die für die 210 bilateralen Handelsbeziehungen im Jahr 2017 gelten. In den Zeilen sind die Importeure abgetragen, die Spalten zeigen die Exporteure, d.h., die Tabelle ist wie folgt zu lesen: Im Durchschnitt fallen für Exporte aus Brunei nach Südkorea Zölle in Höhe von 5% an. Da die Zolldaten nur aus dem Jahre 2017 vorliegen, können die Zollreduktionen, die durch das CPTPP-Abkommen (Comprehensive and Progressive Agreement for Trans-Pacific-Partnership) realisiert wurden, leider nicht berücksichtigt werden. Diese betreffen insbesondere die Handelsbeziehung zwischen Japan und Neuseeland. 
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			Die Abbildung zeigt, dass innerhalb des ASEANRaums – Brunei, Indonesien, Kambodscha, Laos, Myanmar, Malaysia, Philippinen, Singapur, Thailand und Vietnam – bereits vor der Implementierung von RCEP kaum Zölle fällig wurden. Auch bei Abkommen, die die ASEAN-Staaten mit Drittländern abgeschlossen haben, ist das Zollniveau ein niedriges. Die vergleichsweise hohen Barrieren von Kambodscha, Laos und Myanmar gegenüber Japan, Australien und Neuseeland können auf entwicklungspolitische Überlegungen zurückgeführt werden: die hochentwickelten Handelspartner erlauben diesen drei Ländern einen langsamen und schrittweisen Abbau der Zölle, um zu verhindern, dass australische, japanische und neuseeländische Konkurrenten den Unternehmen in Kambodscha, Laos und Myanmar das Geschäft kaputt machen. 

			Besonderes Augenmerk ist auf die handelspolitische Beziehung zwischen den drei größten Volkswirtschaften des RCEP-Raums, China, Japan und Südkorea, zu legen, da für diese die größte Reduktion der Handelskosten durch RCEP zu erwarten ist. Zwar existiert zwischen China und Südkorea bereits ein Handelsabkommen, zu Handelserleichterungen im großen Stil hat es allerdings noch nicht geführt. Stattdessen sind noch immer Zölle in Höhe von 8–9% fällig, und auch nicht-tarifäre Barrieren liegen noch vor.1 Außerdem besteht zwischen Japan und China sowie Japan und Südkorea noch kein Handelsabkommen. Da diese drei Volkswirtschaften die bedeutendsten im asiatischen Raum sind, kann hier mit beachtlichen handelsschaffenden Effekten gerechnet werden. 

			RCEP ist weniger ambitioniert als viele moderne Abkommen. Während bei CETA, dem Handelsabkommen zwischen der EU und Kanada, das als eines der umfassendsten der Welt gilt, ca. 99% aller Zölle eliminiert wurden, wird für RCEP mit einer Abschaffung an Zöllen von maximal 90% gerechnet. Ausnahmen sind insbesondere im Agrarsektor zu erwarten, der kaum abgedeckt wird. In vielen anderen Bereichen, wie z.B. den Fahrzeugen, kann mit einer langen Anpassungszeit – bis zu 20 Jahre – gerechnet werden. 

			Außerdem gehen viele moderne Handelsabkommen über die Abschaffung von Zöllen hinaus und regeln eine Vielzahl anderer Themen. Das ist auch bei RCEP der Fall: So kamen die Verhandlungspartner überein, gegenseitig Berufsqualifikationen anzuerkennen. Allerdings konnte man sich weder auf Umweltstandards noch auf einheitliche Arbeitsrechte einigen. Auch wurde die Chance vertan, Zukunftsthemen wie den E-Commerce zu regeln. Jedoch wird erwartet, dass die RCEP-Mitglieder in Zukunft diese Themen wieder auf ihre Agenda setzen – regelmäßige Treffen, bei denen eine Ausweitung des jetzt ausgehandelten Vertrages diskutiert werden sollen, sind geplant.

			Die Harmonisierung der Ursprungsregeln ist eine wichtige Errungenschaft von RCEP. Auch wenn die Handelshemmnisse für bilateralen Handel, also den Warenaustausch zwischen zwei Vertragspartnern, z.B. ASEAN und Australien, gering sind, stellen die bis dato geltenden Einzelverträge eine Herausforderung für Exporteure dar. Für jedes der Handelsabkommen gelten andere bürokratische Regeln, die sogenannten Ursprungsregeln, die eingehalten werden müssen, um den präferenziellen Marktzugang zu erhalten. 

			Exporteure müssen einen Ursprungsnachweis liefern, der »heimische Produktion« belegt. Hierunter versteht man, dass die Waren größtenteils innerhalb der jeweiligen Freihandelszone hergestellt wurden. So müssen chinesische Automobilexporteure belegen, dass mindestens 40% der Produktion entweder in China oder einem der ASEAN-Länder erfolgte, um zollfrei nach Laos exportieren zu dürfen; wird dieser Nachweis nicht erbracht, fällt ein Zoll von 20% an. Für Automobilexporte in andere Zielländer, mit denen China ein Handelsabkommen abgeschlossen hat, gelten ähnliche Regeln, allerdings zählen bei der Ermittlung des Anteils der heimischen Produktion nur Vorleistungen aus dem jeweils beteiligten Vertragspartner. Beispielsweise dürfen für chinesische Exporte nach Australien nur Vorleistungen aus China oder aus Australien verwendet werden, um den Anteil von 40% heimischer Produktion zu erreichen. Das ist kostspielig und ineffizient, insbesondere für Exporteure mit komplexen Wertschöpfungsketten, die sich über mehrere asiatische Länder erstrecken. 

			RCEP konsolidiert und harmonisiert die Ursprungsregeln der bestehenden Verträge. So dürfen in Zukunft bei der Berechnung der heimischen Wertschöpfung Vorleistungen aus allen 15 Mitgliedstaaten verwendet werden. Deshalb ist durch RCEP eine noch stärkere wirtschaftliche Verflechtung zwischen den Mitgliedsländern, insbesondere durch die Intensivierung und den Ausbau bereits bestehender Lieferketten, zu erwarten – trotz magerer Zollreduktionen. 

			Welche Auswirkungen hat RCEP auf den Welthandel?

			Insgesamt lässt sich festhalten, dass RCEP zu niedrigeren Handelskosten im asiatischen Raum führen wird. Da auf die RCEP-Mitglieder knappe 30% des Welthandels entfallen, wird das Abkommen Handelsströme verschieben – was Auswirkungen auf Drittstaaten hat. Je stärker Länder mit dem RCEP-Raum vernetzt sind, desto stärker sind diese auch von der Intensivierung des Intra-RCEP-Handels betroffen. Abbildung 4 zeigt die Abhängigkeit ausgewählter Drittstaaten von den RCEP-Ländern. Hierfür werden die Anteile der Exporte bzw. Importe, die das jeweilige Drittland in den RCEP-Raum ex- bzw. importiert, an den Gesamthandelsflüssen berechnet. Wir analysieren das Handels-Exposure für die EU-28-Mitglieder, Indien, Russland, die USA, die Mercosur-Länder (Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay) und betrachten den Rest der Welt im Aggregat.
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			Einige Aspekte fallen besonders auf: Erstens ist RCEP für die EU-28-Mitglieder kein ausgesprochen wichtiger Handelspartner. Nur 9% der Gesamtexporte der EU 28 gehen an RCEP-Länder und 13% der Gesamtimporte kommen aus den RCEP-Ländern. Für die anderen Drittländer, die wir in dieser Analyse betrachten, sind diese Anteile deutlich höher. So exportieren die USA ein Viertel ihrer Exporte in RCEP-Länder, bei den Mercosur-Ländern beträgt der Anteil sogar 31%. Außerdem fällt auf, dass der Anteil der RCEP-Importe an den Gesamtimporten höher ist als der Anteil der RCEP-Exporte an den Gesamtexporten. Indien bezieht 37% aller Importe aus RCEP-Ländern, die USA 28%, die Mercosur-Länder 28%. 

			Ein Anstieg des Intra-RCEP-Handels führt zu weniger Nachfrage nach Gütern aus Drittstaaten, für die deshalb negativen Auswirkungen erwartet werden. Besonders betroffen sind Länder, die stark mit den RCEP-Ländern verwoben, jedoch nicht Teil des Handels­abkommens sind wie Indien, die USA und die Mercosur-Länder. Gleichzeitig stellen resilientere Lieferketten und eine effizientere Produktion im RCEP-Raum durch resultierende niedrigere Preise für dort operierende Unternehmen sowie Endkonsumenten auch eine Chance dar. Des Weiteren ist mit einer Harmonisierung von Standards über alle 15 RCEP-Mitgliedsländer hinweg zu rechnen. Diese Vereinheitlichung erleichtert Exporteuren aus Drittstaaten die Geschäfte mit Asien. 

			Schlussfolgerungen: Intensivierung regionaler Handelsbeziehungen, aber auch Chancen für Drittländer

			Mit RCEP entsteht die größte Freihandelszone der Welt. Bereits heute ist die wirtschaftliche Verflechtung zwischen den RCEP-Ländern sehr ausgeprägt und hat sich in den vergangenen Jahren intensiviert. Mit dem Aufkommen globaler Wertschöpfungsketten gewann die Region immer mehr an Bedeutung und wurde in das globale Produktionsnetzwerk integriert – die »Factory Asia« bildete sich heraus. Damit ist die über die Ländergrenzen stark verwobene Produktion insbesondere innerhalb der RCEP-Länder gemeint, die ein wichtiger Bestandteil der globalen Wertschöpfung ist und zu einer Intensivierung der regionalen Handelsbeziehungen geführt hat. RCEP wird diese Entwicklung weiter vorantreiben. 

			Auch wenn nur geringfügige Zollsenkungen zu erwarten sind, da der Handel durch bereits bestehende Handelsabkommen weitestgehend liberalisiert wurde, wird das RCEP-Abkommen handelsschaffende Effekte haben. Wir erwarten, dass Indien und die USA am stärksten von Handelsumlenkungseffekten betroffen sein werden, für die EU-Länder spielt der Handel mit RCEP eine vergleichsweise untergeordnete Rolle. Resilientere Lieferketten, einheitliche Standards im Handel und eine effizientere Produktion in der »Factory Asia« stellen aber auch eine Chance für Firmen in Drittländern dar, die deshalb ebenfalls von RCEP profitieren können. 

			Den asiatischen Ländern rund um China ist der Abschluss eines Mega-Freihandelsabkommens gelungen – trotz der allgegenwärtigen Zunahme protektionistischer Tendenzen. Nun sind die USA und Europa unter Zugzwang. Da die Verhandlungen bereits abgeschlossen wurden, wäre es für den US-Präsident Biden ein Leichtes, das TPP wiederzubeleben. Auch die EU sollte die handelspolitischen Beziehungen mit den asiatischen Partnern intensivieren. Zwar wurde mit Japan, Südkorea und Singapur bereits erfolgreich ein Handelsabkommen abgeschlossen, die Verhandlungen der EU mit Australien und Neuseeland bzw. mit den ASEAN-Staaten gehen aber nur langsam voran; zwar wurde Ende vergangenen Jahres mit China eine Grundsatzeinigung über ein Investitionsabkommen erzielt, ein Handelsabkommen ist aktuell jedoch ein Wunsch in weiter Ferne. 
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IN KÜRZE

Das im Sommer 2020 beschlossene Konjunkturprogramm beinhaltete Steuersenkungen, staatliche Transfers und Subven­tionen. In diesem Artikel werden die Verteilungswirkungen auf das Einkommen und auf den Konsum von zwei der temporären finanzpolitischen Instrumente untersucht. Die betrachteten Maßnahmen sind die Auszahlung des Kinderbonus und die temporäre Senkung der Umsatzsteuersätze. Für die Abschätzung der Verteilungswirkungen wurde auf das ifo-Mikrosimula­tionsmodell zurückgegriffen. Durch den Kinderbonus werden die durchschnittlichen Haushaltseinkommen und Konsumausgaben gegenüber einem Ausgangsszenario ohne Reformmaßnahmen erhöht. Die Reformmaßnahmen tragen auch zu einer Verbesserung der Ungleichheits- und Armutsmaße bei. Insbesondere werden Familien mit geringeren und mittleren Einkommen, die besonders durch die Coronakrise belastet waren und werden, relativ bessergestellt. Eine hälftige Weitergabe der Mehrwertsteuersenkung steigert darüber hinaus den durchschnittlichen Konsum um 0,4% pro Haushalt im Jahr 2020 im Vergleich zum Ausgangsszenario ohne Reformmaßnahmen. In Kombination mit dem Kinderbonus dürfte die Konsumsteigerung bei durchschnittlich 0,6% pro Haushalt liegen.






		
			Die Corona-Pandemie und die damit verbundenen gesundheitspolitischen Einschränkungen haben zu drastischen negativen konjunkturellen Auswirkungen geführt. Damit verbunden sind Einschnitte bei den verfügbaren Einkommen sowie finanzielle Mehrbelastungen der Privathaushalte. Um diesen negativen Effekten entgegenzuwirken, beschloss die Bundesregierung eine Vielzahl finanzpolitischer Maßnahmen. Diese sollten sowohl angebots- als auch nachfrageseitige Transmissionskanäle der Wirtschaft adressieren und die Einkommensverlusts auf Haushaltsseite abfedern. So beinhaltete das im Sommer 2020 beschlossene Konjunkturprogramm Steuersenkungen, staatliche Transfers und Subventionen, deren Relevanz sich für verschiedene Personengruppen – etwa Familien oder Haushalte ohne Kinder – unterscheidet. 

			In diesem Artikel werden die Verteilungswirkungen von zwei temporären finanzpolitischen Instrumenten, die von der Bundesregierung als Teil des Konjunkturpakets während der Corona-Pandemie verabschiedet wurden, untersucht. Die betrachteten Maßnahmen sind (i) die Auszahlung des Kinderbonus und (ii) die temporäre Senkung der Umsatzsteuersätze. Für die Abschätzung der Verteilungswirkungen wurde auf das ifo-Mikrosimulationsmodell zurückgegriffen. Das Modell bietet die Möglichkeit, die Effekte einzelner steuer- und transferpolitischer Maßnahmen, isoliert vom übrigen ökonomischen Geschehen, zu simulieren und Einblicke in die Verteilungswirkungen der Maßnahmen zu erhalten. Für die Berechnungen werden die Daten des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) und der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) verwendet. Aufgeschlüsselt nach verschiedenen Haushaltstypen werden die Auswirkungen auf das Haushaltseinkommen, die Konsumausgaben sowie auf Armuts- und Ungleichheitsmaße dargestellt.

			Untersuchte Maßnahmen

			Der Kinderbonus und die temporäre Senkung der Umsatzsteuer wurden im Koalitionsauschuss vom 3. Juni 2020 beschlossen und mit dem Zweiten Gesetz zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen (Zweites Corona-Steuerhilfegesetz) umgesetzt.

			Kinderbonus

			Der sogenannte Kinderbonus ist eine Sonderzahlung in Höhe von einmalig 300 Euro für jedes Kind mit Kindergeldanspruch, aufgeteilt in zwei Auszahlungen in Höhe von 200 Euro und 100 Euro. Der Bonus ist als sozial- und familienpolitische Maßnahme Teil des Corona-bedingten Konjunkturpakets der Bundesre­­gierung. Die Auszahlung durch die Familienkasse erfolgte automatisch und ohne zusätzliche Beantragung für jedes Kind, für das im Jahr 2020 mindestens in einem Monat Anspruch auf Kindergeld bestand. Somit wurde der Kinderbonus auch für Kinder gezahlt, für die zum Auszahlungszeitpunkt noch kein Anspruch oder kein Anspruch mehr auf Kindergeld bestand. Dies betraf in Summe etwa 18 Millionen Kinder und deren Familien.

			Ziel des Kinderbonus war es, Familien, die durch die Corona-bedingten Schul- und Kitaschließungen besonders belastet wurden, finanziell zu unterstützen. Dabei sollten vor allem Familien mit geringeren und mittleren Einkommen relativ bessergestellt werden. Zusätzlich wurde von einem kurzfristigen Konjunkturimpuls durch erhöhte Konsumausgaben ausgegangen.

			Der Kinderbonus wurde bei den Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II), beim Kinderzuschlag und beim Wohngeld nicht als Einkommen berücksichtigt. Beim Unterhaltsvorschuss wurde der Kinderbonus nicht angerechnet. Auch im Rahmen der Kostenbeteiligung für Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe nach dem Achten Buch Sozialgesetzbuch (SGB VIII) blieb der Kinderbonus außer Betracht. Der Anspruch auf das Kindergeld und somit auch auf den Kinderbonus kann grundsätzlich nicht gepfändet werden.1

			Der Kinderbonus stellt kein steuerpflichtiges Einkommen dar. Der Kinderbonus war als Steuerver­gütung Teil des steuerlichen Familienleistungsausgleichs. Der Kinderbonus wird außerdem bei der sogenannten Günstigerprüfung berücksichtigt. Dabei prüft das Finanzamt, ob Kindergeld und Kinderbonus oder die Entlastung aus den Kinderfreibeträgen für die Familie günstiger sind. Je höher das zu versteuernde Einkommen ist, desto günstiger wirken die Kinderfreibeträge. Familien, für die bisher das Kindergeld für alle Kinder günstiger war als die Entlastung durch die steuerlichen Kinderfreibeträge, profitieren von dem Kinderbonus. Familien, für die die Entlastung durch die Kinderfreibeträge für mindestens ein Kind zwar größer war als das Kindergeld, jedoch geringer ausfällt als die Summe aus Kindergeld und Kinderbonus, profitieren nur anteilig vom Kinderbonus. Familien, für die die Entlastung durch die Kinderfreibeträge für alle Kinder größer ist als die Summe aus Kindergeld und Kinderbonus, profitieren im Ergebnis nach der Einkommensteuerveranlagung für 2020 nicht vom Kinderbonus. Gleichzeitig wird bei getrenntlebenden Eltern beiden Elternteilen das Kindergeld, der Kinderbonus und der Kinderfreibetrag für das gemeinsame Kind jeweils zur Hälfte zugerechnet (Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 2020).

			Der im Jahr 2020 ausgezahlte Kinderbonus ähnelt in seiner Struktur grundsätzlich dem Kinder­bonus in Höhe von 100 Euro, der bereits im April 2009 im Rahmen des Konjunkturpakets II zur Bewältigung der Rezession der Jahre 2008/2009 ausgezahlt wurde.2

			Umsatzsteuersenkung

			Mit dem Zweiten Corona-Steuerhilfegesetz wurde eine Absenkung des allgemeinen Umsatzsteuersatzes von 19% auf 16% und des ermäßigten Umsatzsteuer­satzes von 7% auf 5% für den Zeitraum vom 1. Juli bis zum 31. Dezember 2020 beschlossen. Entscheidend für die Anwendung ist der Zeitpunkt, wann eine Ware geliefert oder eine Dienstleistung vollständig erbracht ist. Der Umsatzsteuersatz, der zu diesem Zeitpunkt gilt, ist anzuwenden. Das gilt auch, wenn die Ware oder Dienstleistung vorher ganz oder teilweise bezahlt worden ist (Bundesministerium der Finanzen 2020). Auch für Einfuhren im Zeitraum vom 1. Juli bis 31. Dezember 2020 galten für die Berechnung der Einfuhrumsatzsteuer die Steuersätze von 16% und 5% (Industrie- und Handelskammer München 2020).

			Vornehmliches Ziel der befristeten Umsatzsteuersenkungen war es, die gesamtwirtschaftliche Konjunkturlage durch eine Erhöhung der (inländischen) Nachfrage zu unterstützen. Die Steuermaßnahme sollte temporär branchenübergreifend Konsumanreize setzen, da für das Jahr 2021 mit einer wiedereinsetzenden Belebung der Wirtschaft gerechnet wird. Die temporären Umsatzsteuersenkungen haben neben den Konsumauswirkungen zusätzlich die Sparentscheidungen von Haushalten beeinflusst und entfalten auch über diesen Kanal finanzielle Verteilungswirkungen. Wir simulieren in diesem Artikel die Untergrenze von Konsumanpassungen durch die Umsatzsteuersenkungen. Aufgrund von möglichen Vorzieheffekten durch die absehbare Wiedererhöhung der Umsatzsteuersätze mit Beginn 2021 könnten die tatsächlichen temporären Konsumanpassungen 2020 noch stärker ausgefallen sein.

			Die Händler*innen und Dienstleister*innen konnten die niedrigere Umsatzsteuer grundsätzlich an die Verbraucher*innen weitergeben, so dass Waren und Dienstleistungen preiswerter wurden. Die Unternehmen waren hierzu nicht verpflichtet. Der Umfang der Weitergabe an die Verbraucher*innen hat sich individuell aus dem spezifischen Marktgleichgewicht ergeben. Montag et al. (2020) gehen anhand von Benzinpreisen von einer Weitergabe der Umsatzsteuersenkungen in Deutschland seit Juli 2020 von etwa 40bis 83% aus. Fuest et al. (2020) schätzen, dass speziell bei den Preisen in deutschen Supermärkten die Steuersenkungen vollständig weitergegeben wurden. Die Deutsche Bundesbank (2020) geht von einer Weitergabe in Höhe von etwa 60% aus.3 Für diesen Artikel gehen wir von einer hälftigen Weitergabe der Umsatzsteuersenkungen an die Verbraucher*innen aus.

			ifo-Mikrosimulationsmodell

			Für die Berechnungen wird das ifo-Mikrosimulationsmodell in der Variante ifo-MSM-TTL4 verwendet. Das ifo-Mikrosimulationsmodell erlaubt es ceteris paribus abzuschätzen, wie sich strukturelle Veränderungen im Steuer- und Transfersystem auf individuelle Einkommensverhältnisse auswirkt. Im Ausgangsszenario für diesen Artikel gehen wir von einer Welt aus, in der der Kinderbonus nicht ausgezahlt wurde und es zu keiner temporären Senkung der Umsatzsteuersätze kam.

			Für die Simulation der betrachteten Maßnahmen wird vom Rechtsstand 2020 ausgegangen. Die Darstellung von Verteilungswirkungen zeigt prinzipiell die Maßnahmen in der vollen Jahreswirkung für das Jahr 2020. 

			Verhaltenseffekte auf das Arbeitsangebot oder die Arbeitsnachfrage wurden explizit nicht berücksichtigt. Neben der besonderen Arbeitsmarktsituation ist eine Berücksichtigung der Verhaltenseffekte in Reaktion auf die Maßnahmen im Rahmen des Mikrosimulationsmodells nur für strukturelle Reformen sinnvoll, die von dauerhafter Natur sind. Bei temporären Transferelementen wie dem Kinderbonus, der mit der finanziellen Entlastung von Familien in einem bestimmten Zeitraum ein temporäres Verteilungsziel hat, stellt sich überdies die Frage nach Arbeitsangebotsanpassungen in nur geringerem Umfang. Es wird ferner eine zum Vorjahr unveränderte wirtschaftliche Konjunkturlage angenommen. Vor dem Hintergrund der kaum abbildbaren Änderung der gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen (u.a. Ausweitung der Kurzarbeit, Telearbeit, Reduktion der Geschäftstätigkeit während der Lockdowns, branchenspezifische Unterschiede usw.) musste diese Vereinfachung getroffen werden. Etwaige Einschränkungen der Aussagekraft der simulierten Effekte in Bezug auf das Jahr 2020 gilt es, bei der Interpretation der Ergebnisse zu berücksichtigen.

			Daten

			Als grundlegende Datenquelle für die Simulation dient die aktuelle Welle des Sozio-oekonomischen Panels (SOEP) aus dem Jahr 2018 (v35), das Einkommensinformationen aus dem vorangehenden Jahr abfragt (DIW 2019; Goebel et al. 2019). Die repräsentative Stichprobe der erwachsenen Bevölkerung in Deutschland umfasst derzeit über 30000 Personen in rund 15000privaten Haushalten. Um mögliche Verhaltensreaktionen aufgrund der Reformen zwischen dem Datenjahr und dem Status quo im Jahr 2020 zu berücksichtigen, simulieren wir die Änderungen des Arbeitsvolumens und der Löhne zwischen beiden Jahren.

			Zusätzlich wird die Einkommens- und Verbrauchsstichprobe (EVS) genutzt, um die Verteilungswirkungen von indirekten Steuerarten auf Konsumausgaben zu modellieren. Die EVS ist eine amtliche Statistik über die Lebensverhältnisse privater Haushalte in Deutschland (Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2020), wobei ein Fokus auf Ausgaben für Gebrauchs- und Haushaltsgüter liegt. Sie wird seit den 1960er Jahren etwa alle fünf Jahre durchgeführt, wobei diese Analyse auf den neuesten Daten von 2018 beruht. Etwa 60000 private Haushalte in Deutschland, davon ca. 13000 Haushalte in den neuen Bundesländern, führen über einen 3-Monats-Zeitraum Buch über ihre Ausgaben. 

			Die Repräsentativität und die dargestellte Einkommensverteilung zwischen SOEP und EVS unterscheidet sich, vor allem da die EVS sehr niedrige und hohe Einkommen nur unterdurchschnittlich darstellt (siehe dazu auch Becker et al. 2003). Um Konsum­ausgaben und insbesondere die Verteilungswirkungen indirekter Steuerarten abzubilden, werden die SOEP- und EVS-Datenbanken mittels umfangreicher Haushaltscharakteristika verknüpft. Für die Verknüpfung nutzen wir den Ansatz von Decoster et al. (2013).

			Ergebnisse 

			Im Folgenden werden die Verteilungswirkungen der Maßnahmen auf das durchschnittliche Haushaltseinkommen und die Konsumausgaben für verschiedene Haushalte als Veränderung zu einem Ausgangsszenario ohne diese Maßnahmen dargestellt. Wir unterscheiden die Verteilungswirkungen nach bestimmten Haushaltstypen (alleinstehend, alleinerziehend, Paar ohne Kinder sowie Paar mit Kindern), nach der Anzahl der Kinder sowie nach äquivalenzgewichteten Einkommensdezilen. 

			Außerdem werden Änderungen von Armuts- und Ungleichheitsmaßen dargestellt. Dabei handelt es sich um den Gini-Koeffizienten, das Verhältnis des neunten zum ersten Dezil des verfügbaren Einkommens (P90-P10-Verhältnis) sowie die Armutsrisikoquote als Anteil der Personen mit einem Äquivalenzeinkommen von weniger als 60% vom Median der Äquivalenzeinkommen der Gesamtbevölkerung. Alle Maße beziehen sich auf das Haushaltseinkommen.

			Im Folgenden werden die Verteilungswirkungen auf die durchschnittlichen Haushaltseinkommen (vgl. Tab. 1) und auf die Konsumausgaben durch die Auszahlung des Kinderbonus und der Senkung der Umsatzsteuersätze getrennt aufgeführt (vgl. Tab. 3). 


Tab. 1


				
					
					
					
				
				
					
							
							Veränderung des verfügbaren Haushaltseinkommens aufgrund des Kinderbonus

						
					

					
							
							
							Änderung zum Ausgangsszenario

						
					

					
							
							in Euro

						
							
							in Prozent

						
					

					
							
							Gesamt

						
							
							89,73

						
							
							0,24

						
					

					
							
							Nach Haushaltstyp

						
							
							
					

					
							
							Alleinerziehend

						
							
							434,40

						
							
							1,44

						
					

					
							
							Paar mit Kindern

						
							
							414,11

						
							
							0,75

						
					

					
							
							Nach Anzahl der Kinder

						
							
							
					

					
							
							Ein Kind

						
							
							256,41

						
							
							0,54

						
					

					
							
							Zwei Kinder

						
							
							485,26

						
							
							0,89

						
					

					
							
							Drei Kinder

						
							
							769,03

						
							
							1,49

						
					

					
							
							Nach Einkommensdezil (äquivalenzgewichtet)

						
					

					
							
							1. Dezil

						
							
							156,55

						
							
							1,21

						
					

					
							
							2. Dezil

						
							
							178,27

						
							
							0,86

						
					

					
							
							3. Dezil

						
							
							146,24

						
							
							0,61

						
					

					
							
							4. Dezil

						
							
							123,19

						
							
							0,45

						
					

					
							
							5. Dezil

						
							
							89,56

						
							
							0,3

						
					

					
							
							6. Dezil

						
							
							72,18

						
							
							0,21

						
					

					
							
							7. Dezil

						
							
							65,82

						
							
							0,18

						
					

					
							
							8. Dezil

						
							
							50,34

						
							
							0,12

						
					

					
							
							9. Dezil

						
							
							22,43

						
							
							0,04

						
					

					
							
							10. Dezil

						
							
							11,11

						
							
							0,01

						
					

					
							
							Quelle: ifo-Mikrosimulationsmodell (ifo-MSM-TTL).

						
					

				
			

			Verteilungswirkungen des Kinderbonus

			Bezogen auf das Durchschnittseinkommen aller Haushalte, also auch derer ohne Kinder, erhöht der Kinderbonus das verfügbare Einkommen um etwa 90 Euro, was einer Erhöhung um etwa 0,2% verglichen mit dem Ausgangsszenario entspricht (vgl. Tab. 1). Der Konsum erhöht sich ebenfalls um etwa 0,2% (vgl. Tab.3). Haushalte ohne Kinder weisen per Definition keine Änderungen beim Einkommen oder bei den Konsum­ausgaben auf. Alleinerziehende und Paarhaushalte mit Kindern profitieren im Durchschnitt von mehr als 400 Euro bezogen auf das verfügbare Haushaltseinkommen. Aufgrund des geringeren durchschnittlichen Einkommens profitieren Alleinerziehende relativ mit einem Anstieg um knapp 1,5% deutlich, während Paarhaushalte mit Kindern ein Plus von etwa 0,75% verzeichnen. Generell ist die positive Wirkung des Kinderbonus bei Haushalten mit mehr Kindern verständlicherweise größer.

			Die höchsten relativen Zuwächse beim Haushaltseinkommen weisen Haushalte in den unteren Einkommensdezilen auf. Der Kinderbonus bewirkt bei Haushalten im ersten Einkommensdezil eine Erhöhung des Einkommens um etwa 1,2%. Die Konsum­ausgaben steigen um etwa 0,9% verglichen mit dem Ausgangsszenario. Im dritten Einkommensdezil liegen die Werte bei einem absoluten Zuwachs um 0,6 und 0,4%. Erst ab dem neunten Einkommensdezil sinken die Zuwächse beim durchschnittlichen Nettohaushaltseinkommen und dem Konsum merklich. 

			Tabelle2 gibt die Veränderung der Armuts- und Ungleichheitsmaße bezogen auf das verfügbare Haushaltseinkommen aufgrund der Auszahlung des Kinderbonus an. Durch den Kinderbonus sinkt der Gini-Koeffizient gegenüber dem Ausgangsszenario bezogen auf die Haushaltseinkommen um 0,2 Prozentpunkte. Das P90-P10-Verhältnis sinkt bezogen auf das Einkommen um 0,038. Der Kinderbonus erhöht insbesondere in den unteren und mittleren Einkommensdezilen das Nettohaushaltseinkommen. Der Kinderbonus hat auch einen Einfluss auf das Medianeinkommen. So erhöht sich auch die Armutsrisikoschwelle, wodurch mehr Personen rein mechanisch unter die Armutsschwelle fallen können. Die Armutsschwelle, gemessen am Äquivalenzeinkommen, steigt durch den Kinderbonus um 3,50 Euro pro Monat. Trotz dieser technischen Verschiebung, ab wann ein Haushalt als vom Armutsrisiko betroffen gilt, verringert sich das relative Maß der Armutsrisikoquote um 0,4Prozentpunkte. Durch die gleichmäßige absolute Höhe des Kinderbonus und die Nichtanrechnung auf SGB-II-Leistungen können viele Haushalte über die Armutsrisikoschwelle gehoben werden, und das Maß für relative Armut verringert sich deutlich. Reformgemäß reagiert die Kinderarmutsrisikoquote am stärksten, sie sinkt um 1,5 Prozentpunkte.



Tab. 2


				
					
					
				
				
					
							
							Armuts- und Ungleichheitsmaße, Kinderbonus

						
					

					
							
							
							Veränderung zum Ausgangsszenario

						
					

					
							
							Gini-Koeffizient, in Prozent

						
							
							–0,2

						
					

					
							
							P90-P10-Verhältnis

						
							
							–0,038

						
					

					
							
							Armutsrisikoschwelle, in Äquivalenzeinkommen

						
							
							3,50 Euro/Monat

						
					

					
							
							Armutsrisikoquote, in Prozent

						
							
							–0,4

						
					

					
							
							Kinderarmutsrisikoquote, in Prozent

						
							
							–1,5

						
					

					
							
							Quelle: ifo-Mikrosimulationsmodell (ifo-MSM-TTL).

						
					

				
			

			Umsatzsteuersenkung mit hälftiger Weitergabe

			Um die Verteilungswirkungen der temporären Umsatzsteuersenkungen für verschiedene Haushalte darzustellen, wird in diesem Abschnitt eine hälftige Weitergabe der Steuerersparnis an die Konsument*innen, ohne Berücksichtigung des Kinderbonus, angenommen. Im Modell ändern sich die Haushaltseinkommen durch die Reform der indirekten Steuer nicht, weshalb sie nicht separat angegeben werden. Es werden daher nur Konsumausgaben betrachtet.

			Wird die Hälfte der Umsatzsteuersenkungen an die Verbraucher*innen weitergegeben, so liegt der Zuwachs beim Konsum bei 0,4%. Verglichen mit einer vollständigen Weitergabe der Steuerersparnis profitieren zwar weiterhin die gleichen Haushaltsgruppen am meisten (d.h. Alleinstehende, Alleinerziehende und Haushalte mit keinem oder einem Kind), jedoch ist der relative Zugewinn auch nur etwa halb so hoch: Für alle betrachteten aggregierten Haushaltsgruppen liegen die Konsumausgaben um etwa 0,4 bis 0,5% höher als im Ausgangsszenario.

			Kinderbonus und Umsatzsteuersenkung mit hälftiger Weitergabe

			Die Verteilungswirkungen der Auszahlung des Kinderbonus in Kombination mit den Umsatzsteuersenkungen unter der Annahme einer hälftigen Weitergabe stellen sich wie folgt dar: Der Konsumanstieg beträgt im Modell etwa 0,6% gegenüber dem Ausgangsszenario. Abermals profitieren relativ gesehen Alleinerziehende mit einem Konsumzuwachs von 1,6% und Haushalte mit drei Kindern mit einem Zuwachs von 1,7% überdurchschnittlich stark. Bei der Unterscheidung nach Einkommensdezilen können Haushalte im ersten Dezil ihren Konsum mit 1,4% am deutlichsten gegenüber dem Ausgangs­szenario steigern. Erst ab dem siebten Einkommensdezil fällt der Zuwachs beim Konsum geringer als 0,6% aus.

			Die Haushaltseinkommen werden abermals nur durch den Kinderbonus beeinflusst und daher nicht separat ausgewiesen, die Konsumänderungen werden jedoch durch beide fiskalischen Maßnahmen bewirkt. Die Summe der beiden Teilmaßnahmen ist in etwa so groß wie der Effekt beider Maßnahmen gemeinsam.

			Tabelle 3 gibt die Veränderung der Armuts- und Ungleichheitsmaße bezogen auf das verfügbare Haushaltseinkommen aufgrund der Auszahlung des Kinderbonus an.



Tab. 3


				
					
					
					
					
				
				
					
							
							Veränderung des Konsums aufgrund der Reformmaßnahmen

						
					

					
							
							
							Änderung zum Ausgangsszenario, in Prozent

						
					

					
							
							Kinderbonus

						
							
							Hälftige Weitergabe der MwSt.-Senkung

						
							
							Kinderbonus und hälftige Weitergabe der MwSt.-Senkung

						
					

					
							
							Gesamt

						
							
							0,20

						
							
							0,44

						
							
							0,64

						
					

					
							
							Nach Haushaltstyp

						
							
							
							
					

					
							
							Alleinstehend

						
							
							0,00

						
							
							0,46

						
							
							0,46

						
					

					
							
							Alleinerziehend

						
							
							1,15

						
							
							0,44

						
							
							1,60

						
					

					
							
							Paar ohne Kinder

						
							
							0,00

						
							
							0,42

						
							
							0,42

						
					

					
							
							Paar mit Kindern

						
							
							0,64

						
							
							0,42

						
							
							1,06

						
					

					
							
							Nach Anzahl der Kinder

						
							
							
							
					

					
							
							Ohne Kinder

						
							
							0,00

						
							
							0,44

						
							
							0,44

						
					

					
							
							Ein Kind

						
							
							0,47

						
							
							0,43

						
							
							0,90

						
					

					
							
							Zwei Kinder

						
							
							0,76

						
							
							0,42

						
							
							1,18

						
					

					
							
							Drei Kinder

						
							
							1,26

						
							
							0,41

						
							
							1,67

						
					

					
							
							Nach Einkommensdezil (äquivalenzgewichtet)

						
					

					
							
							1. Dezil

						
							
							0,93

						
							
							0,45

						
							
							1,38

						
					

					
							
							2. Dezil

						
							
							0,63

						
							
							0,47

						
							
							1,10

						
					

					
							
							3. Dezil

						
							
							0,44

						
							
							0,47

						
							
							0,91

						
					

					
							
							4. Dezil

						
							
							0,32

						
							
							0,46

						
							
							0,78

						
					

					
							
							5. Dezil

						
							
							0,21

						
							
							0,46

						
							
							0,66

						
					

					
							
							6. Dezil

						
							
							0,15

						
							
							0,45

						
							
							0,60

						
					

					
							
							7. Dezil

						
							
							0,12

						
							
							0,44

						
							
							0,56

						
					

					
							
							8. Dezil

						
							
							0,08

						
							
							0,44

						
							
							0,52

						
					

					
							
							9. Dezil

						
							
							0,03

						
							
							0,42

						
							
							0,45

						
					

					
							
							10. Dezil

						
							
							0,01

						
							
							0,39

						
							
							0,40

						
					

					
							
							Quelle: ifo-Mikrosimulationsmodell (ifo-MSM-TTL).

						
					

				
			

			Durch den Kinderbonus sinkt der Gini-Koeffi­zient gegenüber dem Ausgangsszenario bezogen auf die Haushaltseinkommen um 0,2 Prozentpunkte. Das P90-P10-Verhältnis sinkt bezogen auf das Einkommen um 0,038.

			Der Kinderbonus erhöht insbesondere in den unteren und mittleren Einkommensdezilen das Netto­haushaltseinkommen. Der Kinderbonus hat auch einen Einfluss auf das Medianeinkommen. So erhöht sich auch die Armutsrisikoschwelle, wodurch mehr Personen rein mechanisch unter die Armutsschwelle fallen können. Die Armutsschwelle, gemessen am Äquivalenzeinkommen, steigt durch den Kinderbonus um 3,50 Euro pro Monat. Trotz dieser technischen Verschiebung, ab wann ein Haushalt als vom Armuts­risiko betroffen gilt, verringert sich das relative Maß der Armutsrisikoquote um 0,4 Prozentpunkte. Durch die gleichmäßige absolute Höhe des Kinderbonus und die Nichtanrechnung auf SGB-II-Leistungen können viele Haushalte über die Armutsrisikoschwelle gehoben werden, und das Maß für relative Armut verringert sich deutlich. Reformgemäß reagiert die Kinderarmutsrisikoquote am stärksten, sie sinkt um 1,5Prozentpunkte.

			Fazit

			In diesem Artikel untersuchen wir die Verteilungs­wirkungen des Kinderbonus und der temporären Senkung der Umsatzsteuersätze. Die beiden fiskalischen Maßnahmen waren im Rahmen des Zweiten Corona-Steuerhilfegesetzes Teil der finanzpolitischen Antwort der deutschen Bundesregierung auf die Belastungen durch die Corona-Pandemie. 

			Durch den Kinderbonus werden die durchschnittlichen Haushaltseinkommen und Konsumausgaben gegenüber einem Ausgangsszenario ohne Reformmaßnahmen deutlich erhöht. Über alle Haushalte hinweg steigt das Einkommen um etwa 90 Euro. Verständlicherweise profitieren Haushalte stärker, je mehr Kinder sie haben. Der Kinderbonus bewirkt bei Haushalten im ersten Einkommensdezil eine Erhöhung des Einkommens um etwa 1,2% und bei den Konsumausgaben um etwa 0,9% verglichen mit dem Ausgangs­szenario. Im dritten Einkommensdezil liegen die Werte bei 0,6 und 0,4%. Erst ab dem achten Einkommensdezil liegen die relativen Zuwächse bei Einkommen und Konsum unter 0,1%. Damit werden vor allem Familien mit geringeren und mittleren Einkommen, die besonders durch die Corona­krise belastet waren und werden, relativ bessergestellt.

			Die empirische Frage, in welchem Umfang die gegenwärtige, temporäre Senkung der Umsatzsteuersätze an die Endverbraucher*innen weitergegeben wird, ist noch nicht abschließend geklärt. Basierend auf ersten empirischen Studien, nehmen wir eine hälftige Weitergabe der Steuersenkungen an die Verbraucher*innen an.

			Wird die Steuersenkung vollständig weiterge­geben, steigt der durchschnittliche Konsum um 0,9% pro Haushalt im Jahr 2020. Bei einer hälftigen Weitergabe steigt der durchschnittliche Konsum um 0,4% pro Haushalt im Jahr 2020 im Vergleich zum Ausgangsszenario ohne Reformmaßnahmen. Alleinstehende, Alleinerziehende und Haushalte mit keinem oder einem Kind sowie Haushalte in den unteren Einkommensdezilen profitieren relativ gesehen mit dem größten Zuwachs an Konsumausgaben. Diese Konsumanpassungen durch die Umsatzsteuersenkungen stellen dabei eine untere Grenze dar, da im Modell keine Vorzieheffekte durch die erwartete Erhöhung der Umsatzsteuersätze im nächsten Jahr berücksichtigt werden.

			In einem letzten Schritt wurden die kombinierten Verteilungswirkungen von der Auszahlung des Kinderbonus und der temporären Umsatzsteuersenkungen betrachtet. Bei einer hälftigen Weitergabe der Steuersenkung erhöht sich der Konsum zusammen mit dem Kinderbonus unseren Modellrechnungen nach um um 0,6%. Bei den durchschnittlichen Haushaltstypen fallen die Konsumauswirkungen mit einem Zuwachs von 1,6 Prozentpunkten für Alleinerziehende deutlich aus. Haushalte mit drei Kindern profitieren mit einem durchschnittlichen Konsumzuwachs von etwa 1,7 Prozentpunkten erwartungsgemäß am meisten. Bei der Unterscheidung nach Einkommens­dezilen dürften Haushalte im ersten Dezil ihren Konsum 1,4Prozentpunkten am deutlichsten gegenüber dem Ausgangsszenario steigern.

			Die Reformmaßnahmen tragen auch zu einer erwünschten Änderung der Ungleichheits- und Armutsmaße bei. Der Gini-Koeffizient sinkt bezogen auf die Haushaltseinkommen um 0,2 Prozentpunkte. Die Armutsrisikoquote sinkt durch den Kinderbonus trotz Erhöhung des Medianeinkommens um 0,4 Prozentpunkte, und die Kinderarmutsrisikoquote sinkt um 1,5 Prozentpunkte. Es zeigt sich bezogen auf die Armuts- und Ungleichheitsmaße, dass der Kinderbonus für das Verteilungsziel der finanziellen Entlastung von Familien mit niedrigen und mittleren Einkommen eine wirksame Leistung darstellt. Aufgrund der temporären Natur des Kinderbonus dürfte von diesem keine starken Arbeitsangebotseffekte ausgehen. Es dürfte sich daher um einen – verteilungspolitisch erwünschten – Mitnahmeeffekt handeln.

			Auch bei einer Neuauflage des Kinderbonus für das Jahr 2021 wären ähnliche Verteilungseffekte zu erwarten. Ein »permanenter Kinderbonus« in dieser Höhe käme faktisch einer Erhöhung des Kindergeldes und der kindbezogenen Regelsätze in Höhe von 25Euro pro Monat gleich. Würde diese Leistung nicht mehr nur temporär gestaltet, werden jedoch Verhaltensanpassungen wichtiger, die bei einer einmaligen Leistung zu vernachlässigen sind.
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					*	Der Artikel basiert auf einer Kurzexpertise bezüglich der Verteilungswirkungen der finanzpolitischen Maßnahmen während der Corona-Pandemie im Auftrag des Bundesministeriums der Finanzen. Die Kurzexpertise wurde Ende November 2020 abgeschlossen.

		

				
					1	Einzige Ausnahme ist die Pfändung wegen gesetzlicher Unterhaltsansprüche des betroffenen Kindes.

				

				
					2	Für eine Untersuchung der Verteilungswirkungen des Kinderbonus 2009, in Kombination mit anderen Maßnahmen zur Bewältigung der Krise 2008/2009, siehe Blömer et al. (2015).

				

				
					3	In einer Studie von Behringer und Dullien (2020) wurden Erwerbspersonen nach ihren Erwartungen gefragt, inwiefern die Unternehmen die Steuersenkungen in Form niedrigerer Preise weitergeben. Etwa 35% der Befragten erwarteten keine Weitergabe der Steuersenkung, ca. 58% eine teilweise Weitergabe und etwa 6% eine überwiegende Weitergabe. Frühere Studien von Umsatzsteuerreformen in verschiedenen Ländern haben die Weitergabe auf etwa die Hälfte für Friseurdienstleistungen (Kosonen 2015), 45% für Restaurants (Benzarti und Caloni 2019), eine fast vollständige Weitergabe bei Internetdienstleistungen sowie Schweine- und Hühnerfleisch (Ván und Olah 2018), Obst und Gemüse (Nipers et al. 2019) sowie Lebensmitteln generell (Gaarder 2019) geschätzt.

				

				
					4	Das ifo-MSM-TTL bildet zusammen mit dem ifo Tax Return Micro­simulation Model (ifo-MSM-TA) das ifo General Microsimulation Model (ifo-MSM). Die vorliegenden Ergebnisse beruhen auf der ifo-MSM-TTL-Variante. Für eine Dokumentation des Modells siehe Blömer und Peichl (2020)

				

			

		


		
			Constantin Bürgi und Klaus Wohlrabe

			Working Paper, Journalartikel und Zitierungen:

			Eine empirische Analyse für die Top-5-Zeitschriften in der Volkswirtschaftslehre

		




IN KÜRZE

Lohnt es sich mit Blick auf Zitierungen, einen Artikel vor der Veröffentlichung in einer Fachzeitschrift als Working Paper zu veröffentlichen? Wir untersuchen diese Frage anhand von rund 3000 Artikeln, die zwischen 2000 und 2010 in den Top-5-Zeitschriften der Volkswirtschaftslehre veröffentlicht wurden. Es zeigt sich, dass Artikel, die vorher als Working Paper in der Öffentlichkeit zirkulierten, im Durchschnitt 25% mehr Zitierungen erhalten als solche, für die dies nicht gilt.






		
			In der Volkswirtschaftslehre spielen Working Paper eine wichtige Rolle in der Kommunikation unter Wissenschaftler*innen. Einer der ersten Working-PaperReihen ist die Cowles Working Paper Series, die 1955 gegründet wurde. Seitdem, und Insbesondere in den letzten 30 Jahren, sind immer mehr hinzugekommen. Gegenwärtig (Januar 2021) sind über 5000Reihen auf der Website RePEc (Research Paper in Economics) gelistet. Working Paper unterliegen in der Regel keinem formalen Peer-Review-Prozess, der bei Fachzeitschriften üblich ist. Ein Artikel wird vor oder während der Einreichung bei einer Zeitschrift als Working Paper (auch Diskussionspapier oder Preprint) veröffentlicht, damit zum einen andere Wissenschaftler*innen Feedback zum aktuellen Stand des Artikels geben können. Zum anderen ist Wissenschaft auch ein Wettbewerb der Ideen, und eine frühzeitige Veröffentlichung ist somit ein Signal an die Öffentlichkeit.

			Ein wichtiges Kriterium für eine langfristige Bewertung eines Artikels ist die Anzahl der Zitierungen, die dieser erhält. Erhöht sich die Gesamtzahl der Zitierungen für einen Artikel, wenn dieser vorher als Working Paper zirkulierte? Der vorliegende Artikel beantwortet die Frage mit einem klaren Ja.1 Zum einen sind Working Paper meist frei im Internet verfügbar im Gegensatz zu Artikeln, die oft nur gegen Gebühr oder über eine Bibliothek zugänglich sind. Die potenzielle Anzahl der Leser*innen ist somit höher. Zudem ist die formale Hürde für eine Publi­kation niedriger, da es zunächst kein Peer-ReviewVerfahren gibt. Die zeitnahe Veröffentlichung zusammen mit der Kommentierung anderer Wissenschaftler*innen kann die Qualität des Artikels erhöhen und somit die Chancen einer Veröffentlichung in einer höher gerankten Zeitschrift verbessern. Eine Folge dessen könnten mehr Zitierungen sein (Bornmann et al. 2018).2

			Daten

			In unserer Analyse betrachten wir alle Artikel der Top-5-Zeitschriften (Bornmann et al. 2018; Card und DellaVigna 2013) der Volkswirtschaftslehre, die zwischen 2000 und 2010 veröffentlicht wurden.3 Die Zeitschriften sind das Quarterly Journal of Economics (QJE), Econometrica, Journal of Political Economy (JPE), American Economic Review (AER) und Review of Economic Studies (ReStud). Artikel, die nach 2010 erschienen sind, wurden nicht berücksichtigt, da es eine gewisse Zeit verlangt, um Zitierungen sammeln zu können. Insgesamt werden 3167 Artikel berücksichtigt. Mit Hilfe der RePEc-Website (Zimmermann 2013) wurde geprüft, ob es jeweils eine WorkingPaper-Version gibt. Die Zitierungen wurden von der CitEc-Datenbank bezogen, die Zitationsdatenbank von RePEc.4 

			In Tabelle 1 sind einige deskriptive Statistiken zusammengestellt. Für rund 55% aller Artikel wurde ein entsprechendes Working Paper gefunden. Für das QJE liegt dieser Anteil sogar bei 65%, für die anderen vier Zeitschriften zwischen 52% und 56%. Die höchste durchschnittliche Zitierung mit 256 pro Artikel findet sich für das QJE. Der niedrigste Wert liegt bei 101 beim ReStud. Die Streuung über die verschiedenen Artikel, hier dargestellt durch die Standardabweichung, ist sehr hoch. Da diese zudem höher ist als der entsprechende Mittelwert, ist die Zitierungsverteilung deutlich „schief“, was ein bekanntes Phänomen in der bibliometrischen Analyse ist (Seiler und Wohlrabe 2014). Dies bedeutet, dass sich die Masse der Artikel links vom Mittelwert befindet, und es nur wenige Artikel mit sehr vielen Zitierungen gibt, die den Mittelwert nach oben drücken. Werden die Zitierungen von Artikeln, die auch als Working Paper veröffentlicht wurden, mit denen verglichen, die es nicht sind, zeigt sich, dass der Mittelwert für Artikel mit Working Paper insgesamt und für jede Zeitschrift größer ist. Ein zweiseitiger t-Test auf Gleichheit der Mittelwerte zeigt, dass der Unterschied zwischen den Mittelwerten statistisch signifikant ist (letzte Spalte der Tab. 1).5 



Tab. 1


				
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Deskriptive Statistiken und Vergleiche

						
					

					
							
							Datensatz

						
							
							Beobachtungen

						
							
							Mittelwert

						
							
							Standardabweichung

						
							
							Minimum

						
							
							Maximum

						
							
							t-Test (p-value)

						
					

					
							
							Insgesamt

						
							
							3 167

						
							
							154

						
							
							254

						
							
							1

						
							
							5 424

						
							
					

					
							
							Econometrica

						
							
							678

						
							
							131

						
							
							278

						
							
							1

						
							
							5 424

						
							
					

					
							
							JPE

						
							
							464

						
							
							142

						
							
							209

						
							
							1

						
							
							3 077

						
							
					

					
							
							QJE

						
							
							456

						
							
							256

						
							
							327

						
							
							2

						
							
							3 032

						
							
					

					
							
							ReStud

						
							
							478

						
							
							101

						
							
							156

						
							
							1

						
							
							2 027

						
							
					

					
							
							AER

						
							
							1 091

						
							
							154

						
							
							245

						
							
							1

						
							
							3 550

						
							
					

					
							
							Als Working Paper veröffentlicht

						
							
							
							
							
							
							
					

					
							
							Insgesamt

						
							
							1 761

						
							
							186

						
							
							298

						
							
							1

						
							
							5 424

						
							
					

					
							
							Econometrica

						
							
							368

						
							
							162

						
							
							352

						
							
							1

						
							
							5 424

						
							
					

					
							
							JPE

						
							
							257

						
							
							181

						
							
							256

						
							
							3

						
							
							3 077

						
							
					

					
							
							QJE

						
							
							299

						
							
							287

						
							
							365

						
							
							4

						
							
							3 032

						
							
					

					
							
							ReStud

						
							
							269

						
							
							114

						
							
							140

						
							
							1

						
							
							1 118

						
							
					

					
							
							AER

						
							
							568

						
							
							185

						
							
							280

						
							
							1

						
							
							3 550

						
							
					

					
							
							Nicht als Working Paper veröffentlicht

						
							
							
							
							
							
							
					

					
							
							Insgesamt

						
							
							1 406

						
							
							113

						
							
							177

						
							
							1

						
							
							2 192

						
							
							0.000

						
					

					
							
							Econometrica

						
							
							310

						
							
							94

						
							
							138

						
							
							1

						
							
							1 006

						
							
							0.001

						
					

					
							
							JPE

						
							
							207

						
							
							95

						
							
							111

						
							
							1

						
							
							688

						
							
							0.000

						
					

					
							
							QJE

						
							
							157

						
							
							196

						
							
							229

						
							
							2

						
							
							1 739

						
							
							0.002

						
					

					
							
							ReStud

						
							
							209

						
							
							84

						
							
							172

						
							
							1

						
							
							2 027

						
							
							0.019

						
					

					
							
							AER

						
							
							523

						
							
							119

						
							
							195

						
							
							1

						
							
							2 192

						
							
							0.000

						
					

					
							
							Quelle: RePEc, CitEc; Berechnungen der Autoren.

						
					

				
			

			Methodik

			Um statistisch valide Ergebnisse zu bekommen, ob Working Paper die Zitierungen von Fachartikeln erhöhen, wird folgendes Regressionsmodell geschätzt:

			[image: ]

			wobei die Zitierungen citi von Artikel i darstellt. Im Zentrum der Analyse steht der Parameter ß, der den Einfluss der Working-Paper-Version misst. WP ist eine Dummy-Variable, die den Wert 1 annimmt, wenn ein Artikel auch als Working Paper vorliegt, und 0, wenn nicht. Der Vektor X enthält alle Variablen, die ebenfalls die Zitierungen eines Artikels erklären (Tahamtan und Bornmann 2018). In unserem Fall sind dies die Anzahl der Autoren sowie die Seitenanzahl. Die Variable djt deckt Zeit- und Zeitschrifteneffekte und deren Kombination ab. Die oben genannte Gleichung schätzen wir in vier verschiedenen Varianten:

			
					einfache Kleinste-Quadrate-Schätzung (Ordinary Least Squares, OLS),

					eine OLS-Schätzung, wobei die Zitierungen logarithmierter Form als abhängige Variable dienen. Der Logarithmus mildert die bereits erwähnte schiefe Verteilung der Zitierungen,

					ein Negativ-Binomial-Modell (NBR), bei dem die Zitierungen als Zählvariable interpretiert werden,

					eine OLS-Schätzung, wobei die Zitierungen wie folgt transformiert werden:
[image: ]. 

			Diese sogenannte IHS-Transformation, die auch       die Schiefe der Zitierungsverteilung berücksich       tigt, geht auf Burbidge et al. (1988) zurück (siehe       auch Card und DellaVigna 2020).
 

			

			
			Die vier Varianten sollen die Robustheit der Ergebnisse sowohl bezüglich der Schätzmethode als auch der Verwendung der abhängigen Variablen sicherstellen. 

			Ergebnisse

			Die Regressionsergebnisse sind in Tabelle 2 dargestellt. Artikel, die auch in einer Working-Paper-Serie erscheinen, haben in allen Varianten signifikant mehr Zitationen als Artikel ohne vorherige Veröffentlichung in der Working-Paper-Reihe. Die OLS-Regression suggeriert etwa 50 zusätzliche Zitationen, während die Koeffizienten der anderen drei Varianten eine Erhöhung der Zitationen von etwa 45% bedeuten, wenn es ein Working Paper gibt.6 Die Koeffizienten der Kont­rollvariablen haben die zu erwartenden Vorzeichen und sind signifikant (vgl. auch Tahamtan und Bornmann (2018). So erhalten längere Artikel mit mehr Autoren signifikant mehr Zitate.


Tab. 2


				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Regressionsergebnisse

						
					

					
							
							
							(1)

						
							
							(2)

						
							
							(3)

						
							
							(4)

						
					

					
							
							Schätzmethode

						
							
							OLS

						
							
							OLS

						
							
							NBR

						
							
							OLS

						
					

					
							
							Abhängige Variable

						
							
							Zitationen

						
							
							log Zitationen

						
							
							Zitationen

						
							
							Asinh

						
					

					
							
							WP

						
							
							47,716***

						
							
							0,352***

						
							
							0,361***

						
							
							0,364***

						
					

					
							
							
							(8,565)

						
							
							(0,040)

						
							
							(0,048)

						
							
							(0,041)

						
					

					
							
							Seitenzahl

						
							
							6,583***

						
							
							0,094***

						
							
							0,069***

						
							
							0,100***

						
					

					
							
							
							(1,226)

						
							
							(0,007)

						
							
							(0,008)

						
							
							(0,007)

						
					

					
							
							Seitenzahl quadriert

						
							
							–0,049**

						
							
							–0,001***

						
							
							–0,001***

						
							
							–0,001***

						
					

					
							
							
							(0,021)

						
							
							(0,000)

						
							
							(0,000)

						
							
							(0,000)

						
					

					
							
							Anzahl Autoren

						
							
							17,068***

						
							
							0,150***

						
							
							0,106***

						
							
							0,155***

						
					

					
							
							
							(6,024)

						
							
							(0,024)

						
							
							(0,029)

						
							
							(0,025)

						
					

					
							
							Beobachtungen

						
							
							3 167

						
							
							3 167

						
							
							3 167

						
							
							3 167

						
					

					
							
							R2

						
							
							0,105

						
							
							0,269

						
							
							
							0,272

						
					

					
							
							Zeitschrift-Jahr FE

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
					

					
							
							Robuste Standardfehler in Klammern, *** p < 0,01, ** p < 0,05, * p < 0,1.

						
					

					
							
							Quelle: RePEc, CitEc; Berechnungen der Autoren.

						
					

				
			

			Die Resultate in Tabelle 2 überschätzen möglicherweise den wahren Effekt, da die Schätzung nicht für die Reputation der Autoren korrigiert wird. Es kann nämlich sein, dass ein Artikel in einigen Fällen nur zitiert wird, weil die Autoren prominent sind oder eine hohe wissenschaftliche Reputation besitzen. Im ersteren Fall handelt es sich um den sogenannten MatthäusEffekt (Birkmaier und Wohlrabe 2014). Im letzteren kann dies ein Qualitätssignal sein und zu mehr Zitierungen führen. Um diesen systematischen Fehler zu korrigieren, haben wir die Gesamtzitationen als Proxy für Reputation für die Autoren in der CitEc-Datenbank heruntergeladen. Autoren müssen in der RePEc-Datenbank registriert sein, um in der Citec-Datenbank zu erscheinen. Für 2434 Artikel konnten wir mindestens einen Autor finden. Konnten nicht alle Autoren eines Artikels gefunden werden, nahmen wir den Durchschnitt der Autoren in der Datenbank. Unsere Repu­tationsvariable pro Artikel ist dieser Durchschnitt minus die Zitationen des Artikels. 

			Die Schätzungen in Tabelle 3 zeigen, dass der Effekt zwar etwas schwächer geworden, aber immer noch hochsignifikant ist. Die Koeffizienten in den letzten drei Spalten sind äquivalent zu einer 25%-Erhöhung der Zitationen, sofern ein Working Paper vorhanden ist. 


Tab. 3


				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Regressionsergebnisse nach Berücksichtigung der Reputation der Autoren

						
					

					
							
							
							(1)

						
							
							(2)

						
							
							(3)

						
							
							(4)

						
					

					
							
							Schätzmethode

						
							
							OLS

						
							
							OLS

						
							
							NBR

						
							
							OLS

						
					

					
							
							Abhängige Variable

						
							
							Zitationen

						
							
							log Zitationen

						
							
							Zitationen

						
							
							Asinh

						
					

					
							
							WP

						
							
							31,011***

						
							
							0,211***

						
							
							0,220***

						
							
							0,219***

						
					

					
							
							
							(8,754)

						
							
							(0,044)

						
							
							(0,049)

						
							
							(0,046)

						
					

					
							
							Seitenzahl

						
							
							6,608***

						
							
							0,077***

						
							
							0,063***

						
							
							0,081***

						
					

					
							
							
							(1,305)

						
							
							(0,008)

						
							
							(0,008)

						
							
							(0,008)

						
					

					
							
							Seitenzahl quadriert

						
							
							–0,052**

						
							
							–0,001***

						
							
							–0,001***

						
							
							–0,001***

						
					

					
							
							
							(0,022)

						
							
							(0,000)

						
							
							(0,000)

						
							
							(0,000)

						
					

					
							
							Anzahl Autoren

						
							
							21,417***

						
							
							0,107***

						
							
							0,100***

						
							
							0,109***

						
					

					
							
							
							(6,274)

						
							
							(0,026)

						
							
							(0,030)

						
							
							(0,027)

						
					

					
							
							Reputation

						
							
							0,009***

						
							
							0,232***

						
							
							0,000***

						
							
							0,234***

						
					

					
							
							
							(0,002)

						
							
							(0,017)

						
							
							(0,000)

						
							
							(0,017)

						
					

					
							
							Beobachtungen

						
							
							2 434

						
							
							2 434

						
							
							2 434

						
							
							2 434

						
					

					
							
							R2

						
							
							0,155

						
							
							0,306

						
							
							
							0,305

						
					

					
							
							Zeitschrift -Jahr FE

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
							
							Ja

						
					

					
							
							Robuste Standardfehler in Klammern, *** p <0,01, ** p < 0,05, * p < 0,1.

						
					

					
							
							Quelle: RePEc, CitEc; Berechnungen der Autoren.

						
					

				
			

			Gelten die Ergebnisse auch für die einzelnen Zeitschriften? Die Antwort gibt Tabelle 4.7 Die Schätzungen zeigen auf, dass der Effekt signifikant ist, außer in den OLS-Regressionen in der ersten Spalte und für Econometrica. Die Koeffizienten haben eine ähnliche Größe, wie die Koeffizienten in Tabelle 3. Ein Artikel mit Working Paper hat somit 20–40% mehr Zitationen erhalten, wobei ein Econometrica-Artikel die wenigsten zusätzliche Zitationen und ein JPE-Artikel die meisten Zitationen erhält.



Tab. 4


				
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Regressionen für jede Fachzeitschrift separat

						
					

					
							
							
							(1)

						
							
							(2)

						
							
							(3)

						
							
							(4)

						
					

					
							
							Schätzmethode 

						
							
							OLS

						
							
							OLS

						
							
							NBR

						
							
							OLS

						
					

					
							
							Abhängige Variable

						
							
							Zitationen

						
							
							log Zitationen

						
							
							Zitationen

						
							
							Asinh

						
					

					
							
							AER

						
							
							28,052

						
							
							0,213***

						
							
							0,255***

						
							
							0,220***

						
					

					
							
							
							(17,073)

						
							
							(0,080)

						
							
							(0,091)

						
							
							(0,083)

						
					

					
							
							Econometrica

						
							
							2,676

						
							
							0,051

						
							
							0,019

						
							
							0,057

						
					

					
							
							
							(14,031)

						
							
							(0,091)

						
							
							(0,096)

						
							
							(0,094)

						
					

					
							
							JPE

						
							
							57,497***

						
							
							0,318***

						
							
							0,355***

						
							
							0,326***

						
					

					
							
							
							(18,122)

						
							
							(0,113)

						
							
							(0,119)

						
							
							(0,116)

						
					

					
							
							QJE

						
							
							73,154**

						
							
							0,293**

						
							
							0,254**

						
							
							0,299**

						
					

					
							
							
							(30,973)

						
							
							(0,124)

						
							
							(0,124)

						
							
							(0,126)

						
					

					
							
							ReStud

						
							
							8,612

						
							
							0,232**

						
							
							0,234**

						
							
							0,243**

						
					

					
							
							
							(18,154)

						
							
							(0,107)

						
							
							(0,114)

						
							
							(0,112)

						
					

					
							
							Robuste Standardfehler in Klammern, *** p < 0,01, ** p < 0,05, * p < 0,1.

						
					

					
							
							Quelle: RePEc, CitEc; Berechnungen der Autoren.

						
					

				
			

			Wohlrabe und Bürgi (2021) führen noch einige Robustheitsanalysen durch und zeigen, dass die Ergebnisse in jedem Fall statistisch signifikant bleiben.

			Abschließende Bemerkungen

			Dieser Artikel befasste sich mit der Frage, ob und wie viele zusätzliche Zitationen Artikel erhalten, die auch als Working Paper verfügbar sind. Wir zeigen, dass diese im Durchschnitt ca. 25% mehr Zitationen auf sich vereinigen können, im Vergleich zu Artikeln, die nicht als Working Paper erschienen sind. Zukünftige Forschung könnte möglicherweise aufzeigen, wie eine Veröffentlichung als Working Paper die Zitationen erhöhen. Beispielsweise könnte die freie Zugänglichkeit von Working Papers zu weiteren Zitationen führen oder das zusätzliche Publikum, das den Artikel liest. Eine weitere Frage wäre, ob die hier gefundenen Zusammenhänge nur für Top-Zeitschriften gelten oder auch für niedriger gerankte Zeitschriften. Zudem könnte die Analyse auf andere Preprint-Server, wie z.B. arxiv.org, übertragen werden.
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Endnoten

			
				
					1	Die Ergebnisse in diesem Artikel beruhen auf den Analysen in Wohlrabe und Bürgi (2020; 2021).

				

				
					2	Die vorliegende Fragestellung wurde für andere Fachbereiche bereits untersucht. So zeigen z.B. Sarabipour et al. (2019), Fraser et al. (2019) oder Fu und Hughey (2019) für die Biologie, dass Artikel in Fachzeitschriften, die vorher auch als Preprints verfügbar waren, öfter zitiert werden, als solche, für die dies nicht gilt.

				

				
					3	Die Papers and Proceedings vom American Economic Review wurden in der Analyse nicht berücksichtigt.

				

				
					4	Verfügbar unter: www.citec.repec.org.

				

				
					5	Daraus könnte der Schluss gezogen werden, dass es sich lohnt, einen Artikel vorher als Working Paper zu veröffentlichen. Dies ist aber unzulässig, da viele Faktoren, die diesen Unterschied auch erklären könnten, nicht berücksichtigt worden sind. Dies erfolgt im nächsten Abschnitt.

				

				
					6	Um die 45% zu erhalten, müssen die Koeffizienten exponenziert werden.

				

				
					7	Es wird nur eine Dummy-Variable gezeigt.
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			Realwert des Bruttoinlandsprodukts und Terms of Trade: Ergebnisse für das Jahr 2020

		




IN KÜRZE

Das Statistische Bundesamt veröffentlicht neben dem preisbereinigten Bruttoinlandsprodukt auch den Realwert des Bruttoinlandsprodukts. Die beiden Indikatoren unterscheiden sich um den Terms-of-Trade-Effekt. Der vorliegende Beitrag präsentiert Ergebnisse für das Jahr 2020. Demnach konnte die deutsche Wirtschaft aufgrund deutlich verbesserter Terms of Trade kräftige Kaufkraftgewinne verbuchen, die dem produktionsbedingt starken Rückgang der heimischen Realeinkommen im Gefolge der Covid-19-Pandemie entgegenwirkten.






		
			In den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) ist das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt (BIP) das zentrale Maß für die gesamte im Inland erwirtschaftete Leistung in einer Periode. Seit der großen Revision des System of National Accounts (SNA) von 1993 gibt es einen weiteren gesamtwirtschaftlichen Schlüsselindikator, nämlich das im Inland entstandene Realeinkommen (Realwert des Brutto­inlandsprodukts). Das Realeinkommen wird zum einen durch die im Inland erzeugte Produktion bestimmt, zum anderen durch das reale Verhältnis, mit dem Exportgüter gegen importierte Güter getauscht werden (Terms of Trade). Verbessern sich die Terms of Trade, muss weniger als bisher exportiert werden, um die gleiche Gütermenge zu importieren, so dass bei gegebenem Produktionsvolumen mehr heimische Güter konsumiert oder investiert werden können. Das Realeinkommen der inländischen Sektoren, d.h. die reale Kaufkraft, steigt bei Terms-of-Trade-Gewinnen über c.p. höhere Unternehmensgewinne und/oder über niedrigere Inlandspreise. Derartige Kaufkraft­änderungen durch Terms-of-Trade-Verschiebungen sind im preisbereinigten BIP nicht enthalten, weil Realeinkommensgewinne bzw. -verluste aus Verschiebungen der Preisrelationen im internationalen Handel nicht zu der im Inland erbrachten wirtschaftlichen Leistung, abgebildet durch die gesamtwirtschaftliche Produktion, gezählt werden. Bei der Berechnung des preisbereinigten BIP von der Verwendungsseite her werden sie durch die Methode der doppelten Deflationierung ausgeschaltet, die Terms of Trade des Vorjahres sind rechnerisch konstant gehalten.

			Terms-of-Trade-Effekt und BIP-Realwert

			Soll die Änderung der Austauschrelationen mit dem Ausland berücksichtigt werden, muss die nominale Aus- und Einfuhr mit einem einheitlichen Preisindex p deflationiert, d.h. inflationsbereinigt, werden. Die Differenz zwischen dem mit p inflationsbereinigten Außenbeitrag und dem herkömmlich preisbereinigten Außenbeitrag wird im SNA als Terms-of-Trade-Effekt (T) bezeichnet (vgl. United Nations 2009, S. 316; Europäische Kommission 2014, S. 351). Bezeichnet man mit X die nominalen Exporte, mit M die nominalen Importe, mit pX den Export- und mit pM den Importdeflator, so folgt T aus: 

			T = (X – M)/p – (X/pX – M/pM),

			wobei alle Preisindizes auf den Jahresdurchschnitt des Vorjahres normiert sind. Der Realwert des Bruttoinlandsprodukts (RBIP) ergibt sich durch Hin­zurechnung des Terms-of-Trade-Effekts T zum Bruttoinlandsprodukt in Vorjahrespreisen (BIPr): RBIP = BIPr + T. Der Terms-of-Trade-Effekt T kann positiv (Trading Gain) oder negativ (Trading Loss) ausfallen. Bei ausgeglichenem nominalen Außenbeitrag (X – M = 0) entspricht der Realwert des BIP der inländischen Verwendung in Vorjahrespreisen, d.h. der Summe aus preisbereinigten Konsumausgaben und Bruttoinves­titionen. Nach Gutmann (1981, S. 434) lässt sich T in einen Export- und in einen Importpreiseffekt zerlegen: 

			T = Xr (pX /p – 1) + Mr (1 – pM /p)

			mit Xr (pX /p – 1)): Exportpreiseffekt und Mr (1 – pM /p): Importpreiseffekt. Dabei bezeichnet Xr = X/pX die Exporte in Vorjahrespreisen und Mr = M/pM die Importe in Vorjahrespreisen. Für das Entstehen eines Trading Gain ist hinreichend, dass der Relativpreis der Exporte gegenüber dem Vorjahr steigt (pX/p –1 > 0) und der Relativpreis der Importe sinkt (pM/p – 1 < 0). Hiermit geht stets eine Verbesserung der Terms of Trade θ einher, denn aus pX/p > 1 und pM/p < 1 folgt θ = pX/pM > 1. Trennschärfere Ergebnisse erhält man naturgemäß nach der Festlegung auf einen bestimmten Preisindex p (vgl. Nierhaus 2019; 2020b).

			Das Statistische Bundesamt verwendet zur globalen Deflationierung des nominalen Außenbeitrags den Deflator der inländischen Verwendung pLIV. Dieser den VGR entnommene Preisindex repräsentiert die Preisentwicklung aller Konsum- und Investitionsgüter, die von privaten Haushalten, Unternehmen und vom Staat gekauft werden. Die Verwendung von pLIV hat neben dem weiten Repräsentationsgrad den rechentechnischen Vorteil, dass sich der Realwert des BIP ohne gesonderte Berechnung des Terms-of-Trade-Effekts allein aus der Deflationierung des nominalen BIP mit pLIV ergibt, d.h., es gilt: RBIP = BIP / pLIV (vgl. Nierhaus 2019). Zudem umfasst der auf Basis dieses Deflators berechnete Terms-of-Trade-Effekt nicht nur die Auswirkungen einer Änderung der Terms of Trade, sondern darüber hinaus auch Effekte einer Änderung des realen Wechselkurses, hier definiert als Preisrelation von international gehandelten zu den im Inland gehandelten Gütern π / pLIV mit π = ½ pM + ½ pX. Die Wirkung einer Änderung des realen Wechselkurses auf den Terms-of-Trade-Effekt und damit auf die inländischen Realeinkommen ist vom Vorzeichen her unbestimmt; sie hängt davon ab, ob sich beim Außenbeitrag – in Vorjahrespreisen ausgedrückt – ein Überschuss oder ein Defizit herausgebildet hat (vgl. Abberger und Nierhaus 2018).1

			Aktuelle Ergebnisse

			Tabelle 1 präsentiert Ergebnisse, die auf der ersten vorläufigen Inlandsproduktberechnung des Statistischen Bundesamts für das Jahr 2020 beruhen (vgl. Statistisches Bundesamt 2021a). Methodische Basis für die aktuellen Werte ist derzeit die umfassende Generalrevision 2019 der VGR. Im abgelaufenen Jahr ist das preisbereinigte Bruttoinlandsprodukt mit einer jahresdurchschnittlichen Veränderungsrate von – 5,0% stark geschrumpft; ein größerer Rückgang ( –5,7%) zeigte sich lediglich im Jahr der Finanz- und Wirtschaftskrise 2009. Im Zuge der restriktiven Maßnahmen zur Eindämmung der Covid-19-Pandemie war es im Frühjahr 2020 zu einem beispiellosen Einbruch von Produktion und Nachfrage gekommen; nach einer kräftigen Erholung in den Sommermonaten dämpfte im Herbst, ausgelöst durch die zweite Corona-Welle, ein weiterer Lockdown in gewichtigen Dienstleistungsbereichen. Der internationale Handel wurde in der ersten Jahreshälfte durch temporäre Grenzschließungen, Betriebseinschränkungen im Ausland und die Unterbrechung von globalen Lieferketten schwer getroffen; der Veränderungsbeitrag des Außenhandels auf das preisbereinigte BIP belief sich im Jahresdurchschnitt auf – 1,1 Prozentpunkte; einen noch größeren negativen Beitrag (– 2,6 Prozentpunkte) hatte es zuletzt im Krisenjahr 2009 gegeben. Gestützt wurde die wirtschaftliche Aktivität im Inland hingegen durch den starken Rückgang der Einfuhrpreise, die im Jahresdurchschnitt 2020 in Abgrenzung der VGR um 2,5% sanken. Da die Ausfuhrpreise gleichzeitig nur um 0,4% zurückgenommen wurden, erhöhten sich die Terms of Trade mit 2,1% recht kräftig. Aus der deutlich verbesserten Austauschposition mit dem Ausland resultiert für die heimische Wirtschaft umgerechnet ein Realeinkommensplus in Höhe von 24,5 Mrd. Euro (Terms-of-Trade-Effekt); um diesen Betrag übertrifft der Realwert des BIP (3 301,7 Mrd. Euro) das preisbereinigte BIP (3 277,2 Mrd. Euro). 


Tab. 1


				
					
					
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Realeinkommen und Terms-of-Trade-Effekt

							im Zeitraum 1992 bis 2020

						
					

					
							
							
							Realwert des BIPa zum Preisniveau des Vorjahres

						
							
							Terms-of-Trade Effekta zum Preisniveau des Vorjahres

						
							
							BIP in Vorjahrespreisen (unverkettete Volumen-werte)

						
							
							Realwert des BIPa Index

							(2015 = 100)

						
							
							Relativer Terms-of-Trade Effekta,b

						
							
							davon

						
							
							Preisbe-reinigtes BIP Kettenindex (2015 = 100)

						
					

					
							
							 Beitrag der Terms-of-Trade

						
							
							Beitrag des realen Wechsel-kurses

						
					

					
							
							(1) = (2) + (3)

						
							
							(2)

						
							
							(3)

						
							
							(4) = (5) + (8)

						
							
							(5) = (6) + (7)

						
							
							(6)

						
							
							(7)

						
							
							(8)

						
					

					
							
							in Mrd. Euro

						
							
							Veränderung in % gegenüber dem Vorjahr

						
					

					
							
							1992

						
							
							1 628,811

						
							
							12,527

						
							
							1 616,284

						
							
							2,7

						
							
							0,8

						
							
							0,7

						
							
							0,1

						
							
							1,9

						
					

					
							
							1993

						
							
							1 691,392

						
							
							5,944

						
							
							1 685,448

						
							
							– 0,6

						
							
							0,4

						
							
							0,3

						
							
							0,0

						
							
							– 1,0

						
					

					
							
							1994

						
							
							1 795,931

						
							
							3,091

						
							
							1 792,840

						
							
							2,6

						
							
							0,2

						
							
							0,2

						
							
							0,0

						
							
							2,4

						
					

					
							
							1995

						
							
							1 863,508

						
							
							5,779

						
							
							1 857,729

						
							
							1,9

						
							
							0,3

						
							
							0,3

						
							
							0,0

						
							
							1,5

						
					

					
							
							1996

						
							
							1 908,305

						
							
							– 1,791

						
							
							1 910,096

						
							
							0,7

						
							
							– 0,1

						
							
							– 0,1

						
							
							0,0

						
							
							0,8

						
					

					
							
							1997

						
							
							1 948,283

						
							
							– 7,420

						
							
							1 955,703

						
							
							1,4

						
							
							– 0,4

						
							
							– 0,4

						
							
							0,0

						
							
							1,8

						
					

					
							
							1998

						
							
							2 011,011

						
							
							10,267

						
							
							2 000,744

						
							
							2,5

						
							
							0,5

						
							
							0,5

						
							
							0,0

						
							
							2,0

						
					

					
							
							1999

						
							
							2 055,922

						
							
							3,484

						
							
							2 052,438

						
							
							2,1

						
							
							0,2

						
							
							0,2

						
							
							0,0

						
							
							1,9

						
					

					
							
							2000

						
							
							2 093,537

						
							
							– 25,741

						
							
							2 119,278

						
							
							1,7

						
							
							– 1,2

						
							
							– 1,3

						
							
							0,1

						
							
							2,9

						
					

					
							
							2001

						
							
							2 144,505

						
							
							– 0,155

						
							
							2 144,660

						
							
							1,7

						
							
							0,0

						
							
							0,0

						
							
							0,0

						
							
							1,7

						
					

					
							
							2002

						
							
							2 179,195

						
							
							10,958

						
							
							2 168,237

						
							
							0,3

						
							
							0,5

						
							
							0,6

						
							
							– 0,1

						
							
							– 0,2

						
					

					
							
							2003

						
							
							2 193,586

						
							
							10,978

						
							
							2 182,608

						
							
							– 0,2

						
							
							0,5

						
							
							0,6

						
							
							– 0,1

						
							
							– 0,7

						
					

					
							
							2004

						
							
							2 237,220

						
							
							– 0,507

						
							
							2 237,727

						
							
							1,2

						
							
							0,0

						
							
							0,0

						
							
							– 0,1

						
							
							1,2

						
					

					
							
							2005

						
							
							2 266,252

						
							
							– 12,756

						
							
							2 279,008

						
							
							0,2

						
							
							– 0,6

						
							
							– 0,6

						
							
							0,1

						
							
							0,7

						
					

					
							
							2006

						
							
							2 361,236

						
							
							– 14,327

						
							
							2 375,563

						
							
							3,2

						
							
							– 0,6

						
							
							– 0,7

						
							
							0,1

						
							
							3,8

						
					

					
							
							2007

						
							
							2 458,996

						
							
							2,837

						
							
							2 456,159

						
							
							3,1

						
							
							0,1

						
							
							0,2

						
							
							– 0,1

						
							
							3,0

						
					

					
							
							2008

						
							
							2 506,672

						
							
							– 16,925

						
							
							2 523,597

						
							
							0,3

						
							
							– 0,7

						
							
							– 0,7

						
							
							0,0

						
							
							1,0

						
					

					
							
							2009

						
							
							2 434,985

						
							
							33,559

						
							
							2 401,426

						
							
							– 4,4

						
							
							1,4

						
							
							1,6

						
							
							– 0,2

						
							
							– 5,7

						
					

					
							
							2010

						
							
							2 528,429

						
							
							– 19,653

						
							
							2 548,082

						
							
							3,4

						
							
							– 0,8

						
							
							– 0,9

						
							
							0,1

						
							
							4,2

						
					

					
							
							2011

						
							
							2 638,140

						
							
							– 26,667

						
							
							2 664,807

						
							
							2,9

						
							
							– 1,0

						
							
							– 1,1

						
							
							0,1

						
							
							3,9

						
					

					
							
							2012

						
							
							2 703,709

						
							
							– 1,351

						
							
							2 705,060

						
							
							0,4

						
							
							0,0

						
							
							– 0,1

						
							
							0,0

						
							
							0,4

						
					

					
							
							2013

						
							
							2 765,566

						
							
							8,470

						
							
							2 757,096

						
							
							0,7

						
							
							0,3

						
							
							0,5

						
							
							– 0,1

						
							
							0,4

						
					

					
							
							2014

						
							
							2 885,441

						
							
							11,719

						
							
							2 873,722

						
							
							2,6

						
							
							0,4

						
							
							0,5

						
							
							– 0,1

						
							
							2,2

						
					

					
							
							2015

						
							
							2 998,454

						
							
							27,489

						
							
							2 970,965

						
							
							2,4

						
							
							0,9

						
							
							1,0

						
							
							– 0,1

						
							
							1,5

						
					

					
							
							2016

						
							
							3 111,727

						
							
							18,017

						
							
							3 093,710

						
							
							2,8

						
							
							0,6

						
							
							0,7

						
							
							– 0,2

						
							
							2,2

						
					

					
							
							2017

						
							
							3 205,321

						
							
							– 11,071

						
							
							3 216,392

						
							
							2,3

						
							
							– 0,3

						
							
							– 0,4

						
							
							0,0

						
							
							2,6

						
					

					
							
							2018

						
							
							3 287,813

						
							
							– 13,302

						
							
							3 301,115

						
							
							0,9

						
							
							– 0,4

						
							
							– 0,4

						
							
							0,0

						
							
							1,3

						
					

					
							
							2019

						
							
							3 385,271

						
							
							10,194

						
							
							3 375,077

						
							
							0,9

						
							
							0,3

						
							
							0,4

						
							
							– 0,1

						
							
							0,6

						
					

					
							
							2020

						
							
							3 301,711

						
							
							24,542

						
							
							3 277,169

						
							
							– 4,3

						
							
							0,7

						
							
							0,9

						
							
							– 0,1

						
							
							– 5,0

						
					

					
							
							a Berechnet mit dem Preisindex der inländischen Verwendung. b Differenz der Veränderungsraten von Realwert des BIP und preisbereinigtem BIP in Prozentpunkten.

						
					

					
							
							Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des Autors.

						
					

				
			

			Im Vorjahresvergleich kann der Beitrag der Terms-of-Trade zur Veränderung des gesamtwirtschaftlichen Realeinkommens durch den Faktor RBIP/BIPr – 1 ermittelt werden (relativer Terms-of-Trade-Effekt). Überschlägig lässt sich der relative Terms-of-Trade-Effekt als Differenz der Veränderungsraten von Realwert und herkömmlich preisbereinigtem Bruttoinlandsprodukt (ΔRBIP – ΔBIPr) berechnen. Der so gemessene relative Terms-of-Trade-Effekt belief sich im Jahr 2020 auf einen ¾ Prozentpunkt. Dazu trug die deutliche Verbesserung der Terms of Trade allein 0,9 Prozentpunkte (bzw. 28,2 Mrd. Euro) bei. Das gesamte Realeinkommensplus im Inland fällt effektiv aber etwas niedriger aus, weil der Beitrag der Veränderung des realen Wechselkurses zum relativen Terms-of-Trade-Effekt mit – 0,1 Prozentpunkten (bzw. – 3,7 Mrd. Euro) im abgelaufenen Jahr negativ gewesen ist. So sind die Preise der international gehandelten Güter gegenüber dem Vorjahr gesunken, während sich die Preise der im Inland gehandelten Güter gleichzeitig erhöht haben. 

			Per saldo nahm der Realwert des BIP im Durchschnitt des vergangenen Jahres um 4,3% ab, und damit in spürbar geringeren Ausmaß als das preisbereinigte BIP. Je Einwohner gerechnet ergab sich ein Rückgang in gleicher Größenordnung, weil die Bevölkerungszahl in Deutschland 2020, anders als in den Vorjahren, nahezu konstant geblieben ist. Zum einen fiel nach Schätzungen des Statistischen Bundesamts im Gefolge der Corona-Pandemie und deren wirtschaftliche Auswirkungen die Nettozuwanderung geringer als in den Vorjahren aus, zum anderen erhöhten sich die Sterbefallzahlen bei etwas weniger Geburten (vgl. Statistisches Bundesamt 2021b). Alles in allem ist der Rückgang des inländischen Pro-Kopf-Realeinkommens im vergangenen Jahr der größte seit der Wiedervereinigung; im Krisenjahr 2009 war der Realeinkommensrückgang je Einwohner aufgrund der damals schrumpfenden Wohnbevölkerung mit 4,0% vergleichsweise etwas geringer ausgefallen (vgl. Abb. 1). 



   			 Abb. 1
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			Die kräftige Verbesserung der Terms-of-Trade stützte einmal die Entwicklung der heimischen Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit: Zusammen mit zahlreichen staatlichen finanziellen Hilfen wirkte sie der Kompression der (Stück-)Gewinne der Unternehmen entgegen, die durch den beschleunigten Anstieg der Lohnstückkosten im Gefolge des pandemiebedingten Rückgangs der Arbeitsproduktivität bei kaum veränderten Arbeitnehmerentgelten je Beschäftigten angelegt war. Zudem haben viele Unternehmen aufgrund der rückläufigen Einfuhrpreise und der zur Jahresmitte in Kraft getretenen befristeten Mehrwertsteuersenkung ihre Inlandspreise schwächer angehoben oder gesenkt: So ist der Deflator der inländischen Verwendung im Jahr 2020 lediglich um 0,8% gestiegen; ein Jahr zuvor hatte sich die Veränderungsrate dieses Preisindex auf 1,9% belaufen. 

			Ergebnisse nach Waren und Dienstleistungen

			Aufgrund der aggregativen und strukturellen Konsistenz der in den deutschen VGR verwendeten Preisindizes vom Paasche-Typ2 kann der Terms-of-Trade-Effekt als Summe von Terms-of-Trade-Effekten der zwischen In- und Ausland gehandelten Waren bzw. Dienstleistungen dargestellt werden. Der quantitativ dominierende Teil des gesamten Terms-of-Trade-Effekts resultiert in den vergangenen Jahren überwiegend aus Preisverschiebungen im Warenhandel (commodity terms of trade), in denen sich insbesondere die volatilen Notierungen für Rohöl bzw. für ölbasierte Energieträger niederschlagen (vgl. Nierhaus 2020a). Die aus dem Dienstleistungsverkehr herrührenden Terms-of-Trade-Effekte sind dagegen in den deutschen VGR für den Gesamteffekt in aller Regel von nachrangiger Bedeutung (vgl. Tab. 2). 


Tab. 2


				
					
					
					
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Terms-of-Trade-Effekt nach Waren und Dienstleistungen

							im Zeitraum 1992 bis 2020

						
					

					
							
							
							Terms-of Trade-Effekta

							zum Preisniveau des Vorjahres

						
					

					
							
							Waren und Dienstleistungen

						
							
							Waren

						
							
							Dienstleistungen

						
					

					
							
							ToT-Effektb insgesamt

						
							
							Export-preiseffektc

						
							
							Import-preiseffektd

						
							
							ToT-Effekt insgesamt

						
							
							Export-preiseffekt

						
							
							Import-preiseffekt

						
							
							ToT-Effekt insgesamt

						
							
							Export-preiseffekt

						
							
							Import-preiseffekt

						
					

					
							
							(1) = (2) + (3)

						
							
							(2) = (5) + (8)

						
							
							(3) = (6) + (9)

						
							
							(4) = (5) + (6)

						
							
							(5)

						
							
							(6)

						
							
							(7) = (8) + (9)

						
							
							(8)

						
							
							(9)

						
					

					
							
							in Mrd. Euro

						
					

					
							
							1992

						
							
							12,527

						
							
							– 12,446

						
							
							24,974

						
							
							11,786

						
							
							– 11,838

						
							
							23,624

						
							
							0,741

						
							
							– 0,609

						
							
							1,350

						
					

					
							
							1993

						
							
							5,944

						
							
							– 11,818

						
							
							17,762

						
							
							4,349

						
							
							– 10,899

						
							
							15,248

						
							
							1,595

						
							
							– 0,919

						
							
							2,514

						
					

					
							
							1994

						
							
							3,091

						
							
							– 4,655

						
							
							7,746

						
							
							1,553

						
							
							– 4,075

						
							
							5,628

						
							
							1,538

						
							
							– 0,580

						
							
							2,119

						
					

					
							
							1995

						
							
							5,779

						
							
							– 1,837

						
							
							7,616

						
							
							3,709

						
							
							– 1,077

						
							
							4,786

						
							
							2,071

						
							
							– 0,759

						
							
							2,830

						
					

					
							
							1996

						
							
							– 1,791

						
							
							– 4,978

						
							
							3,187

						
							
							– 1,098

						
							
							– 4,586

						
							
							3,488

						
							
							– 0,693

						
							
							– 0,392

						
							
							– 0,301

						
					

					
							
							1997

						
							
							– 7,420

						
							
							1,036

						
							
							– 8,456

						
							
							– 5,957

						
							
							0,424

						
							
							– 6,380

						
							
							– 1,463

						
							
							0,612

						
							
							– 2,075

						
					

					
							
							1998

						
							
							10,267

						
							
							– 4,477

						
							
							14,744

						
							
							11,331

						
							
							– 4,339

						
							
							15,670

						
							
							– 1,064

						
							
							– 0,138

						
							
							– 0,926

						
					

					
							
							1999

						
							
							3,484

						
							
							– 5,793

						
							
							9,277

						
							
							3,267

						
							
							– 6,560

						
							
							9,826

						
							
							0,218

						
							
							0,767

						
							
							– 0,549

						
					

					
							
							2000

						
							
							– 25,741

						
							
							13,952

						
							
							– 39,693

						
							
							– 24,450

						
							
							12,551

						
							
							– 37,002

						
							
							– 1,291

						
							
							1,401

						
							
							– 2,692

						
					

					
							
							2001

						
							
							– 0,155

						
							
							– 4,585

						
							
							4,430

						
							
							1,163

						
							
							– 5,006

						
							
							6,169

						
							
							– 1,318

						
							
							0,421

						
							
							– 1,739

						
					

					
							
							2002

						
							
							10,958

						
							
							– 10,777

						
							
							21,735

						
							
							10,463

						
							
							– 11,048

						
							
							21,511

						
							
							0,494

						
							
							0,271

						
							
							0,224

						
					

					
							
							2003

						
							
							10,978

						
							
							– 10,205

						
							
							21,183

						
							
							7,334

						
							
							– 11,475

						
							
							18,809

						
							
							3,644

						
							
							1,270

						
							
							2,374

						
					

					
							
							2004

						
							
							– 0,507

						
							
							– 10,352

						
							
							9,846

						
							
							– 4,356

						
							
							– 8,785

						
							
							4,428

						
							
							3,850

						
							
							– 1,568

						
							
							5,417

						
					

					
							
							2005

						
							
							– 12,756

						
							
							0,474

						
							
							– 13,230

						
							
							– 11,422

						
							
							– 1,738

						
							
							– 9,685

						
							
							– 1,334

						
							
							2,212

						
							
							– 3,545

						
					

					
							
							2006

						
							
							– 14,327

						
							
							0,324

						
							
							– 14,651

						
							
							– 12,038

						
							
							2,325

						
							
							– 14,364

						
							
							– 2,289

						
							
							– 2,002

						
							
							– 0,287

						
					

					
							
							2007

						
							
							2,837

						
							
							– 10,712

						
							
							13,549

						
							
							4,054

						
							
							– 9,225

						
							
							13,279

						
							
							– 1,217

						
							
							– 1,487

						
							
							0,270

						
					

					
							
							2008

						
							
							– 16,925

						
							
							– 5,939

						
							
							– 10,986

						
							
							– 14,658

						
							
							– 5,403

						
							
							– 9,255

						
							
							– 2,268

						
							
							– 0,536

						
							
							– 1,732

						
					

					
							
							2009

						
							
							33,559

						
							
							– 27,848

						
							
							61,407

						
							
							36,995

						
							
							– 23,379

						
							
							60,374

						
							
							– 3,437

						
							
							– 4,469

						
							
							1,033

						
					

					
							
							2010

						
							
							– 19,653

						
							
							9,558

						
							
							– 29,211

						
							
							– 19,180

						
							
							8,804

						
							
							– 27,984

						
							
							– 0,473

						
							
							0,754

						
							
							– 1,227

						
					

					
							
							2011

						
							
							– 26,667

						
							
							5,892

						
							
							– 32,559

						
							
							– 22,409

						
							
							9,640

						
							
							– 32,049

						
							
							– 4,258

						
							
							– 3,748

						
							
							– 0,510

						
					

					
							
							2012

						
							
							– 1,351

						
							
							3,190

						
							
							– 4,541

						
							
							– 3,264

						
							
							0,112

						
							
							– 3,376

						
							
							1,913

						
							
							3,078

						
							
							– 1,164

						
					

					
							
							2013

						
							
							8,470

						
							
							– 27,992

						
							
							36,461

						
							
							11,172

						
							
							– 24,747

						
							
							35,918

						
							
							– 2,702

						
							
							– 3,245

						
							
							0,543

						
					

					
							
							2014

						
							
							11,719

						
							
							– 21,778

						
							
							33,497

						
							
							10,587

						
							
							– 22,223

						
							
							32,810

						
							
							1,132

						
							
							0,445

						
							
							0,687

						
					

					
							
							2015

						
							
							27,489

						
							
							– 1,240

						
							
							28,729

						
							
							27,973

						
							
							– 1,050

						
							
							29,024

						
							
							– 0,484

						
							
							– 0,190

						
							
							– 0,294

						
					

					
							
							2016

						
							
							18,017

						
							
							– 21,302

						
							
							39,319

						
							
							16,759

						
							
							– 20,675

						
							
							37,435

						
							
							1,258

						
							
							– 0,626

						
							
							1,884

						
					

					
							
							2017

						
							
							– 11,071

						
							
							0,204

						
							
							– 11,275

						
							
							– 16,430

						
							
							– 4,133

						
							
							– 12,297

						
							
							5,359

						
							
							4,337

						
							
							1,022

						
					

					
							
							2018

						
							
							– 13,302

						
							
							– 16,381

						
							
							3,079

						
							
							– 13,885

						
							
							– 15,788

						
							
							1,903

						
							
							0,583

						
							
							– 0,593

						
							
							1,176

						
					

					
							
							2019

						
							
							10,194

						
							
							– 17,685

						
							
							27,879

						
							
							9,386

						
							
							– 17,279

						
							
							26,665

						
							
							0,808

						
							
							– 0,406

						
							
							1,214

						
					

					
							
							2020

						
							
							24,542

						
							
							– 18,117

						
							
							42,659

						
							
							26,499

						
							
							– 17,872

						
							
							44,371

						
							
							– 1,957

						
							
							– 0,245

						
							
							– 1,712

						
					

					
							
							a Berechnet mit dem Preisindex der inländischen Verwendung. b Terms-of-Trade-Effekt: T = Xr (pX/p – 1) + Mr (1–pM/p) mit Xr: Exporte in Vorjahrespreisen, Mr: Importe in Vorjahrespreisen, pX: Exportpreisindex, pM: Importpreisindex und p: Preisindex der inländischen Verwendung. c Exportpreiseffekt: Xr (pX/p – 1). d Importpreiseffekt: Mr (1 – pM/p).

						
					

					
							
							Quelle: Statistisches Bundesamt, Berechnungen des Autors.

						
					

				
			

			Zum gesamten Realeinkommensplus in Höhe von 24,5 Mrd. Euro im Jahr 2020 steuerte der Importkanal 42,7 Mrd. Euro bei, aus dem Exportkanalkanal resultiert hingegen ein Minus in Höhe von 18,1 Mrd. Euro. (vgl. Tab. 2). Im Warenhandel sind im vergangenen Jahr die relativen Exportpreise erneut gesunken, und zwar um 1,5%. Wie schon im Jahr 2019 hatten die deutschen Exportunternehmen auch im vergangenen Jahr keine größeren Spielräume, auf Auslandsmärkten Preiserhöhungen durchzusetzen. Für sich genommen folgt hieraus ein Realeinkommensminus im Inland in Höhe von 17,9 Mrd. Euro. Gegenzurechnen ist aber das große Plus in Höhe von 44,4 Mrd. Euro, das sich im gleichen Zeitraum über den Importkanal im Gefolge des kräftigen Rückgangs der relativen Einfuhrpreise für Waren (– 4,3%) ergeben hat, maßgeblich beeinflusst vom Preisrückgang für Rohöl und Mineralöl­produkte. Aus dem Handel mit Dienstleistungen ergab sich dagegen im vergangenen Jahr für die deutsche Wirtschaft per saldo ein Handelsverlust in Höhe von knapp 2,0 Mrd. Euro. Aus dem Exportkanal resultiert ein marginales Minus in Höhe von 0,2 Mrd. Euro, hinzu kommt ein weiterer Realeinkommensverlust aus dem Importkanal in einem Umfang von 1,7 Mrd. Euro. 

			Realwerte für gesamtwirtschaftliches Einkommen und Sparen

			Ergänzend können Realwerte für weitere gesamtwirtschaftliche Einkommensaggregaten der VGR berechnet werden. Leitgedanke im SNA ist, dass alle Wertgrößen gesondert zu bereinigen sind. Aggregate (wie die nominalen Abschreibungen), die in eine Mengen- und in eine Preiskomponente aufgespalten werden können, werden mit ihren jeweiligen Preisindizes preisbereinigt, d.h. in Vorjahrespreisen ausgewiesen. Einkommensgrößen ohne Mengen- und Preisgerüst (wie der Saldo der grenzüberschreitenden Primäreinkommen bzw. der laufenden Transfers) werden dagegen mit einem einheitlich Deflator (hier: Preisindex der inländischen Verwendung) inflationsbereinigt. So ergibt sich der Realwert des Bruttonationaleinkommens aus dem Realwert des Bruttoinlandsprodukts zuzüglich des Realwerts des Saldos der Primäreinkommen aus der übrigen Welt. Der Realwert des gesamtwirtschaftlich verfügbaren Einkommens folgt aus dem Realwert des Bruttonationaleinkommens zuzüglich des Realwerts des Saldos der laufenden Übertragungen aus der übrigen Welt abzüglich der Abschreibungen in Vorjahrespreisen. 

			Im Jahr 2020 hat nach Angaben des Statistischen Bundesamts der Realwert des Bruttonationaleinkommens mit einer Rate von – 4,1% etwas langsamer als der Realwert des Bruttoinlandsprodukts abgenommen, da der Realwert des Saldos der Primäreinkommen gegenüber dem Ausland (per saldo empfangene Arbeitnehmerentgelte, Vermögenseinkommen und Subventionen) über dem Vorjahresniveau gelegen hat. Hier dürfte vermutlich der Rückgang der an das Ausland geleisteten Zinsen und Ausschüttungen eine wichtige Rolle gespielt haben. Deutlich rascher als der Realwert des Bruttonationaleinkommens sank hingegen im vergangenen Jahr mit – 5,5% der Realwert des verfügbaren Einkommens der inländischen Sektoren (finanzielle sowie nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften, private und öffentliche Haushalte). Zwar ist der Abschreibungsbedarf im vergangenen Jahr verlangsamt gestiegen, dafür ist aber der in Deutschland durchgängig negative Saldo der laufenden Transfers gegenüber der übrigen Welt stärker ins Minus gerutscht.3 

			Über das amtliche Veröffentlichungsprogramm hinaus ist in den VGR auch ein Realwert der gesamtwirtschaftlichen Größe Sparen darstellbar (vgl. Nierhaus 2000, S. 13). Dieser entspricht dem Realwert des gesamtwirtschaftlich verfügbaren Einkommens abzüglich des privaten und öffentlichen Konsums in Vorjahrespreisen. Äquivalent lässt sich der Realwert der Stromgröße Sparen aus den Nettoinvestitionen in Vorjahrespreisen zuzüglich des Realwerts des Finanzierungssaldos gegenüber dem Ausland abzüglich des Realwerts des Saldos der grenzüberschreitenden Vermögenstransfers darstellen, wobei die entsprechenden nominalen Größen zur Wahrung der Konsistenz ebenfalls mit dem Preisindex der inländischen Verwendung deflationiert sind. Der seit 2018 zu beobachtende Rückgang des Realwerts des gesamtwirtschaftlichen Sparens hat sich im Jahr 2020 kräftig beschleunigt fortgesetzt (vgl. Abb. 2). Hierzu haben die pandemiebedingt schlechte Ertragsentwicklung bei den nichtfinanziellen Kapitalgesellschaften sowie beschleunigt steigende konsumtive Ausgaben der öffentlichen Haushalte beigetragen, wofür insbesondere pandemiebedingte Mehraufwendungen wie erhöhte Krankenhausleistungen oder die Beschaffung von Schutzausrüstungen maßgeblich waren (vgl. Statistisches Bundesamt 2021c). Der deutlichen Abnahme des realen Sparens standen massiv gekürzte preisbereinigte Nettoinvestitionen (Bruttoinvestitionen abzüglich Abschreibungen), erhöhte per saldo an das Ausland geleistete reale Vermögenseinkommen4 sowie ein geringerer realer gesamtwirtschaftlicher Finanzierungssaldo gegenüber. 



   			 Abb. 2
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			Summa Summarum: Realwertbetrachtung ist vorteilhaft

			Der Realwert des Bruttoinlandsprodukts ist ein wichtiger Schlüsselindikator für das Wirtschaftsgeschehen. Der Nachweis von Realeinkommensgewinnen bzw. -verlusten aus dem internationalen Handel ergänzt die traditionelle Volumenrechnung in den VGR, da derartige Kaufkraftänderungen nicht vom herkömmlich preisbereinigten Bruttoinlandsprodukt abgebildet werden. Das SNA 2008 konstatiert: »… there is general agreement that it is highly desirable and, for some countries vitally important, to calculate the trading gains and losses resulting from changes in the terms of trade« (United Nations 2009, S. 317). 

			In offenen Volkswirtschaften können Terms-of-Trade-bedingte Unterschiede zwischen dem Realwert des Bruttoinlandsprodukts und dem preisbereinigten Bruttoinlandsprodukt beträchtlich groß ausfallen. Dies muss zwar nicht im langfristigen Durchschnitt gelten, weil sich positive und negative Realeinkommenseffekte aus dem Außenhandel über größere Zeiträume hinweg die Waage halten können. Für die deutsche Wirtschaft beispielsweise haben sich im Zeitraum 1992 bis 2020 Terms-of-Trade-bedingte Gewinne und Verluste nahezu saldiert, weil sich die Terms of Trade im Durchschnitt dieser Jahre kaum geändert haben. Auf kurze Sicht und damit unter konjunkturell relevantem Blickwinkel haben sich dagegen immer wieder beachtliche Realeinkommensgewinne bzw. -verluste eingestellt: So beläuft sich der Terms-of-Trade-Effekt in Bezug auf den Realwert des Bruttoinlandsprodukts in den Jahren 1992 bis 2020 dem absoluten Betrag nach auf 0,5 Prozentpunkte pro Jahr. 

			Im abgelaufenen Jahr konnte die deutsche Wirtschaft aufgrund der deutlich verbesserten Terms of Trade überdurchschnittlich große Kaufkraftgewinne aus dem internationalen Handel verbuchen, die dem produktionsbedingt starken Rückgang der heimischen Realeinkommen im Gefolge der Covid-19-Pandemie entgegenwirkten. In laufenden Preisen ausgedrückt beträgt der Terms-of-Trade-Gewinn 2020 rund 25 Mrd. Euro; das ist mehr als die staatlichen Entlastungen durch die befristete Absenkung der Umsatzsteuersätze und den im Herbst gewährten Kinderbonus, die sich auf ein Gesamtvolumen von 24 Mrd. Euro belaufen (vgl. Bundesministerium der Finanzen 2020).

			Die Entwicklung der Realeinkommen ist eine wesentliche Determinante für die heimische Wohlfahrt. Zu Recht hat die Stiglitz-Sen-Fitoussi-Kommission zur Messung der wirtschaftlichen Leistung und des sozialen Fortschritts empfohlen, bei internationalen Vergleichen des Lebensstandards unterschiedliche Preisentwicklungen bei Export- und Importgütern, d.h. Terms-of-Trade-Effekte, zu berücksichtigen.5 Bereits der Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hat in seinem Jahresgutachten 1984/1985 das gesamtwirtschaftliche Realeinkommen für eine wichtige Größe für ökonomische Analysen und wirtschaftspolitische Fragestellungen gehalten (vgl. Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung 1984, TZ 251). Bei der laufenden Beobachtung und Analyse der Wirtschaft kann die Fokussierung auf einen Indikator, der wohlfahrtsrelevante Verschiebungen der Preisrelationen im internationalen Handel mitberücksichtigt, nur von Vorteil sein. 
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					1	Für T gilt bei p = pLIV die Zerlegung: T = 0,5(Xr + Mr)(pM /pLIV)(θ – 1) + (Xr – Mr) (π /pLIV – 1).

				

				
					2	Mit aggregativer Konsistenz ist gemeint, dass die Indexfunktion unabhängig davon ist, über wie viele Ebenen aggregiert wird. Bei struktureller Konsistenz eines Preisindex sind die mit seiner Hilfe berechneten Volumina additiv (vgl. von der Lippe 2004).

				

				
					3	Bestandteile der per saldo an die übrige Welt geleisteten laufenden Transfers sind die an die Europäischen Union gezahlten Eigenmittel auf Basis des Bruttonationaleinkommens und des Mehrwertsteueraufkommens. Weitere Positionen sind Heimatüberweisungen privater Haushalte, Transfers im Rahmen internationaler Zusammenarbeit und Entwicklungshilfe sowie per saldo geleistete monetäre Sozialleistungen (vgl. Hauf und Schäfer 2018, S. 116).

				

				
					4	Einschließlich nichtproduzierte Vermögensgüter wie Verkäufe von UMTS-Lizenzen und Emissionszertifikaten.

				

				
					5	Zugleich sollten zur Wohlstandsmessung speziell der inländischen Bürger und Haushalte Kennzahlen herangezogen werden, die grenz­überschreitende Einkommensströme beinhalten wie das Brutto- bzw. Nettonationaleinkommen oder das verfügbare Einkommen der Volkswirtschaft (vgl. Stiglitz, Sen und Fitoussi 2009, S. 95). 
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			Europäische Bauwirtschaft: Erholung in moderatem Tempo 
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IN KÜRZE

Im November legten die Mitglieder des EUROCONSTRUCT-Netzwerks1 eine erneute Aktualisierung ihrer Bauprognosen in Zeiten der Corona-Pandemie vor. Demnach war die Lage 2020 deutlich besser, als im Juni vergangenen Jahres befürchtet worden war. Der errechnete Rückgang war mit 7,8% aber dennoch enorm. Bemerkenswert sind die großen Unterschiede zwischen den einzelnen Partnerländern und zwischen dem Hochbau- und dem Tiefbausektor. So dürfte sich der Hochbau – nach seinem tiefen Fall im Jahr 2020 – mittelfristig nur schleppend erholen, während der Tiefbau bereits im laufenden Jahr das Vorkrisenniveau übertreffen wird.






		
			Nach der im November 2020 veröffentlichten Prognose dürfte das Bauvolumen im EUROCONSTRUCT-Gebiet vergangenes Jahr um 7,8% geschrumpft sein. Die Unterschiede zwischen den einzelnen Ländern sind dabei beträchtlich. So wurde für Großbritannien mit einem Rückgang um fast ein Fünftel und für Frankreich sowie Irland mit einem Minus von jeweils rund 16% gerechnet. Dagegen erwarteten die Länderexperten aus Norwegen und Portugal eine stagnierende Entwicklung und das finnische Mitgliedsinstitut sogar einen moderaten Zuwachs von 1,3%.

			Gebremster Erholungsprozess

			Die großen Einbußen für 2020 gingen dabei insbesondere auf die teils erheblichen Störungen des Baubetriebs im Frühjahr/Sommer zurück, die anders als in typischen Wirtschaftskrisen auch die Arbeiten an bestehenden Bauwerken maßgeblich drosselten. Neben den oben genannten Ländern waren auch Spanien (Entwicklung der Bauleistung im Jahr 2020: –12,5%), Italien (–7,4%) und Belgien (–7,1%) von den Folgen der Pandemie stark betroffen. 

			Die für das laufende Jahr vorhergesagte Erholung der Bauaktivitäten fällt mit einem Plus von etwa 4% – ähnlicher Anstieg wie im Jahr 2017 – nicht besonders kräftig aus (vgl. Abb. 1). Bis 2023 gehen die prozentualen Anstiege dann kontinuierlich auf schließlich rund 2½% zurück. Erst zum Ende des Prognosehorizonts wird die Bauleistung dann wieder das Vorkrisenniveau von 2019 übertreffen. Gleiches gilt für die Entwicklung der Wirtschaftsleistung.
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			Hochbau mit deutlich größeren Schwierigkeiten

			Im Juni 2020 rechnete das EUROCONSTRUCT-Netzwerk noch mit einer Drosselung der Bauaktivitäten um 11,5%. Wegen der außergewöhnlichen Situation entschieden sich die Partnerinstitute zu einer zwischenzeitlichen Überarbeitung ausgewählter Marktdaten. Im Rahmen dieser Aktualisierung verringerte sich das prognostizierte Minus dann auf 9,1%. Aufgrund der neu zur Verfügung stehenden Informationen ergab sich im November eine erneute Aufwärtskorrektur auf 7,8%.

			Sowohl für den Wohnungsbau als auch den Nichtwohnhochbau fiel im November die Einschätzung zur Entwicklung der Bautätigkeit im Jahr 2020 nochmals günstiger aus als im August (vgl. Abb. 2). Zwar wurde der Fortgang der Tiefbauarbeiten nunmehr etwas pessimistischer eingeschätzt als drei Monate zuvor. Tatsächlich ist der Hochbaubereich aber wesentlich stärker von der Coronakrise betroffen als der Tiefbausektor. Während das Tiefbauvolumen bereits im laufenden Jahr den Wert von 2019 übertreffen wird, dürfte die Erholung im Hochbau deutlich schleppender vonstattengehen. Im Wohnungsbau wird der Vorkrisenwert wohl auch nächstes Jahr noch verfehlt werden, und im von der Unternehmensnachfrage dominierten Nichtwohnhochbau ist bis einschließlich 2023 keine vollständige Erholung absehbar. 
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			Zur Interpretation der im November veröffentlichten Marktdaten

			Die hier vorgestellten Zahlen sind aus mehreren Gründen mit der nötigen Vorsicht zu behandeln. Erstens wurden die Analysen und Prognosen in der ersten Novemberwoche abgeschlossen. Zu dieser Zeit verfügte die Politik in zahlreichen Ländern gerade schärfere Corona-Auflagen, bis hin zu einem erneuten harten Lockdown. Die Maßnahmen wurden inzwischen weiter angepasst und häufig auch deutlich verlängert. Zweitens war Anfang November weiterhin nicht genauer absehbar, in welcher Form und mit welcher zeitlichen Verzögerung sich die wirtschaftlichen Verwerfungen in der Baunachfrage niederschlagen werden. Den größten Einfluss auf die Entwicklung der Bautätigkeit hatten bislang die Störungen auf der Angebotsseite (Baustellenschließungen, Personal-/Materialengpässe, erhöhter Organisationsaufwand etc.). Mittelfristig dürften die Baufirmen aber mit ernstzunehmenden Problemen auf der Nachfrageseite zu kämpfen haben. Das erneute Herunterfahren der Wirtschaft wird die Situation auf der Nachfrageseite nochmals verändern (Arbeitslosigkeit, Umsatzeinbußen/Insolvenzen, Steuereinnahmen etc.). 

			Zum Dritten beruhen die vorgelegten Marktdaten auf vielfältigen statistischen Informationen, die aber zumeist nur die Entwicklung in einzelnen Teilmärkten abbilden und zudem teilweise nachträglichen Korrekturen unterliegen. Zwar dürften die zwischen März und Juni 2020 erfolgten Behinderungen auf der Angebotsseite vielerorts wohl doch weniger drastische Konsequenzen für den Fortgang der Bautätigkeit gehabt haben als ursprünglich befürchtet. Vor allzu großem Optimismus sei allerdings gewarnt. So mussten die Zahlen zur Bauentwicklung während der Finanzkrise im Laufe der Zeit immer weiter nach unten korrigiert werden. Positiv zu bewerten ist dagegen die Erwartung, dass der erneute wirtschaftliche Lockdown nicht mehr zu massenhaften Baustellenschließungen führen dürfte, weil Politik, Verwaltung und Firmen nun besser vorbereitet sind und auch klar geworden ist, dass das erneute Hochfahren der Produktionsprozesse einige Zeit in Anspruch nimmt und zudem mit großen Anstrengungen verbunden ist. 

			Stagnierende Fertigstellungszahlen

			Die Coronakrise hat erhebliche Folgen für den Wohnungsbau. So rechneten die Länderexperten für 2020 mit einem Rückgang der fertiggestellten Wohnungen um rund 130000 Einheiten (vgl. Tab. 1). Lediglich Ungarn und Portugal stechen mit wesentlichen Zuwächsen positiv hervor. Für die vier Ländern Großbritannien, Deutschland, Frankreich und Italien summieren sich die Rückgänge gegenüber 2019 auf insgesamt fast 100000 Wohnungen, wobei mit 63000 Einheiten das Gros auf Großbritannien entfällt.


Tab. 1


				
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Wohnungsfertigstellungena in Europa nach Ländern 2019 bis 2023

						
					

					
							
							
							in 1 000 Wohneinheiten

						
							
							Veränderung in %

						
					

					
							
							2019

						
							
							2020

						
							
							2021

						
							
							2022

						
							
							2023

						
							
							2023/2019

						
					

					
							
							Belgien

						
							
							49,3

						
							
							44,7

						
							
							41,1

						
							
							40,4

						
							
							45,1

						
							
							–8,5

						
					

					
							
							Dänemark

						
							
							35,0

						
							
							32,2

						
							
							30,5

						
							
							30,0

						
							
							31,0

						
							
							–11,4

						
					

					
							
							Deutschland

						
							
							293,0

						
							
							280,0

						
							
							285,0

						
							
							290,0

						
							
							295,0

						
							
							0,7

						
					

					
							
							Finnland

						
							
							42,8

						
							
							37,0

						
							
							35,3

						
							
							30,0

						
							
							28,1

						
							
							–34,3

						
					

					
							
							Frankreich

						
							
							419,4

						
							
							407,8

						
							
							377,8

						
							
							382,3

						
							
							415,4

						
							
							–0,9

						
					

					
							
							Großbritannien

						
							
							206,0

						
							
							143,0

						
							
							173,0

						
							
							180,0

						
							
							182,0

						
							
							–11,7

						
					

					
							
							Irland

						
							
							21,1

						
							
							17,0

						
							
							20,0

						
							
							25,0

						
							
							30,0

						
							
							42,0

						
					

					
							
							Italien

						
							
							88,0

						
							
							78,6

						
							
							81,3

						
							
							85,4

						
							
							89,5

						
							
							1,7

						
					

					
							
							Niederlande

						
							
							70,7

						
							
							65,0

						
							
							64,0

						
							
							70,0

						
							
							75,0

						
							
							6,1

						
					

					
							
							Norwegen

						
							
							30,4

						
							
							30,9

						
							
							30,6

						
							
							25,0

						
							
							25,0

						
							
							–17,8

						
					

					
							
							Österreich

						
							
							58,7

						
							
							59,4

						
							
							58,4

						
							
							57,0

						
							
							55,7

						
							
							–5,1

						
					

					
							
							Portugal

						
							
							14,2

						
							
							18,7

						
							
							21,5

						
							
							21,5

						
							
							22,6

						
							
							58,9

						
					

					
							
							Schweden

						
							
							68,1

						
							
							59,5

						
							
							54,8

						
							
							53,9

						
							
							51,7

						
							
							–24,1

						
					

					
							
							Schweiz

						
							
							52,5

						
							
							51,0

						
							
							51,0

						
							
							51,2

						
							
							51,2

						
							
							–2,4

						
					

					
							
							Spanien

						
							
							78,8

						
							
							75,0

						
							
							85,0

						
							
							80,0

						
							
							75,0

						
							
							–4,8

						
					

					
							
							Westeuropa (EC-15)

						
							
							1 528,0

						
							
							1 399,9

						
							
							1 409,3

						
							
							1 421,6

						
							
							1 472,3

						
							
							–3,6

						
					

					
							
							Polen

						
							
							207,4

						
							
							203,0

						
							
							198,0

						
							
							201,0

						
							
							197,0

						
							
							–5,0

						
					

					
							
							Slowakei

						
							
							20,2

						
							
							19,2

						
							
							19,3

						
							
							19,4

						
							
							20,1

						
							
							–0,5

						
					

					
							
							Tschechien

						
							
							36,4

						
							
							33,9

						
							
							35,5

						
							
							36,6

						
							
							37,7

						
							
							3,5

						
					

					
							
							Ungarn

						
							
							21,1

						
							
							28,0

						
							
							22,0

						
							
							22,0

						
							
							27,0

						
							
							27,8

						
					

					
							
							Osteuropa (EC-4)

						
							
							 285,1

						
							
							 284,1

						
							
							 274,8

						
							
							 279,0

						
							
							 281,8

						
							
							–1,2

						
					

					
							
							Insgesamt

						
							
							 1 813,2

						
							
							 1 684,0

						
							
							 1 684,1

						
							
							 1 700,6

						
							
							 1 754,1

						
							
							–3,3

						
					

					
							
							a Fertiggestellte Wohnungen in neu errichteten sowie in bestehenden Wohn- bzw. Nichtwohngebäuden.

						
					

					
							
							Quelle: EUROCONSTRUCT.

						
					

				
			

			Im laufenden Jahr dürfte die Fertigstellungszahl – bei 1,684 Mio. Einheiten – lediglich stagnieren. Und auch der für das Jahr 2022 erwartete Zuwachs ist als »überschaubar« einzuordnen. Erst 2023 sollten wieder mehr als 50000 Einheiten hinzukommen. Dies bedeutet, dass das Vorkrisenniveau auf absehbare Zeit erheblich außer Reichweite bleiben wird. Für Deutschland wird in Anbetracht der diversen Schwierigkeiten der näheren Vergangenheit davon ausgegangen, dass auch weiterhin die 300000er-Marke nicht erreicht wird. Jenseits der in den vergangenen Jahren beobachteten Entwicklungen dürfte die verschlechterte Arbeitsmarktlage mittelfristig negative Konsequenzen für den Eigenheimbau haben.

			Gestiegene Bedeutung der Sanierungsförderung für den Hochbau 

			Abbildung 3 zeigt die durchschnittliche jährliche Wohnungsbauentwicklung für die einzelnen Mitgliedländer im Zeitraum 2020 bis 2022. Zudem lässt sich daraus ablesen, welche regelmäßig abgefragten Faktoren die Bautätigkeit beflügeln und welche sie drosseln. In den vergangenen Jahren hat dabei die öffentliche Förderung von Sanierungsvorhaben immer weiter an Bedeutung gewonnen, wobei hier nicht ausschließlich energetische Vorhaben eine Rolle spielen, sondern auch Erweiterungs- bzw. Umbauaktivitäten sowie nicht-energetische Modernisierungen und Maßnahmen zur Erdbebensicherung staatlich unterstützt werden. Neben den günstigen Finanzierungskonditionen profitiert der Wohnungsbau zukünftig aber auch von Neubauförderungen. Im Gegensatz dazu dämpfen wirtschaftliche Einflüsse die Bautätigkeit bis auf Weiteres. 


Abb. 3


				
					
					
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Einflussfaktoren im Wohnungsbausektor bis 2022 nach Ländern

						
					

					
							
							Land

						
							
							Wohnungsbau 2020 bis 2022: durchschnittliche prozentuale Veränderung p.a.

						
							
							Steuer-anreize/öff. Förderung für Sanierung

						
							
							Allgemeine Finan-zierungsbedingungen

						
							
							Steuer-anreize/öff. Förderung für Neubau

						
							
							Demo-grafische Effekte

						
							
							Wohn-immobilienpreise

						
							
							Wirtschaft-liche Aussichten

						
							
							Haushaltseinkommen

						
					

					
							
							Einschätzung der Wirkung einzelner Einflussfaktoren

						
					

					
							
							Belgien

						
							
							2,0

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Portugal

						
							
							1,8

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Dänemark

						
							
							1,6

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							+

						
					

					
							
							Irland

						
							
							0,8

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							—

						
					

					
							
							Italien

						
							
							0,7

						
							
							++

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							—

						
							
							——

						
							
							——

						
					

					
							
							Österreich

						
							
							0,7

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Deutschland

						
							
							0,3

						
							
							+

						
							
							++

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Frankreich

						
							
							–0,3

						
							
							++

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Niederlande

						
							
							–1,1

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							——

						
							
							—

						
					

					
							
							Schweiz

						
							
							–1,1

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							——

						
							
							—

						
					

					
							
							Tschechien

						
							
							–1,3

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Schweden

						
							
							–1,5

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Spanien

						
							
							–1,8

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							——

						
					

					
							
							Ungarn

						
							
							–2,2

						
							
							++

						
							
							—

						
							
							++

						
							
							—

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							—

						
					

					
							
							Norwegen

						
							
							–2,3

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							0

						
					

					
							
							Polen

						
							
							–2,3

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							—

						
					

					
							
							Großbritannien

						
							
							–2,5

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Finnland

						
							
							–2,8

						
							
							+

						
							
							++

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Slowakei

						
							
							–3,8

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							0

						
					

					
							
							Erklärung: ++ starke positive Wirkung, + positive Wirkung, 0 keine oder unklare Wirkung, — negative Wirkung, — — starke negative Wirkung.

							Demografische Effekte: Entwicklung der Einwohnerzahl, Änderung der durchschnittlichen Haushaltsgröße, der Altersstruktur, der geografischen Bevölkerungs–verteilung usw.

						
					

					
							
							Quelle: EUROCONSTRUCT.

						
					

				
			

			Am günstigsten sind die Aussichten für den Wohnungsbau bis zum Jahr 2022 in Belgien, Portugal und Dänemark. In insgesamt zwölf Ländern wird das Wohnungsbauvolumen im Zeitraum 2020 bis 2022 nachgeben. In der Slowakei wird der aggregierte Rückgang dabei sogar bei mehr als 10% liegen.

			Im Nichtwohnhochbau sieht die Situation noch etwas schlechter aus. Hier erwarteten 15 Länder während der oben beschriebenen Drei-Jahres-Periode Markteinbußen (vgl. Abb. 4). Für Tschechien, Spanien und Irland ist mit deutlicheren Rücksetzern zu rechnen. Angesichts der seit November 2020 erfolgten weiteren wirtschaftlichen Einschränkungen in zahlreichen europäischen Ländern muss eine schwächere Erholung in den Jahren 2021 und 2022 in Betracht gezogen werden. Schon damals wurden die Auswirkungen entsprechender Einflussfaktoren, wie Unternehmensgewinne, Wirtschaftswachstum und öffentliche Finanzlage überwiegend als marktdämpfend beurteilt. Hinzu kommen zunehmende Leerstandsprobleme.



Abb. 4


				
					
					
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Einflussfaktoren im Nichtwohnhochbau bis 2022 nach Ländern

						
					

					
							
							Land

						
							
							Nichtwohn-hochbau 2020 bis 2022:
durchschnittliche prozentuale Veränderung p.a.

						
							
							Steuer-anreize/öff. Förderung für Sanierung

						
							
							Allgemeine Finanzierungs-bedingungen

						
							
							Politische Einfluss-faktoren

						
							
							Gebäudezustand und Leerstand

						
							
							Öff. Finanzierung und Verschuldung

						
							
							Wirtschafts-wachstum

						
							
							Unternehmens-gewinne

						
					

					
							
							Einschätzung der Wirkung einzelner Einflussfaktoren

						
					

					
							
							Portugal

						
							
							1,0

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							——

						
							
							—

						
							
							——

						
					

					
							
							Norwegen

						
							
							0,8

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Österreich

						
							
							0,4

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							—

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Schweiz

						
							
							0,1

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							—

						
							
							——

						
							
							——

						
					

					
							
							Frankreich

						
							
							–0,1

						
							
							++

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							—

						
							
							——

						
					

					
							
							Italien

						
							
							–0,1

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							——

						
							
							—

						
					

					
							
							Ungarn

						
							
							–0,4

						
							
							++

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							——

						
					

					
							
							Polen

						
							
							–0,5

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							—

						
					

					
							
							Großbritannien

						
							
							–0,8

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							——

						
							
							—

						
							
							——

						
							
							0

						
					

					
							
							Belgien

						
							
							–0,9

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Finnland

						
							
							–1,0

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							——

						
							
							0

						
							
							0

						
					

					
							
							Dänemark

						
							
							–1,1

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							0

						
					

					
							
							Niederlande

						
							
							–2,1

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							——

						
							
							—

						
					

					
							
							Deutschland

						
							
							–2,1

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							—

						
							
							—

						
							
							——

						
							
							——

						
					

					
							
							Schweden

						
							
							–2,1

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							++

						
							
							—

						
							
							——

						
					

					
							
							Slowakei

						
							
							–2,4

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							—

						
					

					
							
							Tschechien

						
							
							–3,3

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							——

						
							
							——

						
					

					
							
							Spanien

						
							
							–4,0

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							—

						
							
							0

						
					

					
							
							Irland

						
							
							–4,4

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							—

						
					

					
							
							Erklärung: ++ starke positive Wirkung, + positive Wirkung, 0 keine oder unklare Wirkung, — negative Wirkung, — — starke negative Wirkung.

						
					

					
							
							Quelle: EUROCONSTRUCT.

						
					

				
			

			Ähnlich wie im Wohnungsbau wird auch im sonstigen Hochbau der öffentlichen Förderung von Sanierungsvorhaben am häufigsten eine marktstimulierende Wirkung zugetraut. So bewerteten zwölf der insgesamt 19 Partnerinstitute diesen Einflussfaktor positiv oder sogar stark positiv. Daneben helfen die sehr niedrigen Finanzierungskosten Unternehmen und öffentlichen Auftraggebern bei der Realisierung von Bauvorhaben. Ohne nachweislich dringenden Bedarf dürften sich finanziell angeschlagene Firmen und Gebietskörperschaften das Anstoßen neuer Bauprojekte allerdings genauestens überlegen.

			Infrastruktur bedarf weiterer umfangreicher Investitionen

			Am besten sind die Aussichten für den Tiefbausektor. Lediglich drei Länder erwarteten bis 2022 einen Rückgang der Bauleistung (vgl. Abb. 5). In Deutschland rührt die moderate Abbremsung der Tiefbauaktivitäten dabei maßgeblich von der erwarteten Zurückhaltung der Gemeinden her, während die Aktivitäten von Bund und Versorgungsunternehmen den Markt stabilisieren werden. Es wird damit gerechnet, dass die Gemeinden – die in den vergangenen Jahren ihre Bauaktivitäten ohnehin stark ausgeweitet haben – aufgrund großer finanzieller Zwänge mittelfristig deutlich weniger Mittel für Bauleistungen bereitstellen und gleichzeitig ihr Augenmerk stärker auf Hochbauvorhaben richten werden. 


Abb. 5


				
					
					
					
					
					
					
					
					
					
				
				
					
							
							Einflussfaktoren im Tiefbausektor bis 2022 nach Ländern

						
					

					
							
							Land

						
							
							Tiefbau 2020 bis 2022:
durchschnitt-liche prozentuale Veränderung p.a.

						
							
							Infra-strukturbedingungen

						
							
							Fonds (EU, national, regional)

						
							
							Ökologische Faktoren und Energie-politik

						
							
							Allgemeine Finanzierungsbedingungen

						
							
							Wahlen

						
							
							Öff. Finanzierung und Verschuldung

						
							
							Wirtschafts-wachstum

						
					

					
							
							Einschätzung der Wirkung einzelner Einflussfaktoren

						
					

					
							
							Norwegen

						
							
							7,6

						
							
							++

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							0

						
					

					
							
							Großbritannien

						
							
							4,7

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Belgien

						
							
							4,3

						
							
							++

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							—

						
					

					
							
							Schweden

						
							
							3,5

						
							
							++

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							++

						
							
							—

						
					

					
							
							Italien

						
							
							3,4

						
							
							++

						
							
							++

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							—

						
					

					
							
							Polen

						
							
							2,7

						
							
							+

						
							
							++

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							0

						
					

					
							
							Portugal

						
							
							2,0

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Spanien

						
							
							1,7

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							++

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							——

						
							
							——

						
					

					
							
							Dänemark

						
							
							1,6

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							+

						
					

					
							
							Tschechien

						
							
							1,4

						
							
							+

						
							
							++

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							++

						
							
							+

						
							
							——

						
					

					
							
							Slowakei

						
							
							1,3

						
							
							+

						
							
							++

						
							
							—

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							0

						
					

					
							
							Frankreich

						
							
							1,1

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							——

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Finnland

						
							
							1,0

						
							
							++

						
							
							++

						
							
							++

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							——

						
							
							0

						
					

					
							
							Irland

						
							
							0,8

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							+

						
					

					
							
							Österreich

						
							
							0,7

						
							
							0

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Schweiz

						
							
							0,6

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							——

						
					

					
							
							Deutschland

						
							
							–0,5

						
							
							+

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							—

						
					

					
							
							Niederlande

						
							
							–1,0

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							++

						
							
							+

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							——

						
					

					
							
							Ungarn

						
							
							–4,9

						
							
							0

						
							
							—

						
							
							++

						
							
							—

						
							
							+

						
							
							—

						
							
							0

						
					

					
							
							Erklärung: ++ starke positive Wirkung, + positive Wirkung, 0 keine oder unklare Wirkung, — negative Wirkung, — — starke negative Wirkung.

						
					

					
							
							Quelle: EUROCONSTRUCT.

						
					

				
			

			Zwar spielen auch im Tiefbau Corona-bedingte Folgen für Wirtschaft und öffentlichen Sektor eine wichtige Rolle. Gleichzeitig besteht in Europa ein enormer Aus- und Modernisierungsbedarf in den Bereichen Verkehr, Energie und Telekommunikation. Daher werden dem Einflussfaktor Infrastrukturbedingungen von 16 Länderpartnern positive Marktimpulse zugestanden. Damit zusammen hängen marktstimulierende, energiepolitische Überlegungen bzw. Ziele, wobei es hier auch um den Aufbau neuer Erzeugungskapazitäten geht. Finanziert wird das meiste dann über die europäischen Fördertöpfe, über eigens aufgelegte, mehrjährige nationale Programme – wobei die Mittel teilweise aus Umlagen oder der Nutzerfinanzierung stammen – oder über die dauerhafte Anhebung öffentlicher Investitionsbudget.

			Corona nur vorübergehend tonangebend

			Seit März 2020 ist Corona das alles bestimmende Thema. Auch im Bausektor sind die Pandemie und ihre wirtschaftlichen Folgen mittlerweile tonangebend. In etlichen Ländern wurden die Bauaktivitäten im Frühjahr sogar für einige Wochen stark gedrosselt, wovon auch der Tiefbau betroffen war. Die Folgen der Pandemie dürften auch im laufenden und im nächsten Jahr noch deutlich zu spüren sein, weil die Baunachfrage von Privathaushalten, Firmen und staatlichen Akteuren aufgrund der wirtschaftlichen Verwerfungen noch eine Weile gedämpft sein wird.

			Langfristig ist die Bautätigkeit jedoch weiter aufwärts gerichtet. Die Coronakrise hat einige Trends (z.B. Verstädterung, energetische Modernisierung, Infrastrukturausbau) nur vorübergehend überlagert. Diese Markttreiber dürften dann bald wieder die Führung übernehmen. Zurück bleibt dann lediglich eine merkliche Delle in der Aufwärtsentwicklung.  Die wesentliche Voraussetzung hierfür ist, dass die Viruserkrankung dauerhaft unter Kontrolle gebracht wird. Angesichts der raschen Entwicklung geeigneter Impfstoffe stehen die Chancen aber gut.
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					1	Das europäische Forschungs- und Beratungsnetzwerk EUROCONSTRUCT® wurde 1975 gegründet. In diesem Verbund kooperieren Institute mit spezifischem Know-how im Bau- und Immobiliensektor aus 15westeuropäischen sowie vier osteuropäischen Ländern. Den Kern der EUROCONSTRUCT-Aktivitäten bilden Konferenzen, auf denen die neuesten Prognosen zum Baugeschehen in den Mitgliedsländern vorgestellt werden. Diese Veranstaltungen finden zweimal im Jahr an wechselnden Orten in Europa statt. Außerdem werden Spezialstudien zu den längerfristigen Perspektiven und zu den Strukturveränderungen im europäischen Bausektor erstellt.

			Das ifo Institut ist Gründungsmitglied und deutsches Partnerinstitut des Netzwerks. Dieser Beitrag enthält ausgewählte Analysen und Prognosen der 19 Länderberichte zur 90. EUROCONSTRUCT-Konferenz, die am 23. und 24. November 2020 stattfand – wegen der strengen Corona-Auflagen wieder in Form eines Webinars. Die 91.EUROCONSTRUCT-Konferenz wird vom österreichischen Partner, dem Österreichischen Institut für Wirtschaftsforschung (WIFO), durchgeführt. Interessenten können sich hierzu auf www.euroconstruct.org über die weiteren Details informieren.
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			Branchen im Fokus: Güterbeförderung im Straßenverkehr

		




IN KÜRZE

In der Reihe Branchen im Fokus werden monatlich wechselnd Branchen beschrieben und deren Entwicklungen mit den Umfrageergebnissen der Konjunkturumfrage in Verbindung gebracht. In diesem Artikel wird ein genauer Blick auf die Güterbeförderung im Straßenverkehr geworfen. Dieser Bereich stellt, gemessen an der Transportmenge, die bedeutendste Art der Güterbeförderung dar. Die Daten zur Beförderungsleistung erscheinen mit einer gewissen Verzögerung, so dass sich ein Blick auf aktueller vorliegende Daten, wie dem Lkw-Maut-Fahrleistungsindex oder die Umfrageergebnisse der ifo Konjunktur­umfragen, lohnt. In Kombination können die Indikatoren die konjunkturelle Entwicklung der Branche gut nachzeichnen.






		
			Die Güterbeförderung im Straßenverkehr wird in der aktuellen Wirtschaftszweigklassifikation 2008 (WZ) dem Abschnitt H »Transport und Lagerei« zugeordnet. Zum Abschnitt H zählen die WZ-Zweisteller 49 (Landverkehr und Transport in Rohrfernleitungen), 50 (Schifffahrt), 51 (Luftfahrt), 52 (Lagerei sowie Erbringungen von sonstigen Dienstleistungen für den Verkehr) und 53 (Post-, Kurier und Expressdienste). In diesem Artikel wird der Fokus auf die Güterbeförderung im Straßenverkehr gelegt. 

			Struktur der Branche

			Knapp 90% der Beförderungsmengen werden über den Landweg transportiert, wiederum rund 90% davon sind dem Straßenverkehr zuzuordnen. Seit 2012 ist zudem ein kontinuierlicher Anstieg der Güterbeförderung über diesen Transportweg zu erkennen. 

			Der aktuellen Umsatzsteuerstatistik zufolge re­präsentieren gut 32000 Unternehmen den Wirtschaftszweig Güterbeförderung im Straßenverkehr. Gesamtheitlich erbrachte dieser eine Leistung von knapp 35 Mrd. Euro im Jahr 2018. Dies entspricht einem Anteil von 14,5% gemessen an den Lieferungen und Leistungen des gesamten Wirtschaftszweigs Verkehr und Lagerei.

			Für den Gesamtstraßenverkehr, der den internationalen einschließt, betrug die Beförderungsleistung 2018 insgesamt 316,8 Mrd. Tonnenkilometer. Davon fällt ein Großteil auf die Beförderung von Konsumgütern zum kurzfristigen Verbrauch und Holzwaren (23%) sowie auf Chemie- und Mineralölerzeugnisse (16%). Wird ergänzend die Beförderungsmenge betrachtet, spielen insbesondere die Erzeugnisse der Land- und Forstwirtschaft und Rohstoffe mit einem Wert von 1,1 Mrd. Tonnen eine essenzielle Rolle. Insgesamt beförderten die deutschen Güterkraftfahrzeuge 3,2 Mrd. Tonnen im Jahr 2018. Das Kraftfahrtbundesamt gibt an, dass sich die transportweitenabhängige Beförderungsleistung im Folgejahr verringerte und sich auf 311,7 Mrd. Tonnenkilometer belief. Dies entspricht einem Rückgang von 1,9%. Der Binnenverkehr entwickelte sich mit einem Rückgang von 1,2% weniger negativ und erreichte eine Beförderungsleistung von 274,0 Mrd. Tonnenkilometer. Die mittlere Versandweite beläuft sich im Binnenverkehr auf rund 90 Kilometer, im internationalen Verkehr auf ca. 330Kilometer.

			In der Güterbeförderung im Straßenverkehr herrschte seit Anfang der 2000er Jahre – mit Ausnahme der Weltfinanzkrise – ein kontinuierliches Wachstum. Die Wirtschaftskrise ließ das Wachstum lediglich im Jahr 2009 einknicken und stieg bereits im darauffolgenden Jahr wieder an. Die Daten des Statistischen Bundesamtes belaufen sich aktuell bis zum Jahr 2018 (Stand: Januar 2021), in dem sich die Beförderungsleistung des gewerblichen Verkehrs auf gut 277Mrd. Tonnenkilometer belief. Dies entspricht einer Gütermenge von gut 2 Mrd. Tonnen.

			Konjunkturelle Entwicklung

			Da die Daten zur Beförderungsleistung nur sehr zeitverzögert veröffentlicht werden, lohnt sich ein Blick auf den Lkw-Maut-Fahrleistungsindex. Zu Beginn des Jahres 2005 wurde in Deutschland eine straßenbezogene Maut für Lkws eingeführt, die nach und nach ausgeweitet wurde. Seit 2008 bereits wertet das Bundesamt für Güterverkehr diese Daten im Rahmen der Mautstatistik aus. Mit dem Lkw-Maut-Fahrleistungs­index wurde in Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt ein saisonbereinigter Konjunkturindikator im Dezember 2018 entwickelt, dessen monatliche Zeitreihe bis 2005 zurückgeht.

			Insbesondere durch die Corona-Pandemie angetrieben, wächst die Nachfrage nach zeitnahen und aktuellen Daten stark an. Die digitale Lkw-Mauterhebung, die für alle Bundesstraßen und Bundesautobahnen gilt, bietet die Möglichkeit, das Lkw-Verkehrs­aufkommen tagesgenau zu erfassen, woraus im fünf- bis neuntägigem Abstand der dazugehörige Indikator veröffentlicht wird. So ist es möglich, auch bereits die Entwicklung des letzten Jahres bzw. der letzten Monate zu betrachten. Der Index informiert zeitnah über die konjunkturelle Entwicklung in Deutschland durch die wöchentlichen Aufzeichnungen der mautpflichtigen Lastkraftwägen. Diese sind nur geringfügig zeitverzögert und drücken die Entwicklung der Industrieproduktion in Deutschland aus. Inwieweit der Lkw-Maut-Fahrleistungsindex die Industrieproduktion widerspiegelt, zeigen Cox et al. (2018) in einem ausführlichen Vergleich der Werte mit dem industriellen Produktionsindex. Hierbei zeigt sich ein sehr ähnlicher Verlauf der Monatsdaten des Lkw-Maut-Fahrleistungsindex mit einer hohen Korrelation von 0,78. 

			In den taggenauen Daten kristallisiert sich die Corona-Pandemie klar heraus (vgl. Abb. 1). Mitte März 2020 stürzt der Index massiv ein, erholte sich im Jahresverlauf aber stetig und näherte sich damit dem Verlauf des Vorjahres wieder an. Auch für Januar 2021 zeichnet sich eine ähnliche Kurve zu den Vorjahren ab.



   			 Abb. 1
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			Neben dem Lkw-Fahrleistungsindex sind auch weitere Zeitreihen vorhanden, die einen Einblick in die wirtschaftliche Situation der Branche ermög­lichen. Im Rahmen der ifo Konjunkturumfragen werden die Unternehmen dieses Bereichs seit 2005 befragt. Die monatlich vorliegenden Umfrageergebnisse liefern einen guten Einblick in die Entwicklungen der Branchen und können das Stimmungsbild gut wie­dergeben. In Abbildung 2 sind die Zeitreihen zur Beurteilung der aktuellen Geschäftssituation, den Erwartungen zur Entwicklung in den kommenden sechs Monaten sowie das sich daraus ergebende Geschäftsklima abgebildet. Zu erkennen ist, dass das Geschäftsklima 2018 ausgesprochen gut ausfiel. Mit Blick auf die zu erwartende Entwicklung in den kommenden sechs Monaten schwand der Optimismus zu Beginn des Jahres 2018 – Anfang 2019 blickten die befragten Unternehmen per saldo mit Pessimismus auf die folgenden Monate. Die Beurteilung der Geschäftslage folgte den Geschäftserwartungen mit einiger Verzögerung. 2020 sind die Auswirkungen der Corona-Pandemie deutlich in den Zahlen zu erkennen. Das Geschäftsklima erholte sich in den Sommermonaten zwar wieder, allerdings erreichte der Indikator bisher noch nicht den positiven Bereich. Im Januar 2021 trübte sich das Geschäftsklima jedoch wieder spürbar ein.

		
   			 Abb. 2
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			Neben diesen Fragen werden die Unternehmen nach verschiedenen anderen Aspekten befragt (vgl. Brandt 2020), unter anderem auch nach den Per­sonalplanungen, die in Abbildung 3 dargestellt sind. Es ist zu sehen, dass die Unternehmen bereits 2019 nicht mehr ganz so häufig planten, zusätzliches Personal einzustellen. Hintergrund ist, dass sich die Geschäftssituation im Verarbeitenden Gewerbe ab diesem Zeitraum weniger positiv gestaltete. Die Produktionstätigkeit im Verarbeitenden Gewerbe ent­wickelte sich weniger günstig, so dass der Transportbedarf an Rohstoffen, Vorprodukten und Fertigwaren sank. Zu erkennen ist, dass sich die Geschäfts­situation im Verarbeitenden Gewerbe nahezu identisch zur Geschäftssituation in der Güterbeförderung im Straßenverkehr entwickelte (vgl. Abb. 4). Die starke Abhängigkeit vom Verarbeitenden Gewerbe wird auch daran deutlich, dass sich die Geschäftserwartungen im Bereich der Güterbeförderung im Straßenverkehr sehr ähnlich zu den Produktionserwartungen im Verarbeitenden Gewerbe entwickelten (vgl. Abb. 5).

		
   			 Abb. 3
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			Fazit

			Deutschland ist unter anderem dank seiner geografischen Lage prädestiniert für Logistikdienstleistungen. Das Straßennetz von rund 830000 Kilometern1 bietet damit die Grundlage für den wichtigsten Transportbereich, nämlich die Güterbeförderung im Straßenverkehr. Auf Basis der deutschen Infrastruktur und der damit verbundenen Flexibilität von Lastkraftwägen ist diese Transportart wesentlich expansiver als der Schienenverkehr oder die Schifffahrt. Davon abgesehen, bietet diese Branche die Möglichkeit, einen guten Blickwinkel auf die konjunkturelle Entwicklung durch den Zusammenhang von industrieller Produktion und dem damit benötigten Transportaufwand zu erlangen. Grundsätzlich lässt sich sagen, dass dieser Wirtschaftszweig über die letzten zehn Jahre kontinuierlich wuchs. Nichtsdestotrotz wurde auch er im ersten Halbjahr 2020 hart von der Corona-Pandemie getroffen. In diesem Zuge stieg auch die Nachfrage nach aktuellen Daten an, so dass es lohnend ist, die Daten des Lkw-Maut-Fahrleistungsindexes sowie die Umfrageergebnisse der ifo Konjunkturumfragen zu Rate zu ziehen. 

			Beide zeigen, dass insbesondere im April 2020 die Stimmung der Branche erheblich zurückging, die Geschäftslage fiel größtenteils ungünstig aus, und die Perspektiven waren von Pessimismus geprägt. Zudem sank unter anderem auch aufgrund des ebenfalls von Einbußen betroffenen Verarbeitenden Gewerbes der Transportbedarf. Im weiteren Jahresverlauf erholte sich die Lkw-Fahrleistung wieder. Ebenso verbesserte sich das Geschäftsklima in der Güterbeförderung im Straßenverkehr. Mit Ende des Jahres 2020 gaben beide zugehörigen Indizes aufgrund des zweiten Lockdown jedoch wieder nach. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass diese beiden Möglichkeiten im Speziellen durch ihre Aktualität einen sehr guten Weg zur Einschätzung der Branche bieten.

			Literatur

			Brandt, P. (2020), »Konjunkturumfrage Dienstleistungen«, in: S. Sauer und K. Wohlrabe (Hrsg,), ifo Handbuch der Konjunkturumfragen, ifo Beiträge zur Wirtschaftsforschung 88, ifo Institut, München, 77–88.

			Cox, M., M. Berghausen, S. Linz, C. Fries und J. Völker (2018), »Digitale Prozessdaten aus der Lkw-Mauterhebung: Neuer Baustein der amtlichen Konjunkturstatistiken«, 1. Juni, verfügbar unter: https://www.destatis.de/DE/Methoden/WISTA-Wirtschaft-und-Statistik/2018/06/digitale-prozessdaten-062018.pdf?__blob=publicationFile, aufgerufen am 29. Januar 2021.


Endnoten


			
				
					1	Laut Angaben des Bundesministeriums für Verkehr und digitale Infrastruktur, verfügbar unter: https://www.bmvi.de/SharedDocs/DE/Artikel/G/infrastruktur-statistik.html, aufgerufen am 29. Januar 2021.
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Evaluationsteilnehmerinnen (inks) und vergleicht diese it einer reprasentativen Stichprobe der
jugendlichen Bevalkerungin Deutschland auf Basis von PISA (rch,
2)Stark benachteligtersazioskonomischer Hintergrund: Jugendiiche geben an, dass es beihnen zu Hause

achstens 25 Bicher gibt.

o) Migrationshintergrund: Jugendiiche selbst oder ein Elterteilwurden im Ausland geboren.

c) Beide Elternteile anwesend: umfasst sowoh eibliche Eltern als auch Stifeltern.
Quelle: Darstellung der Autoren auf Basis von Resnjanskij et al. (2021).

©ifo Institut
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* EU-Lander sortiert nach BIP pro Einwohner, 2019,

Quelle: Euroy

© ifo Institut

ische Kommission; Berechnungen des ifo Instituts.
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Tiefese Abkommen

»Seichtese Abkommen

Kein Abkommen

Anmerkung; Die Abbildung zeigt die bilateralen (ungewichteten) Durchschnittszslle der RCEP-Mitglieder. Die Zolldaten beschreiben das Jahr 2017, bei den Handelsab-
kommen sind alle der WTO-gemeldeten bericksichtigt (Stichtag: 25. Januar 2021).

Quelle Teti(2020); WTO; Darstellung desfo Insttuts.
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Quelle: Europaische Kommission; Europaisches Zentrum fir die Prévention und die Kontrolle
von Krankheiten (ECDC): Berechnungen des ifo Instituts. ©ifo Institut
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Effekte des Mentoring-Programms auf die Arbeitsmarktaussichten von stark benachteiligten Jugendlichen
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Anmerkungen: Die Abbildung zeigt den Effekt des Mentoring-Programms » Treatmenteffekts) auf den Index der Arbeitsmarktaussichten und auf seine

drei Komponenten: (1) standardisirte Mathematiknote (mit umgekehrter Reihenfolge der Noten, so dass hihere Werte bessere Leistungen anzeigen);

(2) Index von Geduld und Sozialkompstenzen; und (3) Index der Arbeitsmarktorientierung. Angegeben st jevieils auch die Differenz in der jeweiligen

Veriable zwischen Jugendlichen mit stark benachteiligtem und ginstigerem soziookonomischen Hintergrund (sozioskonomischer Unterschisd) in der

nicht am Progrem teilnehmenden Kontrollgruppe.

Quelle: Darstellung der Autoren auf Basis von Resnjanskij et al. (2021). © ifo Institut
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Corona-Aufbauplan: Bewdhrungsprobe fiir den
Zusammenhalt in der EU?

Die EU hat das groRte Hilfsprogramm ihrer Geschichte auf-
gelegt - finanziert durch gemeinsame Schulden. Mit dem
»Next-Generation-EU«-Paket (NGEU) - einem Fonds in Hohe
von 750 Mrd. Euro, will die Kommission die 6konomischen Fol-
gen der Coronakrise abfedern und die wirtschaftliche Erholung
unterstiitzen. Das Europa nach Corona soll umweltfreundli-
cher, digitaler und krisenfester sein sowie aktuellen und kiinf-
tigen Herausforderungen besser standhalten.

Unsere Autoren analysieren im aktuellen Schnelldienst die di-
rekten Wirkungen des NGEU-Programms. Sie zeigen, welche
Lander besonders von dem Hilfsfonds profitieren werden. Kri-
tisch beleuchten sie die Wirkung gemeinsamer Schulden: Sind
sie ein Anreiz, dass einige Lander auf Kosten anderer dauer-
haft iiber ihre Verhaltnisse leben? Oder fithren gemeinsame
Schulden zu einer schrittweisen, grundlegenden Reform der
EU-Einnahmen, die den sozialen Zusammenhalt innerhalb der
EU sogar starken kénnten?

Zudem untersucht der Schnelldienst die Einigung mit Polen
und Ungarn im Streit (iber den neuen Rechtsstaatsmechanis-
mus. Der Kompromiss bleibt in manchen Punkten hinter den
antlichen Erwartungen zuriick. Markiert er dennoch einen
ritt bei der Durchsetzung rechtsstaatlicher Institutio-
en EU-Mitgliedstaaten?

er Website finden Sie weitere Berichte und Analysen
ft Europas:
ww.ifo.de/themen/eu-reformen
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Quelle: Weltbank und Comtrade; Baci (Gaulier und Zignago 2010). ©ifo Institut
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